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1943 entstanden in der Wüste von Utah, USA Nach- 

bauten deutscher (und japanischer) Wohnhäuser. 

Die Amerikaner testeten hier die Effektivität ihrer Luft- 

angriffe mit Brandbomben auf Berlin. Um den realen 

Bedingungen möglichst nahe zu kommen wurden 

Dachkonstruktion und Mobiliar, selbst Bodenbeläge 

detailgetreu nachgebildet. 

An der Planung und Beratung waren die - 1933 aus 
Deutschland emigrierten - Architekten Erich Mendel- 

sohn und Konrad Wachsmann beteiligt. 
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EDITORIAL 


uch wenn die Bild ängstlich fragt: 

»Sind wir bald alle Afrikaner?«, 

wissen wir es doch eigentlich bes- 
ser. Wir sind Deutsche. Auf uns lastet 
die Verantwortung. Und wir sind Euro- 
päerInnen, uns eint mit dem Rest Eu- 
ropa, gemeinsam das dunkle Kapitel 
Zweiter Weltkrieg durchgestanden und 
gelitten zu haben. Die deutsche Iden- 
tität, sie wird gefeiert und konstruiert — 
allgegenwärtig. 
Der Superminister widmet sich einer 
neuen Initiative für mehr deutsche Spra- 
che im Radio, was zur Folgen haben 
könnte, dass sich Heinz Rudolf Kunze, 
die Mutter aller Quotierungsversuche, 
derart beflügelt fühlt, dass er seinen Hit 
»Ich bin auch ein Vertriebener« neu 
auflegt, sozusagen als Soundtrack zur 
aktuellen Debatte um die Vertriebenen- 
stiftung. 
»Das ZDF fragt Sie und die ganze Na- 
tion: Wer ist Ihre erste Wahl?« Zunächst 
werden 10 aus 300 Vorschlägen aus- 
gewählt. »Die Top Ten der beliebtesten 
Deutschen stellen sich dann der end- 
gültigen Wahl zum besten Deutschen.« 
Hmm. Der beste Deutsche; der Beste 
unter den Besten also. Da möchte die 
Entscheidung wohl überlegt sein, Petra 
Kelly oder Sven Hannawald? Wernher 
von Braun und Siegfried-und-Roy, un- 
terwanderten beide erfolgreich Feindes- 
land, andererseits macht sie das nicht 
irgendwie zu Verrätern? Haben sich 
Campino und August Thyssen am Ende 
doch mehr ums Vaterland verdient ge- 
macht? Sollte das Kreuz nicht gleicher- 
maßen gesellschaftliche Verantwortung 
repräsentieren, ergo: aufmunternde 


nicht-alles-war-schlecht Zoniwahl. Die 
Kampagne der Super Illu für Helga 
Hahnemann, Gojko Mitic und Uns 
Täve wird wohl nicht auf sich warten 
lassen. Nichts falsch machen, kann der 
gute Deutsche mit Goethe, Schiller oder 
Mozart. Moment mal! Mozart? Nun 
gut, im engeren Sinne..., aber wer wird 
denn in diesen Zeiten noch so klein 
denken. Pluralistisch wie man sich nun 
mal zu geben hat, ist auch an eine 
Alternative für Ewiggestrige gedacht: 
Marx und Adorno sind ankreuzbar, in 
einer Reihe mit Stauffenberg und 
Ratzinger. 

Die geballte Deutschfeierei und Ge- 
schichtsdreherei war Grund genug, uns 
mit der neunten Phase 2 der Entwick- 
lung des Geschichtsrevisionismus und 
seiner Auswüchse zu widmen. Heut- 
zutage hat die Zivilgesellschaft mit ihren 
rot-grünen RepräsentantInnen aus der 
Geschichte gelernt und ihre Hausauf- 
gaben gemacht und darf per se auf der 
guten Seite quasi alles (denken, sagen, 
tun). Andere argumentieren, das völ- 
kische Ticket liegt nicht nur griffbereit 
auf Tasche, sondern hat seine Gültigkeit 
nie verloren. Weiterhin werden die Ent- 
wicklungen des erinnerungspolitischen 
und Gedenkdiskurses analysiert, die ei- 
ne positive Bezugnahme auf deutsche 
Geschichte erst ermöglichen. Das rich- 
tige Werkzeug also, die Heimattümelei 
anzugreifen. 

In diesem Sinne: Lethargy is over, here 
comes the Herbst! 
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' Ganz offensichtlich 
aber ist die schadenfro- 
he Genugtuung, mit der 

amerikanische Hilfege- 
suche an Berlin und 
Paris bewertet werden. 
Das sagt nichts darüber 
aus, ob Deutschland 
dann nicht doch 
Soldaten entsendet. Die 
Beteiligung an einer 
Nachkriegsordnung 
unter amerikanischen 
Oberbefehl stünde nicht 
für die freiwillige 
Selbstaufgabe der 
deutschen Gegen- 
machtsambitionen. 
Neben dem handfesten 
Wunsch, in der Region 
wirtschaftlich wieder 
stärker profitieren zu 
können, wäre ein UNO- 
Mandat für eine 
Bundeswehr- 
Friedenstruppe im Irak 
in erster Linie ein strate- 
gischer Erfolg. Die 
Verrechtlichung der 
internationalen 

Beziehungen ist das 

Instrument, mit 
welchem man die 
Supermacht zu domes- 
tizieren gedenkt. (Vgl. 
dazu auch »Gegen 
Macht Europa«, 


Phase 2.08, S. 40ff). 
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Die Europäisierung 
der deutschen Geschichte 


ZUM SCHWERPUNKT DIESER AUSGABE 


enn in New York das Licht ausgeht, dann geht 

den Deutschen eins auf. Endlich, und ganz 

ohne Wunderwaffe, zeigt sich eine Schwäche 
des Konkurrenten. Dass der »Spiegel« die »Weltmacht 
ohne Strom« zur Titelstory aufbauschte, beruhte weniger 
auf den Anforderungen des Nachrichtenjournalismus. 
Die Blattmacher ließen sich wohl eher vom »Prinzip 
Hoffnung« leiten. In Hamburg sah man das »Nervenzen- 
trum der Vereinigten Staaten« getroffen und glaubte, die 
»Verwundbarkeit der selbstbewussten Weltmacht« ent- 
larvt. Im Jargon der Kriegsberichterstattung spiegelte sich 
der Unmut über eine Weltordnung, in der man selber 
nur an zweiter Stelle das Sagen hat. So lange die zur Auf- 
holjagd trommelnde Nation nur die deutlich kleineren 
Knüppel schwingen kann, sind die Missgeschicke des 
Gegners Balsam für die deutsche Seele. Wenn die Schwie- 
rigkeiten der USA, im Irak stabile Verhältnisse zu 
gewährleisten, beurteilt werden, spürt man die gar nicht 
so heimliche Freude. Aus diesem oder jenem Zeitungs- 
kommentar lässt sich der Wunsch nach einem zweiten 
Vietnam herauslesen.! 

Eigentlich würde man aber lieber andere, eher selbst- 
gemachte Siegesmeldungen feiern. Mit unbeirrbarer Ziel- 
strebigkeit wird deshalb in Deutschland das Projekt einer 
europäischen Gegenmacht vorangetrieben. 


Europa braucht Geschichte 


Wenn zum Wohle Deutschlands die Welt am europä- 
ischen Wesen genesen soll, dann ist Antiamerikanismus 
ein Element, welches die Zustimmung breiter Bevölke- 
rungskreise in Deutschland und anderswo zum Kerneu- 
ropaprojekt möglich macht. Und trotzdem eine etwas 
dünne Grundlage für die Mixtur, die dafür sorgen soll, 
dass in der Konkurrenz der Blöcke die BürgerInnen mit 
Herz und Verstand loyal auch zu einer europäisch trans- 
formierten Staatlichkeit stehen. Für die Annahme einer 
europäischen Identität böte auch ein europäischer Verfas- 
sungspatriotismus zu wenig Substanz, meinte einer ihrer 
Erfinder, der Vorzeigephilosoph Jürgen Habermas. Als 
echter Uni-Streber hatte er die Lösung des Problems auch 
schon in petto. Europa bräuchte mehr Einsicht in seine 
gemeinsame Geschichte, die es von den anderen, mit we- 
niger glorreicher Vergangenheit ausgestatteten, Nationen 
positiv abheben würde. In seiner ersten Lektionen erin- 
nerte der philosophische Politikberater die ehemaligen 
Kolonialmächte samt ihren postfaschistischen und post- 
nationalsozialistischen Monstern daran, dass sie nicht nur 
die BegründerInnen, sondern auch ursprünglichsten Be- 
wahrerInnen von bürgerlich-urbanen Lebensformen, De- 


mokratie und Menschenrechten seien. Doch weil ihm die 
stolze Erinnerung an römisches Recht und Code 
Napol&on immer noch zu wenig dünkte, um dafür Mc 
Donalds aus Paris und die Amis aus Bagdad zu werfen, 
erklärte er auch den Holocaust zur europäischen Erfah- 
rung. Statt Kritik gab es Lobhudelei oder stillschweigen- 
de Akzeptanz. Es war ein Vorstoß, mit dem man sich in 
Deutschland als Lieblingsschlauberger sehen lassen kann. 
Er reiht sich in die auf vielen thematischen Feldern voll- 
zogene Geschichtspolitik ein, welche die deutschen Ver- 
brechen über einen europäischen Blickwinkel entwirk- 
licht und relativiert. Der Nutzen dieser Umdeutung ist 
ein mehrfacher. Indem die deutsche Schuld in einem plu- 
ralistischen Erinnern aufgeht und die historischen Ursa- 
chen für die Verbrechen des Nationalsozialismus in einer 
europäischen Leidensgeschichte verschwimmen, wird ei- 
ne positive Bezugnahme auf die Vergangenheit möglich. 
Über die Geschichte des deutschen Volkes, die nun als ei- 
ne Opfergeschichte unter vielen erscheint, lässt sich un- 
gebrochener nationale Gemeinschaft stiften. Habermas’ 
Versuch zeigt aber auch, dass die geschichtspolitische 
Umdeutung das Vehikel für eine modernisierte europäi- 
sche Kollektividentität werden kann. Der zentrale Mehr- 
wert, den der deutsche Neorevisionismus abwirft, besteht 
unabhängig davon, ob er der traditionellen oder moder- 
nisierten Selbstvergewisserung der Nation dient: Aus der 
Verbrechensgeschichte der Deutschen sollen sich für alle 
Ewigkeit nicht mehr politische Beschränkungen, statt- 
dessen aber Normalität und moralisch besonders legiti- 
mierte Interventionsbefugnisse ableiten lassen. 

Das Habermasche Konzept steht zwar für die neue 
deutsche Dreistigkeit, ist an sich aber Teil einer sich 
schon länger abzeichnenden geschichtspolitischen Ent- 
wicklung. Spätestens seit dem Jugoslawienkrieg ist deut- 
lich geworden, wie die Erinnerung an die Verbrechen des 
Nationalsozialismus für deutsche Interessenpolitik be- 
nutzt wird. Das Ausmaß allerdings, mit dem heute die 
Umdeutung der Erinnerung betrieben wird, ist neu. Mit 
der Art der Thematisierungen von Bombenkrieg und 
deutschen Flüchtlingsschicksalen werden die Täter/Op- 
fer-Grenzen endgültig verwischt und die, nur unter dem 
Zwang der Alliierten vollzogene, Reeducation verkauft 
man als erfolgreichen Lernprozess, der den GegnerInnen 
von damals und heute unter die Nase gerieben wird. 


Der große Sprung 


Dies sind aktuelle Belege dafür, dass sich neben Wirt- 
schaftswunder, Wertarbeit und Wiedervereinigung ein 
weiteres deutsches Markenzeichen etabliert: Deutsche 


Nordwestansicht German Village 
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Geschichtspolitik. Mit ihrer Hilfe schaffte man in nicht 
einmal sechzig Jahren den großen Sprung. Vom Verlierer, 
der sich trotzig in die Niederlage fügte und aus dem 
Zwang zur Selbstbeschränkung das Recht auf Beschwei- 
gen und Erinnerungsabwehr ableitete, hin zur auferstan- 
denen Großmacht, die aus der auf ihre Bedürfnisse zuge- 
schnittenen Geschichtsbetrachtung die höheren morali- 
schen Werte für sich in Anspruch nimmt. Es ist leider ei- 


tune Bild der Vergangenheit zu prägen drohen und darü- 
ber hinaus als Legitimationsbausteine für deutsche Inter- 
ventionspolitik dienen können. Schon jetzt wird die ge- 
schichtspolitische Offensive von einem umfassenden in- 
tellektuellen Konsens getragen. Kritische Einwände, wie 
die von Diner bleiben weitgehend ungehört. Die Nation 
hält sich andere moralische Instanzen. Im Beitrag von 


Alexander Reutlinger und Christoph Schaub wird be- 


FÜR REUE UND ERINNERUNG, DIE SICH DER OPFERPERSPEKTIVE 
VERPFLICHTET SIEHT, IST IN DIESEM KONTEXT KEIN PLATZ. 


ne deutsche Erfolgsgeschichte, mit der sich im Schwer- 
punkt der aktuellen Phase 2 auseinandergesetzt wird. 

Der Text von Phase 2-Leipzig analysiert die Optimie- 
rung des Produktes. German Gedächtnis, das heißt die 
Wandlung von der Verleugnungs- zur Erinnerungsge- 
meinschaft. Statt traditioneller Erinnerungsabwehr, wie 
sie in den Schlussstrichdebatten bis heute sichtbar wird, 
entwickelte sich ein modernisiertes und bei weitem nütz- 
licheres Modell deutscher Geschichtspolitik. Durch plu- 
ralistisches Gedenken werden die Opfer des Holocaust 
mit Vertriebenen und den deutschen Toten des Zweiten 
Weltkrieges in eine Reihe gestellt. Indem man die Ver- 
brechen des NS nicht beschweigt, sondern sie den Folgen 
für die TäterInnen strukturell gleichmacht, wird der 
deutsche Opfermythos zu einem akzeptablen Muster na- 
tionaler Identifikation. 

Dass die kollektive Selbstversicherung auf einer Ge- 
schichtssicht aufbaut, welche die Folgeerscheinungen des 
Nationalsozialismus für die Deutschen selber in den Vor- 
dergrund rückt, wird vom Historiker Dan Diner bestätigt. 
Für den Leiter des Leipziger Simon Dubnow-Institutes, 
der sich schon lange gegen die gleichmachende Einord- 
nung des Holocaust in eine universalistische Verbrechens- 
geschichte wendet, ist die Tendenz der Enthistorisierung 
und »Anthropologisierung des Leidens«, in deren Zusam- 
menhang die Ursachen der Ereignisse verdrängt werden, 
augenscheinlich. Seine kritische Haltung gegenüber euro- 
päischen Einigungsvorstellungen, die analog zur deut- 
schen Nationalstaatsgründung auf einer politischen Feind- 
konstitution bauen und darüber hinaus kollektiven Zu- 
sammenhalt über eine »Kerneuropäisierung des Shoahge- 
dächtnisses« hervorzurufen versuchen, kommt allerdings 
nicht ohne ein Zugeständnis an den geschichtsrevisionis- 
tischen Zeitgeist aus. Dass die tschechischen Maßnahmen 
gegen die Sudetendeutschen nicht ein Gebot politischer 
Vernunft, sondern ein nachholender Antifaschismus ge- 
wesen seien, getrieben von einem nationalen schlechten 
Gewissen, welches sich einer stillschweigenden Kolla- 
boration mit den deutschen Besatzern bewusst, nun im 
antideutschen Aktionismus niederschlug, ist eine Argu- 
mentation, mit der im Gegensatz zu Phase 2 vor allem 
Landsmannschaften etwas anzufangen wissen. 


Instanzen der Nation 
Die neudeutsche Kontextualisierung der Geschichte hin- 


terlässt Eckpunkte einer neorevisionistischen Historio- 


graphie, die auf Jahre hinweg das gesellschaftlich oppor- 


schrieben, wie deutsche Literaten aus der »Gruppe 47« 
kontinuierlich die »Entleerung des Opferbegriffs« betrie- 
ben. Indem sie die Verantwortung für den Nationalsozia- 
lismus personalisierten Eliten überschrieben und von ei- 
ner mitfühlenden Hinwendung zu den konkreten Kriegs- 
erfahrung der deutschen Bevölkerung abgrenzten, schu- 
fen sie Voraussetzungen für deutsche Normalitätsdis- 
kurse. Wenn heute der Protagonist eines Vertriebenen- 
zentrums, Peter Glotz, im FAZ-Feuilleton von »Hitlers 
Rassismus, Hitlers Antisemitismus, Hitlers Angriffskrieg« 
spricht, wenn Jörg Friedrich deutsche Bunker als »Kre- 
matorien« bezeichnet, wird klar, dass beide Argumenta- 
tionsstränge aus der »Gruppe 47« zur Basis des aktuellen 
geschichtsrevisionistischen Durchbruchs gehören. 

Für Reue und Erinnerung, die sich der Opferperspek- 
tive verpflichtet sieht, ist in diesem Kontext kein Platz. 
Deutschland pflegt einen kalt berechnenden Umgang 
mit seiner verbrecherischen Vergangenheit. Die lange Ge- 
schichte deutscher Entschädigungsverweigerung ist Teil 
dieses Paradigmas. Die Zahlungen aus dem Entschädi- 
gungsfond folgen dem kalkulierten Interesse, Rechtssi- 
cherheit für deutsche Firmen zu erlangen. Mit ihnen ver- 
bindet sich keine moralische und politische Anerken- 
nung der Ansprüche von Opfern des Natiolalsozialismus. 
Andererseits ermöglicht die vermeintlich materielle Rege- 
lung den politischen Zugriff auf die Geschichte. Die al- 
mosenartige Abspeisung weniger, in die BittstellerInnen- 
rolle gedrängter Opfer, wird zum Beweis, dass Deutsch- 
land doch nun wirklich einen beispielhaften Umgang mit 
seiner Vergangenheit vorweisen kann. 

Tobias Ebbrecht analysiert in seinem Beitrag »Deut- 
scher Rechtsfrieden« die jüngsten Ausformungen instru- 
menteller Entschädigungspolitik. Mit Verweiß auf die 
Staatenimmunität und das damals geltende Völkerrecht 
wurde vom BGH die individuelle Entschädigung von 
Nachkommen ermordeter EinwohnerInnen aus der grie- 
chischen Stadt Distomo zurückgewiesen. Geht es um die 
eigenen außenpolitischen Interessen Berlins, wird der 
Rechtsanspruch »Staatenimmunität« von Deutschland 
auf internationaler Ebene bekämpft. Mit Hilfe eines al- 
ternativen »Völkerstrafgesetzbuches« will Deutschland 
weltweit begangene Verbrechen in die Konzeption völki- 
scher Rechtssubjekte einordnen und auf deutschem Bo- 
den zur Anklage bringen. Während die Klage der NS- 
Opfer ohne großes Federlesen niedergeschlagen wurde, 
ermittelt die deutsche Justiz auf der Grundlage des »Völ- 
kerstrafgesetzbuches« wegen eines angeblichen Massakers 
an Sudetendeutschen 1945 gegen tschechische Staatsbür- 


gerInnen. Was Deutschland als Recht international 
durchsetzen möchte und was Deutschland als Recht 
gegen sich selbst gelten lässt, bestimmen also die Kinder 
und Enkel der TäterInnen. 

Unterstützung für den Diskurs der Entschädigungsab- 
wehr kommt aus leidlich bekannter Ecke. Der Historiker 
und Schlussstrich-Apologet Götz Aly, der die Folgen des 
Potsdamer Abkommens gravierender als die des deutschen 
Massenmords an den europäischen Jüdinnen und Juden 
empfindet und der es in der antideutschen Linken bereits 
vor Jahren zu negativer Bekanntheit brachte, als er 
Auschwitz als einen Bestandteil europäischer Bevölke- 
rungspolitik entwirklichte, wendet sich nun gegen weit- 
ergehende Schadensersatzleistungen für Opfer des Natio- 
nalsozialismus. Sein Argument, dass sonst alle »Heimatver- 
triebenen«, also auch die sudetendeutschen Überlebenden 
des »Todesmarsches von Brünn« Entschädigung verlangen 
könnten, offenbart auf Neue, wie nützlich es für dieses 
Land ist, wenn seine verbrecherische Vergangenheit in 
einer europäischen Geschichtsperspektive aufgelöst wird. 


Strategie des Erinnerns 


Eine politische Debatte darüber gab und gibt es nicht. In 
Deutschland debattiert man anderes. Soll das »Zentrum 
gegen Vertreibung« in Berlin entstehen oder doch lieber 
in »Breslau«? Soll die Vertreibung der Deutschen in 
Folge des Zweiten Weltkrieges im Mittelpunkt stehen 
oder im europäischen Kontext gleichermaßen an die 
Opfer kriegerischer und ethnischer Konflikte erinnert 
werden? Unabhängig von den scheinbaren Alternativen 
steht ein Ergebnis schon fest. Der Umsiedelung der 
deutschen Minderheiten aus den ost- und südosteuro- 
päischen Staaten wird fortan als ein historisches Verbre- 
chen gedacht. Das Mahnmal steht so für eine Umschrei- 
bung der Geschichte, bei der die Bewertung der 
Vertreibung, als Versuch der Alliierten einer aggressiven 
deutschen Volkstumspolitik die wesentliche Bezugsgrö- 
ße zu entziehen, ihre Bedeutung verliert. Im Artikel »Aus 
dem Innenleben der Abstammungsgemeinschaft« von 
Phase 2-Göttingen wird beschrieben, dass damit nicht 
nur für die organisierten Revisionsansprüche der »Volks- 
deutschen« eine lange gehegte Zielvorstellung in 
Erfüllung geht. Das AutorInnenkollektiv sieht die De- 
batte als Indikator für die gesellschaftliche Relevanz 
deutsch-völkischer Bestrebungen. Aus dem Zusammen- 
spiel staatlicher Institutionen und formal unabhängiger 
Mittelsorganisationen zur Verbreitung des Volkstums- 
gedankens erwächst so ein wirksames Instrument deut- 
scher Expansionspolitik. Aus der Debatte um das Ver- 
triebenenzentrum geht die entlastete Nation hervor. 
Beide Entwürfe und ihr parteipolitisch nicht klar zu un- 
terscheidender Anhang erreichen dies mit einer nahezu 
deckungsgleichen Herangehensweise. Durch eine Aus- 
weitung des Blickwinkels auf die letzten hundert Jahre 
europäischer Geschichte wird der deutsche Opferstatus 
aus dem Gedenken an eine Vielzahl von Zwangsaussied- 
lungen und Deportationen — von der türkischen Bevöl- 
kerungspolitik gegen die Armenier bis zu der in den ju- 
goslawischen Nachfolgestaaten — destilliert. Über die 
diskursive Einbettung der Vertreibung in eine gesamteu- 
ropäische Opferdimension wird der Mythos unschul- 
diger deutschen Opfer jenseits einer historischen Ursa- 


chenanalyse plausibel und politikfähig gemacht. Auch 
für Traditions- und Vertriebenverbände ist die europäi- 
sche Sichtweise keine Relativierung ihrer politischen 
Agenda. Vielmehr zeigt sich darin ihre Anerkennung er- 
folgreicher deutscher Interessenpolitik, die über das Me- 
dium Europa ihren Handlungsrahmen und ihre Legi- 
timationsbasis erweitert hat. 


Kein Frieden 


Der europäische Weg stellt sich derzeit als effizienteste 
Strategie zur Vergrößerung deutscher Weltgeltung her- 
aus. Bis heute ist nicht absehbar, ob das Projekt Kerneu- 
ropa die Qualität eines Nationalstaates annehmen wird. 
Zweifelhaft, ob sich widersprüchliche Kapitalinteressen 
einem ideellen europäischen Gesamtinteresse fügen und 
ob sich aus Verfassungspatriotismus, Antiamerikanismus 
und »europäischer« Geschichte eine adäquate Identität 
schmieden lässt. Absolut sicher aber ist, das dieses Europa 
kein Projekt emanzipatorischer Veränderungen sein wird. 
An keiner Stelle weist es über die Zumutungen kapitalis- 
tischer Verhältnisse hinaus. In der Fetischisierung der 
sozialstaatlichen Befriedung von Klassengegensätzen, die 
immer mehr eine ideologische ohne materielle Entspre- 
chung ist, sind die Grundlagen kapitalistischer Organisa- 
tion — Staat und Kapital — aufgehoben. Die Abgrenzung 
gegen die VerliererInnen des weltweiten Produktivitäts- 
vergleichs ist die Grundlage für das Wachsen der Mauern 
der Festung Europa, die tagtäglich rassistische Ausschlüs- 
se produziert. Und die Selbstkonstitution gegen Amerika 
enthält das der kapitalistischen Konkurrenz eigene Ag- 
gressionspotenzial. Die grundsätzliche Akzeptanz militä- 
rischer Konfliktlösung wird trotz der Selbststilisierung 
zum Friedensengel alles andere als in Frage gestellt. So 
erwächst inmitten einer »geradezu absurden Konstruk- 
tion einer deutsch-europäischen Moralität und Zivilität« 
ein militärischer Koloss. 

Genau sowenig ist Europa ein antideutsches Projekt. 
Antisemitismus und Antiamerikanismus fließen unge- 
brochen in die Versuche der Schaffung einer europäi- 
schen Kollektivität ein. Die Modernisierung des völki- 
schen Nationalismus findet im Regionalismus seine 
Grenzen. Das deutsche Kapital gehört schon jetzt zu den 
Hauptprofiteuren der Wirtschaftsgemeinschaft. »Die 
Unterstützung deutsche Interessen vertretender gesell- 
schaftlicher Strömungen geht Hand in Hand mit wirt- 
schaftlicher Expansion, die teilweise ebenso ideologie- 
transportierende Komponenten enthält. Die von deut- 
schen Unternehmen erlangte Dominanz der Presseland- 
schaften beispielsweise in Polen, Tschechien, Bulgarien 
und Kroatien (jeweils 70 bis 90%) eröffnet diesbezüglich 
Möglichkeiten für einen Export deutscher Wertvorstel- 
lungen und Ideologie.« 

Und auf der Grundlage der geschichtsrevisionisti- 
schen Offensive verliert Deutschland jegliche Skrupel 
seine Interessen weltweit und mit allen Mitteln durch- 
zusetzen. Es gäbe für eine antikapitalistisch-antideutsche 
Linke mehr als einen schlechten Grund den deutsch- 
europäischen Großmachtambitionen die politische 
Praxis zu widmen. 
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German Gedächtnis - Das Konzept 
einer feindlichen Übernahme 


DIE KERNEUROPÄISIERUNG DES SHOAH-GEDÄCHTNIS’ KOMMT DER 
TÄTERINNENGESELLSCHAFT GANZ RECHT. 


ass Erinnerung nicht nur die individuellen Span- 
)) nungen zwischen Gedenken und Vergessen ver- 

mittelt, sondern vielmehr auch ein gegenwartsbe- 
zogenes und ideologisch-identitäres Konstrukt darstellt, 
hat Maurice Halbwachs, der Erfinder des heute über- 
schwänglich zitierten kollektiven Gedächtnisses, bereits vor 
Jahrzehnten festgestellt. Das gegenwartsbezogene Arran- 
gement von Vergangenheit ist die handlungsleitende 
Maxime von Gedächtniskulturen, so der Durkheim- 
Schüler. Hätte der 1945 im KZ Buchenwald ermordete 
Halbwachs geahnt, welche geschichtsumkehrende Wir- 
kung der Begriff des Gedächtnis heute im Dunstkreis 
deutscher »Vergangenheitsauseinandersetzung« obliegen 
muss, er hätte seine theoretischen Fragmente des memoire 
collectivewohl in der Schublade behalten. Denn nicht nur 
die letzten knapp 60 Jahre bundesrepublikanischer Ge- 
schichtsentsorgung, sondern vielmehr die aktuellen Mo- 
mentaufnahmen der Berliner Republik zeugen davon, 
dass die Erinnerungen an die Shoah, dem »Zivilisations- 
bruch der Moderne«, einen Paradigmenwechsel erfahren, 
die unter dem vorgeschobenen neuen Imperativ der welt- 
bürgerlichen Versöhnung nur eines im Auge hat: In 
deutschen Täter-Landen wieder klar Schiff zu machen, 
oder besser, die olle Fregatte der negativ begründeten 
Nation wieder in den Wind zu setzen. 


Erinnerungsursprung — gegen das Sinnverstehen 


Die emphatische Konstatierung eines globalen Gedächt- 
nis der Shoah hat der traditionellen deutschen Erinne- 
rungsabwehr nicht nur den Rang abgelaufen, sondern ihr 
einen ernsthaften Rivalen zur Seite gestellt, dem es mei- 
lenweit besser gelingt, auch die »dunklen Seiten« des 
deutschen TäterInnenkollektivs ins Bewusstsein der wie- 
der erstarkten Gemeinschaft zu integrieren. Ziel ist die 
Entstehung einer pluralen Erinnerungskultur, die via 
negativer Identitätsbildung eine Ethik des gleichberech- 
tigten Gedächtnis von Opfern und TäterInnen favori- 
siert. Seitdem sind die Schlupflöcher groß genug, sich der 
Weltöffentlichkeit als eigentlicher Leidtragender des Na- 
tionalsozialismus zu präsentieren, sei es als Vertriebener, 
Bombenopfer, Widerstandskämpfer oder traumabelaste- 
ter Wehrmachtsoldat. Die einstige Unvereinbarkeit der 
unterschiedlichen Erinnerungen der TäterInnen und 
Opfer wird großzügig glattgebügelt — übrig bleibt das 
Leid.' 

Geht man davon aus, dass der Ausgangspunkt des 
Gedenkens eine Durchdringung des Wesens des zu Erin- 
nernden bildet, dann stößt man im Falle der Vergegen- 


wärtigung der Shoah auf eine Reihe von Schwierigkeiten, 
die sich um den Konflikt zwischen Geschichte und Ge- 
dächtnis gruppieren. Die vereinheitlichende Gesamtheit 
des Weltgeschehens, wie sie der Begriff der Geschichte 
zusammenfasst, beruhte auf einigen grundlegenden 
Annahmen: Es ist zum einen das Bild des auf Gesetzmä- 
Bigkeiten beruhenden Verlaufs der Geschichte, zum zwei- 
ten die These einer geschichtlichen Vernunft und zum 
dritten die damit verbundene Methode einer ein- 
heitlichen Historiographie.” Geschichte steht für einen 
aus »Säkularisierung und praktisch gewordener Aufklä- 
rung entsprungenen Deutungszusammenhang.« Sie gip- 
felt damit in einer universalen Geschichtsschreibung, de- 
ren Gegenstand — zumindest tendenziell, die Arbeiterbe- 
wegung soll hier die Ausnahme von der Regel sein — eine 
Weltgesellschaft ist und deren Nivellierungsdrang gegen- 
über den Unterschiedlichkeiten wenig Platz für Einzel- 
geschichten ließ. 

Mit der Shoah, und den ereignisbezogenen Versuchen 
einer Reflexion und erzählbaren Darstellbarkeit, stürzte 
beschriebenes Gebäude endgültig zusammen: Weder in 
eine historische Gesetzmäßigkeit noch innerhalb einer 
übergeordneten Vernunft der Geschichte ließ sich die 
Vernichtung der Juden einarbeiten.‘ Weder die Charakte- 
risierung als Prozess noch die Deutung über ein struktu- 
relles Gesetz der Geschichte konnte den überlebenden 
Opfern das erklären, was passiert ist. »Die Welt, die an 
eine natürliche Zirkulation der Zeit [...] glaubt und an der 
Vorstellung eines Kontinuums der Geschichte weiterhin fest- 
hält, weiß nichts oder will nichts wissen von der Diskonti- 
nuität, der Erschütterung der zeitlichen Struktur, die der 
Geschichtsbruch der Shoah auslöst. Der Geschichtsbegriff 
barg somit ein Dilemma in sich und seine vermeintliche 
Objektivität kollidierre nunmehr mit den subjektiven 
Erlebnissen und Erinnerungen der wenigen jüdischen 
Zeuglnnen, die seitdem die Anerkennung ihrer Zeitzeug- 
nisse einfordern. »Für den Zweiten Weltkrieg, für Nazis- 
mus und Shoah gilt wie für kein anderes Geschehen, dass 
Erinnerung(en) und Geschichte ununterscheidbar sind — 
und das nicht nur, weil die unterschiedlichen Erinnerungen 
der Zeitzeugen und Überlebenden in kein einheitliches und 
homogenes Geschichtsbild zu integrieren sind.« Die trau- 
matischen Erfahrungen, die sich innerhalb dieser Zeu- 
genschaft wiederholten, wurden zwar anfangs als »nicht 
zur historischen Faktenlage beitragend« klassifiziert, die 
amerikanische Holocaustforschung und der seit den 
achtziger Jahren einsetzende historische Trend zur 
Mikrogeschichte oder Oral History hat diese Widersprü- 
che mittlerweile obsolet gemacht. 


Dememmune u. 


Die daraus resultierenden neuen Prämissen für Gedächt- 
nis- und Erinnerungskulturen sind teilweise sogar einer 
regelrechten Konjunktur von Erinnerung gewichen, die 
oft fälschlicherweise als Ablösung der Geschichte ver- 
standen wird. Insbesondere der Gedächtnistheorie 
Maurice Halbwachs’ ist diese Interpretation ungenauer- 
weise angelastet worden. Die Oppositionsrolle gegenüber 
der Einbettung in die großen Geschichtserzählungen 
trifft allerdings genauso wenig zu. Exakter ließe sich das 
beschriebene Verhältnis dadurch kennzeichnen, dass 
Gedächtnis sich als zwangsläufige Reaktion gegen ein 
sinngebendes Verstehen des Holocausts — also gegen eine 
positivistische Suche nach dem Gesetz der Geschichte — 
begreift. Auch partikulares und einzigartiges Vergangenes 
erhält somit Relevanz. 


Schuld als Schulden 


In Deutschland war und ist die Frage der Erinnerung 
stets in Verbindung mit der der eigenen Schuldloslösung 
angelegt, die sich in regelmäßigen Schüben aufs Neue im 
deutschen Diskurssumpf festsetzt. Die Etappen und 
Nuancen — vom Beschweigen und Verdrängen der direk- 
ten TäterInnengeneration, der unvollständigen Anklage 
der 68er an die Väter, der Regression und identitätskons- 
truierenden Ansätze in den 80er Jahren, der Gleichzeitig- 
keit von moralisch intendierten Erinnerungsboom und 
Schuldabwehr seit der Wiedervereinigung bis hin zur 
modifizierten Schlussstrichforderung der Ex-Spontis — 
halluzinieren dabei eine Entwicklung, die keine ist. 
Gemein ist allen der fortdauernde Unwille, sich immer 
noch und immer wieder mit dem dunkelsten Abschnitt 
der eigenen Geschichte konfrontiert zu sehen. Gesiegt 
hat stattdessen die »vitale Vergesslichkeit« — die einge- 
schränkte Erinnerungsfähigkeit und der Ausfall von Mit- 
gefühl.” Geblieben ist das antisemitische Ressentiment, 
das sich heute zwar weniger denn je als traditionelles 
manifestiert, dafür aber umso stärker in einem moderni- 
sierten Gewand - als »Erinnerungsabwehr« von »Abwehr- 
aggression« — entfaltet. 

Die Wirkung dieses überlieferten und generations- 
übergreifenden Schuldgefühls lässt sich somit weniger in 
seiner Anerkennung als vielmehr in seiner Abwehr erken- 
nen. Als aussagekräftigstes Beispiel für diese Annahme 
gilt nach wie vor die innerdeutsche Diskussion um die 
»Kollektivschuld« der Deutschen, die keinen Raum für 
eine Schuldanerkennung ließe, und die einhellige Ableh- 
nung der selben aufgrund der Annahme, den »Kopf aus 
der Schlinge des Kollektivs ziehen«® zu können. Das dies- 
bezüglich von Theodor Heuss zur Staatsräson erhobene 
Gegen-Modell der »Kollektivscham« beschrieb sich daher 
nicht nur in Abgrenzung zur allzu vereinheitlichenden 
Anklage, sondern suchte schon damals den strategisch- 
entlastenden Brückenschlag zu den Opfern: »Das Wort 
Kollektivschuld und das was dahintersteht ist aber eine 
simple Vereinfachung, es ist eine Umdrehung, nämlich der 
Art, wie die Nazis es gewohnt waren, die Juden anzusehen. 
Die hier entdeckte kathartische Wirkung — die Teilhabe 
an einer kollektiven Sühne unter der gleichzeitigen 
Befreiung von der Täter-Opfer-Auseinandersetrzung — 
formierte somit bereits sehr zeitig zum Standbein kollek- 
tiver Erinnerungsverwaltung. Ein Element dieser 
Katharsis findet sich im, in den späten fünfziger Jahren 


geprägten, Begriff der »Ehrenschuld« wieder, die die 
eigene Verantwortung auf eine rein moralische Ebene 
zurückstuft und dabei eine direkte Trennung zwischen 
nationalsozialistiichem und Nachkriegsdeutschland voll- 
zieht. Wenn sich Bundespräsident Rau ein halbes Jahr- 
hundert später zur Ratifizierung der Entschädigungszah- 
lungen für Zwangsarbeiter zur »gemeinsamen Verantwor- 
tung und moralischen Pflicht, die aus dem begangenen 
Unrecht entstanden sind«, bekennt, dann bedient dies 
nicht mehr als die verklausulierte »Ehrenschuld«-Meta- 
pher von einst. 

Darüber hinaus dient die Schuldfrage in Deutschland 
als Muster kollektiver Selbstverständigung und Selbstver- 
gewisserung. Dass kennzeichnete nicht zuletzt die Debatte 
um Daniel J. Goldhagens Buch »Hitlers willige Voll- 
strecker«, das, wenn auch in abgewandelter Form, die Fra- 
ge nach einer kollektiven Schuldhaftigkeit neu aufwarf. 
Letztlich kann heute allerdings jeder öffentliche Diskurs, 
der sich der Interpretation und Repräsentation des 
Nationalsozialismus und der Shoah bedient, zum Anlass 
genommen werden, die Verdrängungs- und Verleug- 
nungsmechanismen der versten Schuld« durch die nachfol- 
genden Generationen zu bebildern. Der Hinweis auf den 
quasi prägenden Einfluss beschriebener Mechanismen auf 
die politische Kultur bis zum heutigen Tag implizit. 

Die anhaltende Wirkung der Schuldfrage auf das 
kollektive Gedächtnis der Deutschen hat sich somit 
wiederholt. Ebenso wiederholt hat sich die damit 
angegliederte obsessive Abwehr als Knotenpunkt der 
spezifisch deutschen Erinnerungsmentalität. Ganz 
konkret kennzeichnet sich diese Entwicklung in der 
diskursiven Praxis der sogenannten »Wiedergutma- 
chungs- und Entschädigungsdebatten«: Unter Zuhilfe- 
nahme der »wahren« Schuldigen — also der objektiven jus- 
tiziell belangbaren TäterInnen — wird eine Nicht-Schuld 
für das Kollektiv erklärt, die nunmehr in Form einer 
moralischen Haftung auftritt. Zum einen gelangt man 
somit zu einer fremden Schuld, zum anderen löst sich das 
Verschulden vom Verbrechen. Somit entsteht die Dis- 
kursfigur der unverschuldeten Schuld, deren Tilgung 
wiederum möglich ist — durch einen angemessenen fi- 
nanziellen Ausgleich. Erst an diesem Punkt treffen sich 
Schuld und Schulden, erst hier ist es möglich, das 
Unbezahlbare und Unmessbare auf dem Wege der 
Zahlung zu verhandeln. Dieses Verhandeln, die Vorstel- 
lung, dass Geld materielle und immaterielle Verluste 
kompensieren kann, ist nicht neu.!° Die Konvertierbar- 
keit von Schuld in Schulden — also die Abgleichung der 
Schuld der Deutschen in Form einer finanziellen Bi- 
lanzierung — hat sich dabei von einer ehemals morali- 
schen Verpflichtung in einen politischen und ökonomi- 
schen Zusammenhang gewandelt. Seitdem dominiert die 
Geldsymbolik das Gedächtnis, wobei insbesondere die 
Art und Weise der Adressierung und der Gabe, der Ge- 
währung oder Forderung, der Instanzenbildung und des 
Procederes von Bedeutung ist. 

Ein Hauptmerkmal ist die Asymmetrie, die innerhalb 
dieser »Reparationsschuld: angelegt ist. Mit der Figur des 
symbolischen Tausches — Geld gegen Leid, Tod und Un- 
freiheit — wird ein Ausgleich impliziert, der die Bemes- 
sungsmöglichkeit des Schadens voraussetzt. Während 
sich nach dem Ausgleich bei den TäterInnen ein 
Moment der »ehrhaften« Wiederherstellung einsetzt, 
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sind die Opfer weiterhin von Sprachlosigkeit geprägt. In 
den Instanzen von Geld und Gesetz schreibt sich somit 
das Opfer-TäterInnen-Verhältnis fort. Am institu- 
tionellen Rahmen wird dies besonders deutlich: Die 
Opfer firmieren in der Rolle des Antragstellers gegen- 
über einer juristischen Instanz oder Institution des 
Schuldners und nehmen — das hat die Traumaforschung 
wiederholt festgestellt - zum zweiten Mal die Position 
des Verfolgten ein. 

Auf Seiten der TäterInnen lässt diese ökonomistische 
Variante der Wiedergutmachung hingegen die eigene 
Reflexion der Tat aus dem Spiel. Es stellt sich als falsch 
heraus, dass durch Geld- und Entschädigungszahlungen 
die Freiheit der Erinnerung gekauft werden könne. Im 


Gegenteil, lässt sich doch im Verhältnis von Schuld und 


Diese Entwicklungen sind augenscheinlich und der Ar- 
gumentationsstrang der Projektion shoahspezifischer Ka- 
tegorien der aufgezählten Tabubrecher ist nicht neu. Be- 
reits in den frühen Fünfzigern wies der damalige Ver- 
kehrsminister Seebohm auf »die sittliche Wiedergutma- 
chungspflicht gegenüber den deutschen Heimatvertrie- 
benen hin« ehe »die Juden« drankämen. Neu indes ist die 
Vehemenz und das hohe Maß an identitätsstiftender In- 
tention, die dem deutschen Vorpreschen in Sachen Ge- 
schichtsklitterung voranschreitet. 

Konnte man sich früher doch halbwegs sicher sein, 
dass Ausbrüche dieser Art zumindest in die Nähe des 
Tabubruchs oder fehlender Moralität gerückt wurden, 
stellen heute nicht wenige die selbstsichere Frage, wem 
denn die Erinnerung gehöre? Unterstützt wird diese Fra- 


DIE TRADIERUNG DER LEIDEN DER OPFER ERFOLGT ZUMEIST ÜBER 
DIE FUNKTION DER »WECHSELRAHMUNG«. 


Geld, wenn man die Generationswirkung betrachtet, 
eine Aufspaltungstendenz von Anerkennung und Her- 
kunft des Schuldsymbols feststellen: »Hat die Schuld, die 
als uneigen, als fremd betrachtet wird, für die zweite und 
dritte Generation der Deutschen derart eine Zinsform ange- 
nommen, so etabliert sich darin eine Struktur des Symbo- 
lischen, in der die Schuld und das Fremde eine neuartige 
Verbindung eingehen.«'' Die beständige Bemühung der 
Shylock-Figur oder die des »rachsüchtigen Geld-Juden« 
im Subtext der Diskurse illustriert diese Schuld(en)- 
Angst. Beispiele für die eindeutige oder codifizierte Ver- 
wendung dieser Ressentiments existieren zur Genüge — 
sie reichen von Konrad Adenauer, der im Kontext der 
Luxemburger Wiedergutmachungsverhandlungen 1952 
auf die »große wirtschaftliche Macht des Judentums der 
Welt« hinwies, über den bis 1981 in Diensten der Bun- 
desregierung stehenden Wiedergutmachungsexperten 
Ernst Feaux de la Croix, der sich in seinem ersten Leben 
als rassenterminologischer Völkerrechtler betätigte, bis 
hin zu Rudolf Augstein, der vor wenigen Jahren noch von 
»New Yorker Anwälten im Haifischgewand« palavern 
durfte. 


Oral History — der Worte wegen 


Guido Knopp hat populärhistorisch vorgemacht, was 
Günther Grass mit der Wilhelm Gustloff literarisch 
»bewältigte« und Jörg Friedrich gar zu einer Anklage 
gegen den guten Sir Arthur Harris schlussfolgern ließ — 
wir Deutschen haben auch Erinnerungen, ja, auch wir 
sind Opfer. Der derzeitige Diskurs um die Aufrechnung 
der Leiden der durch warmherzige Erzählungen auf sich 
aufmerksam machenden »Vertriebenen« und die anhän- 
gende Überlegung eines mahnenden Denkmals, wahl- 
weise auf tschechischem Gebiet oder in der »Reichs- 
hauptstadt«, versucht wortwörtlich verlorenes Terrain 
wiederzugewinnen. Nebenprodukt des grenzüberschrei- 
tenden Erinnerungseinfalls ist auch hier die Abwiegelung 
von kausalen historischen Zusammenhängen, Schuld- 
und Verantwortungsspezifik. 


gestellung durch eine Entwicklung von unten — dem un- 
barmherzigen Fortschreiten der Oral History, ursprüng- 
lich ein Instrument der Holocaust-Studies, aus den Sphä- 
ren der Geschichtswissenschaft hinaus ins bunte Treiben 
der semiprofessionellen Ansätze und Trivialliteratur. Die- 
se spezifisch deutsche Variante der Oral-History-For- 
schung hat unter dem Label der authentischen Erinne- 
rung in den letzten Jahren das Erinnerungsinterview als 
Forschungsinstrument entdeckt ohne die darin gewonne- 
nen Daten und auch die Methode selbst, historisch zu 
verifizieren. Im Speziellen auf die TäterInnengeneration 
angewandt, wird sie nicht nur unangemessen, sie hebt die 
nötige Trennschärfe der historischen Betrachtung aus den 
Angeln, indem sie auf der Basis des Leides gleichmacht. 
Die Tradierung der Leiden der Opfer erfolgt zumeist über 
die Funktion der »Wechselrahmung«. Wie sonst sollte 
man die »schöpferische« Aneignung des Viehwagon- 
Bildes verstehen, dessen sich rückkehrende »Kriegsgefan- 
gene« und »Vertriebene« bedienten, um darauf hinzu- 
weisen, dass »Hitze, Durst und brutale Bewachung« für 
einige keine Rückkehr ins Reich ermöglichten. Hinter 
dieser Analogisierung der Opfer- und TäterInnengenera- 
tionen steht, so ist es zu vermuten, ein Begehren, dass po- 
litisch zweckmäßig ist: Von der eigenen (TäterInnen-) 
Rolle abzulenken und die eigenen psychischen Traumata 
denen der Opfer gleichzustellen. Günther Jacob verwies 
bereits vor einigen Jahren auf diese Form »feindlicher« 
Übernahme der Methoden von Oral History, wenn er die 
Markenzeichen der neuen, ursprünglich den Holocaust- 
Studies anhängenden, deutschen Traumaforschung deu- 
tet. Die von ihm konstatierte »Abgrenzung von der ange- 
blichen »Gerechtigkeit« der »Achtundsechziger« und [das] 
Einfühlen in die Tätergeneration«" ist genauso ein Mar- 
kenzeichen wie die »Verlagerung des Interesses von den 
Verfolgten zu den Verfolgern [...] mit dem Blick auf die 
kulturellen Verluste«'® und »die Abgrenzung gegen die 
‚Opfer/Täter-Dichotomie«...].«'* 

Was sich bei den Friedrichs, Knopps und Grass’ be- 
reits manifestiert und sich auch in der neuen deutschen 
Oral-History-Forschung andeutet, ist der Hinweis da- 
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Shylocks Wiederkehr, 
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In ihm vereint sich das 
vermeintliche Bild eines 
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eine große Affinität zu 
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wahrscheinlich nicht 
redlich erwarb und vor 
dessen heimtücki- 
scher Finesse man sich 
generell vorsehen muss. 
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rauf, dass Erinnerung an sich nicht in jedem Falle den 
therapeutischen Gestus inne hat, den sich beispielsweise 
Adorno in seinem Aufsatz Was bedeutet Aufarbeitung der 
Vergangenheit erhoffte, sondern die Erinnerung an die 
Vergangenheit vielmehr auch »zu ihrem Zerrbild, dem 
leeren und kalten Vergessen, ausartete.«'” Authentizität 
von Geschichte via uneingeschränkter und nicht diffe- 
renzierter Zeugenschaft führt hier zu einer neuen Varian- 
te von Hegemonie, die die der traditionellen Geschichte 
nur ablöst. Die Parallelisierung der Zeitzeugenberichte, 
zeigt nur noch Leere und Objektlosigkeit, sie führt letzt- 
lich zur Derealisierung und hebt die Unterschiede der 
Leiden auf. Das spezifische Moment der Shoah wird so- 
mit geleugnet. 

Die Frage, wer arrangiert, ob dies den Verlauf der his- 
torischen Wahrheit beeinflusst und zu welcher Rechtfer- 
tigung dies geschieht, hat somit ihre ursprüngliche Be- 
deutung verloren — anstelle den Opfern ein Instrument 
der Traumabewältigung zur Seite zu stellen, wird dieses 
durch die Täter weggetreten und selbst angeeignet. Im 
Angesicht einer deutschen Erinnerungskultur, die zuneh- 
mend bestrebt ist, einen universellen Charakter von Ge- 
dächtnis herzustellen, erscheint die Warnung Fritz Sterns, 
Erinnerung als Ersatz von Geschichte anzunehmen, des- 
halb durchaus angebracht: »Erinnerung und Historie sind 
verwandt und doch tief verschieden. Erinnerung klammert 
sich an symbolhaltiges Geschehen, ein Bild aus der Vergan- 
genheit haftet in uns. Erinnerung mag mächtig und kann 
doch ungenau sein, sie hält uns wach, aber führt nur an die 
Schwelle von historischem Verständnis. Erinnerung ist keine 
erforschende Rekonstruktion der Vergangenheit. Es könnte 
sein, dass eine nur erinnerte Vergangenheit als Ersatz- 
Vergangenheit ein ahistorisches Zeitalter in ihrem Bann hält 
[...].° Im Kontext eines auf Opfer-Gebaren angelegten 
Gedächtnis vermag dies nur eines zu bedeuten: Für eine 
Erinnerung der VerfolgerInnen kann es keinen legitimen 


Platz geben. 
Deutsch-Europe 


Wirkt die Auflösung von Opfer- und Täter-Verhältnis im 
Kontext von Oral History, authentischer Kriegsberichts- 
literatur und Bomber-Gruselmärchen in seiner identitäts- 
und zusammengehörigkeitsstiftenden Konnotation eher 
nach Innen, so findet sich davon auch das außenpoliti- 
sche Double. 

Unfreiwilliger Steigbügelhalter ist auch hier die Holo- 
caust-spezifische Gedächtnisforschung, die im Zuge der 
»Kosmopolitisierung des Holocaust«” einen moralischen 
Imperativ aufgestellt sieht, der die Shoah weiterhin als 
singuläres Ereignis, allerdings nunmehr mit universellem 
Gestus und als »Code des Bösen« deutet. Die Shoah wird 
zum »Schlüsselereignis für eine neue Erinnerungsform, 
nämlich für die Herausforderung einer neuen Schicksals- 
gemeinschaft.« Nicht zuletzt die Beendigung des Kalten 
Krieges, die zunehmend auch mit einer neuen Erinne- 
rung an Auschwitz — anstelle des atomaren Genozids — 
einherging, und das damit verbundene Aufbrechen ver- 
schiedener osteuropäischer Gedächtnisse fördere den kos- 
mopolitischen Dialog der Erinnerungen. 

Mag das Gedächtnis in vielerlei Hinsicht aus dem na- 
tionalen Container befreit sein - im Land der TäterInnen 
stabilisiert sich die deutsche Variante der Erinnerung 


zunehmend. Walser und Möllemann, Wehrmachtsaus- 
stellung und Holocaustmahnmal, ZwangsarbeiterInnen- 
entschädigung und Goldhagen — keiner dieser gesell- 
schaftlichen Diskurse bietet Anlass für eine Verweichung 
nationaler Identität. Vielmehr beläuft sich der »Mehrwert 
der Erinnerungsdiskurse« auf die Genese des deutschen 
Selbstbewusstseins und die Herausbildung einer neu er- 
starkten deutschen Ideologie als Basis für außenpolitische 
Aktivitäten. Konnte man bei Joschka Fischers Heran- 
ziehen von Auschwitz zur Rückkehr ins militärische Ge- 
schäft Deutschlands noch vereinzelt ein intellektuelles 
Grummeln über die nunmehr vollzogene Befreiung der 
»Täter von einst« vernehmen, so stimmen im Zuge des 
europäisch-amerikanischen Kultur-Clashs zunehmend 
alle ein. In Abgrenzung zur »Neuen Welt« Amerika fan- 
den sich jüngst europäische Intellektuelle, allen voran 
Jürgen Habermas, zusammen, um die Wiedergeburt Eu- 
ropas zu zelebrieren. Die deutsche Friedensbewegung, die 
zuvor, ganz leiderprobt, Dresden und Hamburg anführte, 
um auf alliierte Militärinterventionen und deren ver- 
meintliche Analogien zum Irak-Krieg aufmerksam zu 
machen, war ihr Stichwortgeber. Die Forderung von 
Habermas und Co. »das avantgardistische Kerneuropa [...] 
muss — wie so oft — die Lokomotive sein« lässt nicht nur 100 
Jahre Adorno blass aussehen, sie lässt vor allem frösteln, 
wenn man ahnt, dass die Diesellok der angestrebten Re- 
animierung des »alten Europas« Deutschland heißt. Des- 
sen Erinnerung an Auschwitz war beileibe keine »selbst- 
kritische Auseinandersetzung über die Vergangenheit«, soll 
aber nunmehr soweit genesen sein, um aktiv »einer er- 
höhten Sensibilität für Verletzungen der persönlichen und 
körperlichen Integrität« beizustehen. Klare Bedenken 
hegen auch die mittel- und unmittelbaren Nachbarn des 
zukünftigen kerneuropäischen Hegemons. So führt der 
polnische Philosoph Krasnobelski aus, dass die politische 
EU-Einbindung seines Landes nicht meinte, »dass Peter 
Struck auf gleiche Augenhöhe mit Donald Rumsfeld« 
kommen sollte. Genauso darf bezweifelt werden, dass es 
wohl ohne die kerneuropäisch-intellektuelle Gebrauchs- 
anweisung kaum die schleichende und tendenzielle Auf- 
lösung der Benes-Dekrete geben könnte, wie sie sich im 
Zuge der aktuellen Debatte um ein »Vertriebenendenk- 
mal« andeutet. 

Die europäischen Intellektuellen haben tief in der 
Mottenkiste gewühlt und Deutschland ist hineinge- 
plumpst. Mitnichten hat sich damit die Kosmopolitisie- 
rung von Erinnerungen an die Shoah erfüllt, die jenseits 
nationaler Identitäten funktioniert. Stattdessen hat die 
wohlgemeinte »Entortung« von Gedächtnis ein regres- 
sives Element mehr erhalten und ist in die Nähe des 
chauvinistischen Großmachtprojekts von einst aufgestie- 
gen. Der spezifisch deutschen Erinnerung kommt dabei 
eine besondere Rolle zu. Sie agiert innerhalb eines »Dia- 
loges der Generationen«, der sich von einer »Verleug- 
nungsgemeinschaft« zu einer vermeintlichen »Erinne- 
rungsgemeinschaft« änderte, in Wirklichkeit die warmen 
Worte des Gedenkens dafür benutzt, die politischen 
Kräfteverhältnisse in der Form zu modifizieren, dass die 
eigenen Bestrebungen wieder frei und ungehemmt wal- 
ten können. 


PHASE 2, Leipzig 


Anthropologisierung des Leidens 


INTERVIEW MIT DEM HISTORIKER DAN DINER 


PHASEZ2: In den jüngsten Debatten um die Bücher von Jörg 
Friedrich und Günther Grass können erneute Versuche 
gesehen werden, die Deutschen nicht als Täter des 
Nationalsozialismus sondern als Opfer eines irgendwie 
über sie gekommenen Zweiten Weltkriegs zu interpre- 
tieren. Um aber Friedrich beispielsweise gegen diese Kri- 
tik zu imprägnieren, wurde seine Mitarbeit an der Enzyklo- 
pädie des Holocaust betont und sein Buch »Der Brand« 
damit beworben. Weiß Friedrich als Historiker, was er tut, 
wenn er alliierte Bomberverbände als »Einsatzgruppen« 
und deutsche Bunker als »Krematorien« bezeichnet? 
Dan Diner: Sowohl das Buch von Grass als auch das 
Buch von Friedrich — mit allen bestehenden Unterschie- 
den stehen für eine sich zunehmend durchsetzende Ten- 
denz in der öffentlichen Darbietung der Geschichte des 
Zweiten Weltkrieges in Deutschland, die ich als eine Ten- 
denz der Enthistorisierung zugunsten einer Anthropo- 
logisierung von Leid charakterisieren würde. Das ganz 
ohne Zweifel auch von Deutschen erfahrene Leid wird 
dabei jedoch gänzlich entkontextualisiert. All das, was ge- 
meinhin mit Geschichte in Verbindung gebracht wird, 
geht dabei verloren. Auf Kosten der in der historischen 
Darstellung sich auszuweisenden impliziten Bewertung 
der bedauerten Ereignisse wird geradezu das Gegenteil 
evoziert: Die Leid bedingenden, sie erst hervorbringen- 
den Umstände werden verdrängt. Was bleibt ist die 
Fokussierung auf die bloße Leiderfahrung des Menschen 
als Menschen. Diese ist selbstverständlich allerorts und 
jederzeit zu bedauern. Worauf es aber ankommt ist der 
politische und moralische Kontext der jeweils literarisch, 
historiographisch oder künstlerisch niederschlagenden 
Urteilskraft. Dieser wird allerdings durch einen alt-neuen 
Leiddiskurs ersetzt, während seine Einklage und die dabei 
abverlangte moralische Urteilskraft mit dem gelangweil- 
ten Gestus des inflatoniert Bekannten abgewunken wird. 
Bestenfalls wird der historische Kontext rhetorisch des 
guten Tons wegen erwähnt. Alt-neu ist dieser Diskurs im 
übrigen deshalb, weil er in Deutschland schon immer an- 
zutreffen war, mochte er sich in Gestalt eines ohnehin 
unglaubwürdigen ultramoralischen Diskurses der Selbstbe- 
zichtigung verdeckt haben, dem schon immer etwas kon- 
traphobisches anhaftete. Aber das war nie das Gegenteil 
des kollektiven Bewusstseins, nur seine nach außen ge- 
kehrte bußfertige Seite. Heute kehrt der alte, die unmit- 
telbare Nachkriegszeit begleitende deutsche Opferdiskurs 
wieder. Nunmehr vor allem betrieben von solchen Per- 
sonen und Persönlichkeiten, die glauben machen wollen, 
früher ganz anders gesprochen zu haben. Immerhin 
haben sie durch kernerartiges Abarbeiten der Vergangen- 
heit in der öffentlichen Meinung so etwas wie einen 
rhetorischen Bonus. Dieser wird jetzt verstärkt ausge- 


spielt, vor allem dann, wenn man sich anheischig macht, 
sich die allseits eingeschliffenen Bilder und Metaphern 
des Holocaust-Diskurses nunmehr als Ikonen einer eige- 
nen Leidensgeschichte einzuverleiben. Bei Friedrich ist 
ein solch suggestiver, einen moralischen Surplus einheim- 
sender Zugang ganz offenkundig. Die Piloten des 
Strategischen Bomberkommandos werden zu »Einsatz- 
gruppen«, Keller zu »Krematorien« und die ganz ohne 
Frage zu bedauernde, in Kauf genommene Zerstörung 
auch von Bibliotheken falschmünzerisch zu »Bücherver- 
brennungen« verbogen — so, als seien ganz bestimmte 
Druckwerke im Sinne einer Selektion des Geistes bewusst 
den Flammen überantwortet worden. Hier wird nach 
dem Motto gehandelt: die andern waren es auch. Solche 
Konterbande der Begriffe sucht eine Parität des Leidens 
zu erschleichen. 

Wie auch immer. Bleibend ist der Eindruck, als sei 
mit dem Ende der durch den Kalten Krieg herbeigeführ- 
ten Neutralisierung der Erlebnisgedächtnisse des Zweiten 
Weltkrieges auch einer spezifisch partikular-parteilichen 
deutschen Erinnerung an erfahrenes Leid Tür und Tor 
geöffnet. Damit erhärtet sich der ohnehin waltende Ein- 
druck, die über vierzig Jahre öffentlich zur Schau getra- 
gene Haltung kollektiver Zerknirschtheit ebenjener 
Vergangenheit sei nicht echt, sondern sich selbst 
gegenüber auferlegt gewesen — einer zweiten Umerzie- 
hung gleich. Nunmehr habe diese jedoch als falsch 
erkannte Erinnerung dem bislang verstellt gewesenen 
Kollektivgedächtnis zu weichen. Das erfolgt nicht über 
beinharten Revisionismus alter Prägung, obwohl die 
Diskurse sich verblüffender Weise einander ähneln, son- 
dern aus der Deckung jener Anthropologisierung heraus, 
einer Verallgemeinmenschlichung des Leides allseits und 
überall. Man macht sich keine Freunde, wenn man dies 
als eine falsche, eine Universalisierung bedienende Ver- 
stellung eigener, durchaus spezifischer Erfahrungs- und 
Schuldgeschichte dechiffriert. Die wirkliche Annahme 
der Vergangenheit hätte nämlich auch für den öffentli- 
chen Diskurs weitreichende Folgen: Sie würde der Dar- 
bietung eigenen Leids so manchen moralischen Vorbehalt 
auferlegen. Das scheint man in den sonst abschätzig 
bedachten fünfziger Jahren noch besser gewusst, zumin- 
dest doch so empfunden zu haben. 

PHASEZ2: Das heißt, Sie sehen dahinter keine Methode? 

Dan Diner: Ich sehe dahinter eher das Wirken einer 
unsichtbaren Hand, die man wohl am besten mit der 
Metapher des kollektiven Gedächtnis beschreibt. 
Friedrich gibt schließlich einem Empfinden Stimme, das 
immer schon untergründig in der deutschen Gesellschaft 
bestand hatte, sich aber eben nur verhalten und 
gebrochen äußerte. Oftmals verschoben andere, vor allem 
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ferne und aktuelle Vorgänge, das angestaute Arsenal der 
eigenen Empfindungen. Während es jetzt mit einem 
deutlich fordernden Zungenschlag so etwas wie ausste- 
hende Anerkennung, ja Satisfaktion für jenes vergangene 
Leid einfordert. 

PHASEZ2: Die verschiedenen Jahrestage von Schlüssel- 
ereignissen des Nationalsozialismus werden in breiten 
Debatten begangen. Sehen Sie dabei eine Tendenz und in 
welcher Form sehen Sie Ereignisse wie den 17. Juni 1953 
in diesem Gedächtniskontext eingebettet? 

Dan Diner: Die Dinge sind höchst komplex und in 
ihrer Problematik auf den ersten Blick oft nicht als solche 
erkennbar. So etwa jene Strategie der Vorleistung, in der 
es darum geht, den von Deutschen anderen zugefügtes 


Sowjets praktisch zu verantwortende Blutvergießen trat 
dabei interessanterweise eher in den Hintergrund. 
Vielleicht auch und gerade weil von den Sowjets ch 
nichts anderes erwartet worden war. Jetzt, nach fünfzig 
Jahren und der Vereinigung Deutschlands ist eine leichte, 
wenn auch nicht unerhebliche Veränderung im Bild des 
17. Juni 1953 auszumachen. Abgesehen davon, dass jenes 
Datum mit einer Wucht der Wiederkunft des Unter- 
drückten ins öffentliche Bewusstsein getreten ist, ist eine 
wahrnehmbare Konversion weg vom Wertegegensatz 
zwischen Freiheit und totalitärer Herrschaft hin zu einem 
Ereignis zunehmend nationaler Konnotation. Die vor- 
mals dominante Idee der Freiheit wird zunehmend von 
der Einheit in Anspruch genommen. Freiheit nicht an 


ES STEHT ZU VERMUTEN, DASS DER 17. JUNI IN SEINER BEDEUTUNG DEN 
8. MAI, DEN 3. OKTOBER UND ANDERE TAGE (...) ABLÖSEN WIRD. 


Leid rundherum und pauschal anzuerkennen, um dann 
mittels ebenjener anthropologisierenden Gleichsetzung: 
»Mensch ist Mensch«, die eigene Leidensgeschichte »als 
Mensch« zur Geltung zu bringen. So funktioniert etwa 
die Choreographie jener historischen, genauer, pseudo- 
historischen Serien eines Guido Knopp. Es beginnt mit 
der dokumentarischen Aufführung des Holocaust — mit 
einem allseits bekannten Unterton tiefster Betroffenheit 
unterlegt. Dann weitet sich mit der Abfolge der Serien 
das ganze Panorama des Krieges endlich auch auf solche 
Themen aus, die das damalige kollektive Erleben der 
Deutschen trifft und endet bei der Darstellung des Leids 
der Bombenopfer und dem Schrecken von Flucht und 
Vertreibung, kurz, bei den traditionellen Themen einer 
ohnehin ständig präsent, wenn auch verdeckten und ver- 
steckt gebliebenen sowie transgenerationell weitergegebe- 
nen Leidensgeschichte. Heute fordert eine sich derartig 
gebärdende Haltung ihren Tribut, indem sie ganz ohne 
viel Federlesen die Bühne der Öffentlichkeit für sich 
reklamiert. 

Der 17. Juni 1953 wiederum ist ein interessantes 
Phänomen. Ein identifikationsfähiges Ereignis mit 
Zukunft insofern, als hier zwei Diskursebenen ineinander 
übergehen. Es steht zu vermuten, dass der 17. Juni in 
seiner Bedeutung den 8. Mai, den 3. Oktober und andere 
Tage, die als Gedenktage der Selbstreflexion der Deut- 
schen mehr schlecht als recht von Staatswegen inaugu- 
riert wurden, ablösen wird. Doch zuerst zu jenen wider- 
strebenden Tendenzen des 17. Juni 1953: Die Tendenzen 
der Freiheit und der Einheit, die in unterschiedlich 
dichter Mischform von sich reden machten. Die eine, 
vormals dominante Diskursebene stellte eher das Motiv 
der Freiheit und der Demokratie ins Zentrum kollektiver 
Identifikation. Schließlich drängte der Aufstand auf die 
Erfüllung universeller Werte und Versprechungen. In der 
damaligen Sprache ein Arbeiteraufstand gegen Unter- 
drückung und Ausbeutung einer vorgeblichen Partei der 
»Arbeiterklasse«, die alles nur mögliche für eine ferne 
Zukunft versprach, dafür den Menschen den Verzicht auf 
Gegenwart abverlangte. Was damit im Zentrum des 
Interesses stand war die totalitäre Parteienherrschaft: Die 
Unterdrückung durch die SED. Das schließlich von den 


und für sich, sondern bedingte Freiheit. Freiheit »um zu«. 
Beide Tendenzen, die Tendenz der westlichen und 
vornehmlich individuell gerichteten Freiheit und die Ten- 
denz der nationalen, sprich, der kollektiv eingefärbten 
Einheit verschmelzen miteinander unter einem zuneh- 
mend sich durchsetzenden Primat der Einheit: Der Ein- 
heit der vergessenen Nation. Das ist alles wenig drama- 
tisch. Doch was im Hintergrund droht, ist jener durch 
das Paradigma des nationalen Kollektivs angestoßene 
Durchbruch hin zu einer neu aufzurollenden Ge- 
dächtnisgeschichte des Zweiten Weltkrieges unter dem 
Primat der eigenen Leidensgeschichte. 

PHASE2: Könnten Sie Ihre These über eine Annäherung 
der kollektiven nationalen Gedächtnisse in Europa kurz 
ausführen und erläutern, welche Rolle der Holocaust 
dabei spielt? 

Dan Diner: Es ist mein Eindruck, dass der Zweite 
Weltkrieg insgesamt so etwas wie die Bedeutung eines 
Gründungsereignisses für das sich vereinigende Europa 
annimmt. Dies lässt sich an immer wieder aufscheinen- 
den Anlässen beobachten, die den Zweiten Weltkrieg mit 
seinem Kern der Judenvernichtung zum Inhalt haben — 
auch solche karikaturistisch-marginalen Vorgänge wie die 
Entgleisungen eines Berlusconi oder wessen auch immer. 
Der Zweite Weltkrieg ist so etwas wie der Resonanzboden 
der unterschiedlichen europäischen Gedächtnisse. Ein 
zwar gemeinsam erfahrenes, aber aus völlig unterschied- 
lich verfassten, mitunter gegenläufigen Gedächtnissen 
komponiertes Ereignis. Das englische Gedächtnis steht 
dabei ganz weit außen vor, wie am Rande. Kein Wunder 
bei der kompromisslosen Gegenwehr, die Britannien un- 
ter Churchill Hitlerdeutschland entgegensetzte. Zu dieser 
Distanz gehörten im übrigen die heute in Deutschland so 
hochmoralisch problematisierten Bombardierungen deut- 
scher Städte durch die Royal Air Force. Das französische 
Gedächtnis ist in sich gespalten und reflektiert die auch 
tatsächlich so gewesenen dichotomen Kollaborations- 
und Resistancegeschichten. Bei Dominanz der Kollabo- 
rationsanteile, wie wir heute besser wissen. Auch das ita- 
lienische Gedächtnis an Faschismus und Krieg ist sehr 
stark in sich gespalten, wobei das in der Geschichtsschrei- 
bung des letzten Jahrzehnts stärker hervorgetretene Bür- 


gerkriegsmotiv nunmehr in Richtung von so etwas wie 
einer national konnotierten antideutschen Einheit ten- 
diert. Interessanterweise auch auf Seiten der Neofaschis- 
ten. Das tschechische Gedächtnis ist von einer ambiva- 
lenten Haltung gekennzeichnet. Während der nazideut- 
schen Okkupation wurde die Versorgung des Standortes 
aufgrund der hier produzierenden deutschen Rüstungs- 
wirtschaft als Vorzug empfunden, so dass sich nicht zuletzt 
so etwas wie eine verborgene Kollaboration vermuten 
ließe. Diese verborgene Geschichte einer wenn auch aus- 
gesprochen passiven Anpassung der Tschechen mochte 
sich als nachgeholter Widerstand in der Vertreibung der 
Deutschen nach 1945 niedergeschlagen haben. Wobei 
auch diese Geschichte heute in Deutschland im Sinne der 
aktuell angestoßenen, vorgeblich hypermoralischen 
Argumentationsfigur anthropologisiert wird: »Nein zu 
ethnischen Säuberungen heute — nein zu ethnischen Säu- 
berungen damals«. So, als hätte es nicht den Zweiten 
Weltkrieg mit all seinen von Deutschland ausgehenden 
Verbrechen und Gräuel gegeben. Auch das gehört immer 
noch zur Geschichte. 

Die Liste der betroffenen kollektiven Gedächtnisse in 
Europa ließe sich beliebig fortführen. Es gibt also Ge- 
dächtnisse von unterdrückten Völkern, von eroberten 
Völkern, von kollaborierenden und neutralen Völkern. 
Alle beziehen sich letztendlich in ihrer Geschichte auf das 
gemeinsame Ereignis des Zweiten Weltkrieges — wenn 
auch in notwendig unterschiedlicher Weise. Insofern han- 
delt es sich beim Zweiten Weltkrieg um ein Gründungs- 
ereignis. Und als Gründungsereignis hat es seine Wir- 
kung noch vor sich. Deshalb habe ich vom Zweiten Welt- 
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krieg mit dem Holocaust als seinen Kern als einem Phä- 
nomen »gestauter Zeit« gesprochen. Bei zunehmender 
Distanz zum Ereignis dehnt sie sich weiter aus. In die 
Zukunft wie in die Vergangenheit. 

Der Holocaust ist erst im letzten Jahrzehnt oder in 
den letzten 15 Jahren in das Zentrum des Zweiten Welt- 
krieges eingewandert und dies obwohl oder weil er ein 
peripheres Ereignis der Geschichtsschreibung der sech- 
ziger, siebziger und auch noch der achtziger Jahre war. 
Das mag auch ereignisgeschichtlich insofern ein reales 
Problem sein, als der Holocaust während des Weltkrieges 
stattfand, außerhalb des Krieges auch gar nicht hätte statt- 
finden können, aber selbst kein Teil der Kriegshand- 
lungen als Kriegshandlung selbst war. Jetzt sind wir mit 
einem umgekehrten Phänomen konfrontiert: Der Holo- 
caust erscheint als Zentralereignis des Weltkrieges und 
strahlt somit auf jede historische Beschreibung der 
Kriegsvorgänge aus. 

PHASEZ2: Sehen Sie bei diesem Prozess des Abglei- 
chens nicht die Gefahr, dass es dabei zu einem Relativie- 
ren und zu einer Verschiebung der Täter-Opfer-Grenzen 
kommt? 

Dan Diner: Was heißt schon Gefahr. Dieser Prozess 
des Abgleichens der Gedächtnisse ist ohnehin nicht zu 
verhindern. Man kann ihn allenfalls kritisch begleiten. 
Die Kontaminierung der jeweiligen im Diskurs sich 
befindlichen Gedächtnisse an den Zweiten Weltkrieg 
sind nun mal zu stark, als dass sie sich politisch korrekt 
einfach regulieren ließen. Umso mehr ist eine Verknüp- 
fung von ereignistheoretischer wie gedächtnistheoreti- 
scher kritischer Begleitung dieses Prozesses nötig. Und 
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der Holocaust wird sich seiner singulären Natur wegen 
auch bei allen verausgabten Bemühungen nicht »plausi- 
belisieren« lassen. Schließlich ist es u.a. das immer wieder 
eine tiefe Beunruhigung auslösende Charakteristikum 
des Holocaust, dass im Unterschied zu allen versuchten 
Anthropologisierungen eben nicht Menschen Menschen 
Leid zugefügt haben, sondern ganz bestimmte Men- 
schen, vornehmlich Deutsche, andere bestimmte Men- 
schen, vornehmlich Juden, ihrer bloßen Herkunft wegen 
der Vernichtung anheim gegeben haben. Das ist das eine. 
Das andere ist die dabei erfolgte fundamentale Erschüt- 
terung von anthropologischen Grundannahmen mensch- 
lichen Verhaltens: Im Zentrum auch und gerade das utili- 
taristisch gehaltene Prinzip der Selbsterhaltung. Um hier 
philosophisch zu werden, ein Phänomen, das ich einmal 
in universalisierender Absicht als »Zivilisationsbruch« 
charakterisiert habe. Dies beiseite zu schieben, werden 
auch die nationalgeschichtliche Muster abgleichenden 
Kollektive angesichts des nachgetragenen Gedächtnisdis- 
kurses dem Zweiten Weltkrieg gegenüber nicht wirklich 
aushalten. 

PHASE2: An der Konstruktion eines europäischen 
Gedächtnisses wurde im letzten Irakkrieg heftig gezim- 
mert. Dabei wurde eine geschichtsbewusste europäische 
Gedächtniskultur inszeniert oder behauptet und ihr ge- 
genüber das Bild von den geschichtslosen USA entwor- 
fen. Stellt die gedächtnispolitische Argumentation ein 
neues Element des Antiamerikanismus dar? 

Dan Diner: Das Phänomen des Antiamerikanismus 
ist aus verschiedenen Anteilen komponiert. Das beginnt 
mit dem beständigen, in Vergessenheit geratenen, histori- 
schen Gegensatz von Europa zu Amerika. Hier die wohl- 
gefälligen Traditionsgesellschaften, auf der anderen Seite 
eine Art der Moderne, die alle Tradition gleichsam zu ver- 
schlingen scheint. Eine solche Wahrnehmung übersieht 
den Umstand, dass es sich auf der anderen Seite des At- 
lantik bei den Amerikanern um Menschen handelt, die 


Flüchtlings- und Emigrantennation, die man im Prinzip 
als kulturlos, jedenfalls wenig ebenbürtig erachtet. Wo- 
mit wir wieder beim Thema sind. Auch Länder wie 
Frankreich fühlen sich paradoxerweise von Amerika inso- 
fern gedemütigt, als sie sich nicht aus eigener Kraft be- 
freien haben können. Dies freilich ist nur einer der vielen 
Aspekte, aus denen sich die Kulturkonstante des Anti- 
amerikanismus speist. Für Europa ist vor dem Hinter- 
grund des Gründungsereignis Zweiter Weltkrieg jeden- 
falls relevant, den als niederrangig empfundenen Ameri- 
kanern in unterschiedlicher Weise nicht verziehen zu 
haben, die jeweiligen europäischen Gesellschaften vor 
den Katastrophen des Nationalsozialismus und - in ei- 
nem geringeren Maße auch den des Kommunismus — be- 
freit zu haben. 

PHASE2: Peter Sloterdijk, Jürgen Habermas und 
andere deutsche Intellektuelle haben als Avantgarde in 
ihren Plädoyers für Old Europe bzw. Kerneuropa den 
Holocaust als Teil der Erfahrung des Zweiten Weltkrieges 
»europäisiert«. Wie erklären Sie die Unbekümmertheit die- 
ses Vorgehens und die geringe Resonanz, die diese Teile 
ihrer Argumentationen erfuhren? 

Dan Diner: In diesen hoch emotionalen Reaktionen 
bilden sich zudem Tendenzen ab, in denen europäische 
Einigungsvorstellungen dem Muster der deutschen 
Einigung als großen Nationalstaat entsprechen wollen. 
Nach dem Motto, so wie die deutsche Reichsgründung 
ein Prozess der Vereinigung und Vereinheitlichung unter- 
schiedlicher Territorialhoheiten gewesen war, so möge 
sich jetzt Europa vereinigen. Ein dergestalt konstruierter 
Gegensatz zwischen Amerika und Europa, der die euro- 
päische Einigung einer Nationalstaatsgründung analog 
konzipiert und auf ein Verhältnis des Gegensatzes zum 
Anderen baut, setzt schließlich auf ein politisch konstitu- 
tives Feindverhältnis, gegen das der Theoretiker des Kom- 
munikativen Handelns ansonsten immer vorgegangen 
war. Zudem wird deutlich, dass es so etwas wie einen 


AUCH LÄNDER WIE FRANKREICH FÜHLEN SICH PARADOXERWEISE VON 
AMERIKA INSOFERN GEDEMÜTIGT, ALS SIE SICH NICHT AUS EIGENER KRAFT 
BEFREIEN HABEN KÖNNEN. 


selbst oder deren Vorfahren als Flüchtlinge und Emigran- 
ten vornehmlich aus Europa kommend die Vereinigten 
Staaten konstituieren. Wenn man so will, handelt es sich 
bei Amerika um ein seitenverkehrtes Europa: Die Neue 
Welt ist aus den Krisen der alten Welt komponiert. Es 
kann hier nicht darum gehen, so etwas wie eine Genealo- 
gie des Antiamerikanismus zu entfalten. Es sollte genügen, 
darauf hingewiesen zu haben, dass sich das Phänomen 
des Antiamerikanismus nicht aus diesem oder jenem Ver- 
halten dieser oder jener amerikanischen Administration 
herleitet, sondern ein überaus tiefes Moment des europä- 
ischen Selbstverständnisses ist, dass freilich aktueller Kon- 
junkturen bedarf, um sich Luft zu verschaffen. Dann gibt 
es jeweils unterschiedliche historisch gemachte Erfah- 
rungen, die in den jeweiligen Ländern verschieden die 
Chiffren der Amerikafeindlichkeit grundieren. In Deutsch- 
land etwa die Niederlage 1945, die Nürnberger Prozesse 
— all das was als tiefe Kränkung, als kollektive Demüti- 


gung empfunden wurde, und das aus den Händen einer 


westlichen Wertekanon als gemeinsame Grundlage gar 

nicht gibt. Ich bezweifele, dass es ihn in dieser Form 

außer im Gegensatz zum Kommunismus jemals gegeben 

hat. Der Westen stellt sich mithin als Notgemeinschaft 

des Kalten Krieges heraus. Nunmehr werden jene Kontu- 

ren sichtbar, die wieder in die Geschichte zurückführen. 
PHASE2: Herzlichen Dank für das Gespräch. 
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Dan Diner ist Professor für Geschichte an der Hebrew 
University Jerusalem und Direktor des Simon-Dubnow- 
Instituts für jüdische Geschichte und Kultur an der Uni- 
versität Leipzig. Zu seinen letzten Veröffentlichungen 
gehören u.a. Feindbild Amerika. Über die Beständigkeit ei- 
nes Ressentiments (München 2002) sowie der Sammel- 
band Gedächtniszeiten. Über jüdische und andere Geschich- 
ten (München 2003). 


Entleerung des Opferbegriffs 


ÜBER DIE ERINNERUNGSPOLITISCHEN MOTIVE DER GRUPPE 47 ALS SYMPTOM 
DER DURCHSETZUNG DEUTSCHER NORMALITÄT NACH AUSCHWITZ 


in die kulturpolitische Entwicklung der Bundesre- 

publik maßgeblich mitbestimmender Literat nach 

dem Zivilisationsbruch der Shoah in programma- 
tischer Absicht: »Die deutsche Literatur hätte aus vielen 
sehr guten Gründen die Verpflichtung, sich aus dem 
Leerlauf ihrer Tradition zu lösen und wieder genauso 
kühn, so unvoreingenommen und unnachsichtig zu 
sein, wie sie es nach 1918 gewesen ist« (Hans Werner 
Richter, 1962). Im Herbst 2000 »zittert« Martin Walser 
wie als Antwort »jetzt wieder vor [dieser; Verf.] 
Kühnheit«: »Auschwitz eignet sich nicht dafür, Routine 
zu werden [...]. Was durch Ritualisierung zustande 
kommt, ist von der Qualität eines Lippengebets. Aber in 
welchen Verdacht gerät man, wenn man sagt, die Deut- 
schen seien ein ganz normales Volk, eine ganz gewöhn- 
liche Gesellschaft?«. Welche Vorstellung von Täter- 
Opfer-Relationen bestimmen die Erinnerungsdebatte von 
derjenigen maßgeblichen Strömung, die von der Gruppe 
47 ausging und welcher sowohl Richter als auch Walser 
angehörten? Wie muss diese Relation gedacht werden, 
wenn diese Protagonisten mit ihr unterstellen können, 
»dass die Intellektuellen, die [die unvergängliche 
Schande; Verf.] uns vorhalten, dadurch, dass sie uns die 
Schande vorhalten, eine Sekunde lang der Illusion, sie 
hätten sich, weil sie wieder im grausamen Erinne- 
rungsdienst gearbeitet haben, ein wenig entschuldigt, 
seien für einen Augenblick sogar näher bei den Opfern 
als bei den Tätern«?? 


I. Wohl erst in der Bewusstwerdung einer kategorisch 
zu setzenden Differenz zwischen dem »Juden« als imagi- 
niertem Gegenstand antisemitischer Projektion und dem 
Individuum kann der in Auschwitz Ermordeten emanzi- 
patorisch erinnert werden. Im Mechanismus der Projek- 
tion (also der Verlagerung von Regungen und versagten 
Wünschen aus dem Subjekt in ein Objekt, wobei diese 
Gegenstände der Verlagerung objektfremd sind) er- 
scheint das einzelne Individuum lediglich als integraler 
Bestandteil eines Systems: als Exemplar einer pro- 
jizierten »Gattung«, die konsequent aus der NS-Rassen- 
ideologie hervorgeht. In diesem Ressentiment gegen Ju- 
den kann es im Blick des Antisemiten kein außerhalb der 
hermetisch abgeschlossenen Gesamtheit der Gattung 
stehendes Individuum mehr geben, da dieses das Funk- 
tionieren des Ressentiments durch seine Widersprüch- 
lichkeit zur konstituierenden Projektion stören würde. 
Darum muss die Projektion total sein. Nimmt man nun 


diese Totalität der Gattung als Begriff, der tatsächlich 
mit einer Person identifiziert wird, und nicht als 
Produkt der Projektion wahr, schließt sich die konkrete 
Erinnerung an den Einzelnen von selbst aus, weil das 
Einzelne in diesem projizierten Zusammenhang nicht 
mehr zu verorten ist. Denn die Gewalt der Vernichtung 
in den Lagern hat den projizierten, noch (und immer 
wieder neu) zu erfindenden Gegenstand des Antisemi- 
tismus geschaffen: die Millionen Opfer der Vernichtung 
starben nicht in ihrer Heterogenität als Personen, son- 
dern als Exemplare einer Totalität. Mit der Vernichtung 
verhärtete sich die pathologische »Gattung der Juden« 
zur Realität, insofern sich die Täter im Akt der systema- 
tischen Ermordung der Wirkungsmächtigkeit ihrer 
Kategorien grausam selbst vergewisserten, da im 
Moment der Vernichtung »der Jude« auch körperlich 
zur »Realität« der Projektion geformt wird, indem er er- 
mordet wird. 

Die einstmals real-existierenden Personen können 
der Projektion des Antisemiten nicht mehr durch ihr 
Leben und Handeln, ihr Erinnern widersprechen. In der 
Vernichtung findet also die im Begriff der Gattung an- 
gelegte gewaltsame Homogenisierung der Individuen 
ihre stärkste Form von »Realität«. Die dringliche Forde- 
rung an ein Erinnern der Opfer muss nicht nur das Be- 
wusstsein an real-existierende Individuen einschließen, 
sondern eben unerlässlich auch den Mechanismus eines 
Denktypus offen legen, welcher die Kategorie »Opfer« 
gehaltvoll konstituiert. Dies bedeutete ein Erinnern, das 
die angeführte Differenz zu denken versucht. Wenn an- 
dererseits »mit dem geflügelten Wort, seine Partei sche 
die »historische Lektion: eines zentralen Denkmals ge- 
fährdet, wenn es den Holocaust zu sehr auf das Ver- 
hältnis von Tätern und Opfern reduziere«° sich eine 
Argumentation für das Mahnmal führen lässt, stellt sich 
die Frage, ob seine »steinerne Physiognomie« die 
beschriebene Differenz zu vermitteln vermag; im Stei- 
nernen des Mahnmals schriebe sich wohl auch 
schlussstrich-intentional der ungenügende Stand der 
bundesrepublikanischen Debatte um die Shoah fest, der 
den Vernichteten nur zwecks Einrichtung deutscher 
Normalität gedenken will. Neben der Frage also, ob das 
Denkmal eine adäquate Form des Gedenkens sei, 
schließt sich an diese Äußerung die Problematik an, wes- 
sen gedacht wird. Und: Welchen Gehalt besitzt der 
Begriff des Opfers in diesem Gebrauch, wo er nicht mit 
dem Komplement des Täters kontrastiert werden kann? 
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° Klaus Brigleb: Miß- 
achtung und Tabu. 
Berlin/Wien 2003, 

S. 63. Wem genau die- 
ses Zitat zugeschrieben 
ist und zu welcher 
Partei dieser gehört, 
konnte aus dem Text 
nicht ermittelt werden. 
Es stammt aber von 
1988 und im Text ist le- 
diglich von einem »bald 
regierende(n) Politiker« 
die Rede. Es geht aber 
wohl mehr darum, dass 
es gesagt wurde, und 
nicht, wer genau es 
sagte. 
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II. Im April 1966 hatte sich die Gruppe 47 anlässlich 
eines Treffens in Princeton versammelt. Zur gleichen 
Zeit fand an der Princeton University ein Treffen zum 
Vietnam-Krieg statt, an dem sich Peter Weiss entgegen 
der Gruppenlinie beteiligte, die vorsah, sich nicht in 
Angelegenheiten der USA einzumischen. In seinem No- 
tizbuch findet sich folgender Eintrag: »Der Zusammen- 
stoß im Hotelzimmer. Ich hätte mich in amerikanische 
Angelegenheiten nicht einzumischen. Mißbrauche die 
Gastfreundschaft. Und überhaupt: was ich denn für ein 


als fremd Aufgeprägte, nur in der Form einer wohl all- 
gemeinen, aber real-personalen Leidensgeschichte er- 
fasst. Wird aber der zynische Versuch unternommen, 
Antisemitismus in diese Weise funktional zu fassen, wird 
den Anklagen des Antisemiten Berechtigung zuge- 
sprochen. Das Opfer muss Merkmale tragen, welche das 
antisemitische Ressentiment greifen lassen: »Das 
Schuldigsein gehört zum Dasein selbst.« [Walser zitiert 
M. Heidegger, Sein und Zeit; Verf.] Ich hoffe nicht, dass 
das gleich wieder als eine bequeme Entlastungsphrase 


DIE SCHULDZUSPRECHUNG FÜR DIE BEVÖLKERUNG WIRD ALSO SOWOHL 
AUF EINE ÄUßERE MACHT VERSCHOBEN SOWIE ALS GESCHICHTS- 
REVISIONISTISCHE, ILLEGITIME GENERALISIERUNG VERWORFEN. 


Recht hätte, auf diese Weise politisch Stellung zu neh- 
men. Hätte auch über deutsche Fragen schon zuviel ge- 
sagt. Wo ich denn während des Krieges gewesen wäre«‘. 
Im Gegensatz zu den meisten Mitgliedern der Gruppe 
47, die in der Wehrmacht kämpften, musste Peter Weiss 
ins Exil gehen. Peter Weiss ist Jude. Die scheinbare Op- 
tion, in Deutschland bleiben zu können, impliziert 
zweierlei unterschlagene Annahmen: 

1. Die allgemein unterstellte Möglichkeit der Wahl 
zwischen Exil und »innerer Immigration« des Intellek- 
tuellen verneint bereits das Opfer als projiziertes Gat- 
tungsexemplar. 

2. Wenn das Individuum nicht Opfer der Projektion 
ist, müssen antisemitische Übergriffe anders erklärt wer- 
den. 

Die Funktionsweise des Antisemitismus richtet sich 
dann in dieser Verkehrung auf das Individuum, dessen 
spezifische Eigenschaften in diesem Denken Anlass für 
seine Vernichtung geben. Auf die Frage nach dem Ge- 
halt des Opferbegriffs antwortend, hat diese Verkehrung 
fatale Konsequenzen sowohl für das Gedenken wie auch 
für den reflektierten Umgang mit konkreten Angst- und 
Vernichtungserfahrungen. Das Opfer wird im Nach- 
kriegsdeutschland zum Opfer in zweiter Potenz: die Be- 
drohung durch das Pogrom und die Vernichtung im La- 
ger werden als zufällig und blind erlebt — als die Gewalt 
des Antisemitismus, welcher von den verschiedenen Prä- 
dikaten seiner Objekte absieht; Anwälte, Intellektuelle, 
Handwerker, Ärzte, politisch und apolitisch, religiös 
oder säkular: Der Begriff des »Juden« subsumiert gewalt- 
sam gegensätzliche Bestimmungen, macht keinen Un- 
terschied mehr. 

Die konkrete Leiderfahrung als pathologisch Gleich- 
gemachtes wird aber nicht zugelassen im Erinnerungs- 
diskurs (einem Diskurs, dessen Ziel die Herstellung 
unbefleckter deutscher Normalität nach der Shoah ist 
und der deshalb eine Differenz zwischen jüdischer bzw. 
jüdisch-deutscher und deutscher Erfahrung nicht aner- 
kennen kann und will und in dem die Gruppe 47 als 
»literarische(s)« Pilotunternehmen« eine signifikante 
Rolle spielte, aus deren Analyse sich wohl, so unserer 
Anliegen, Aufschlüsse über die ideologische Fundierung 
heutiger Diskussionstopoi gewinnen lassen). Zugleich 
potenziert, das heißt verhärtet sich die Tätergesellschaft 
wiederholt auf zeitlich und qualitativ verschobener 
Ebene, indem sie das durch Projektion dem Individuum 


für zeitgenössische schuldunlustige Finsterlinge ver- 
standen wird.« 

Die unvermeidbare und erwünschte Konsequenz 
besteht in der Auflösung einer eindeutigen Täter- und 
Opferzuordnung. Das Opfer der antisemitischen Ver- 
nichtung wird zum Opfer in zweiter Potenz, weil die 
Ursache seines konkreten Leidens, die Projektion, zum 
grausamen Einzelschicksal herabgewürdigt wird. Der 
fortbestehende Bezug auf die projizierte »jüdische 
Gattung« bringt im Nachkriegsdeutschland den sekun- 
dären Antisemitismus hervor: die bloße Existenz eines 
»jüdischen Exemplars« ist unvereinbar mit der Ein- 
forderung deutscher Normalität und dem positiven Be- 
zug auf »Deutschland«. Eine Strategie der Täter in zwei- 
ter Potenz bildet die Leugnung der Tatsache, dass das 
konkrete Leiden und der Tod den Vernichteten als 
»Exemplaren« widerfahren ist — und eben nicht auf- 
grund ihrer individuellen Charakterzüge. Operiert der 
sekundäre Antisemitismus mit dem Begriff der 
»Gattung«, deren Exemplare qua Existenz deutsche Nor- 
malität verunmöglichen, bildet unsere These, dass die 
Existenz der »Gattung« als Projektion in der Erinne- 
rungspolitik der Gruppe 47 selbst abgestritten wird, eine 
qualitativ neue Strategie, eine Stunde Null einzufordern. 


III.»Das Volk hungerte. Es lebte von Tausend Kalorien 
pro Tag und Person, aber es wurde sich des »Büßens« 
nicht bewusst. Es hatte keine Zeit zu büßen. Es war 
täglich unterwegs, um die notwendigsten Lebensmittel 
für die nackte Existenz heranzuschaffen.« Denn: »Das 
Damoklesschwert der Kollektivschuld hing über allen. 
Das nicht denkende Volk, die anonyme Masse, war 
schuld, nicht nur jene, die dieses Volk verführt, betrogen 
und in den Abgrund gerissen hatten.« 

Hans Werner Richter, programmatisch tonangeben- 
des Gründungsmitglied der Gruppe 47, leistet hier seine 
Opfer-Bestandsaufnahme in dreierlei Hinsicht: Das 
»deutsche Volk« erhält den Opferstatus zum einen durch 
die Entstehung zweier »Kolonialsysteme« (Richter) der 
Alliierten-Besatzung. Trotz einer lohnenden ideologie- 
kritischen Betrachtung dieser ersten der selbsttätigen 
Opferzuschreibungen konzentriert sich dieser Essay je- 
doch auf die folgenden Typen der deutschen Opfer- 
Prädikationen: Der Opfer-Status der Täter lässt sich 
zum einen mit der Personalisierung der Verantwortung 
für den Nationalsozialismus in Form der verführenden 


Eliten konstruieren, zum anderen über die Erfahrung 
des konkreten Leidens aufgrund der Bombardements 
deutscher Städte und der aus dem verlorenen Krieg 
resultierenden Lebensbedingungen. Erst durch die An- 
nahme der Schuld allein in Bezug auf die führenden 
Bevöl-kerungsschichten kann sich jenes »Gefühl einer 
vollkommen Voraussetzungslosigkeit« »vor allem bei der 
jungen Generation«‘, von dem Alfred Andersch schon 
1948 spricht, einstellen, zeigt sich die Täterfrage doch 
auf diese Weise geklärt und von der eigenen Bezugsgrup- 
pe abgewendet. 

Die gegenläufigen Strategien, die Maßstäbe der Ver- 
antwortlichkeit vom deutschen, »nicht denkenden« 
Volke abzuwenden, finden sich in der Annahme der 
»Verschleierung der politischen Schuldverhältnisse 
[nämlich der Schuld der verführenden Eliten; Verf.] 
durch die Kollektivschuldthese der Alliierten« und der 
»Nichtanerkennung des deutschen Widerstandes«. Die 
Schuldzusprechung für die Bevölkerung wird also 
sowohl auf eine äußere Macht verschoben sowie als 
geschichtsrevisionistische, illegitime Generalisierung 
verworfen. 


IV. Das Postulat der Stunde Nullals dem »Jahr des neuen 
Anfangs, frei von allen Belastungen der deutschen Ge- 
schichte«', wie Richter noch immer 15 Jahre nach 
Andersch schreibt, lässt sich nur als gegenseitig bedingt 
mit einem Überschweigen der Shoah denken. So sticht 
in Anderschs dokumentarischen Momentaufnahmen 
und Richters detaillierter Retrospektive des Nachkriegs- 


ANZEIGE 


deutschlands ein signifikantes Moment der Unterlassung 
heraus: alles und nichts findet Erwähnung, einzige Aus- 
nahme: die Vernichtung in den Lagern. Obwohl die 
Konzentrationslager als geographische Orte Erwähnung 
finden, werden ihre Funktion und Spezifika bewusst aus- 
geblendet, eine intendierte Verweigerung gegenüber 
dem Eingedenken: »Millionen Flüchtlinge strömten in 
den folgenden Jahren nach dem Westen [...]. Sie wurden 
in den leerstehenden, aber noch nicht abgerissenen 
Konzentrationslagern untergebracht. Das Lager, 
Sinnbild der Diktatur, bestand noch lange fort.«'' Als 
Neuauflage der Auflösung von Opfer-Täter-Kategorien 
wird die Universalisierung der Shoah dazu instrumental- 
isiert, die Relation von Vernichtungsopfern und 
Vertriebenen zu nivellieren. Welche Funktion hat dann 
aber dieses abwegige Produkt der Verweigerung, die 
Lager als Ort des konkreten Leids der Vernichtung der 
europäischen Juden explizit und im Rahmen des 
Sagbaren mitteilbar zu machen? 

Das literarische Projekt der Stunde Null, spezifisch 
für die Gruppe 47, und die bis heute tradierte Ein- 
forderung der deutschen Normalität stehen in unmittel- 
barem Begründungszusammenhang mit der begriffli- 
chen Täter-Opfer-Auflösung. Das Überschweigen der 
Vernichtung erscheint als immanent notwendige Voraus- 
setzung, um das Festhalten am »neuen Anfang« zu 
ermöglichen, wie umgekehrt der deutschen Normalität 
eine Thematisierung der Shoah mit einem der oben 
beschriebenen Differenz gerecht werdenden Begriff des 
Opfers im Wege steht. 
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V. Die Spezifizität der industriellen Vernichtung der 
europäischen Juden um ihrer Vernichtung willen muss 
in der Antisemitismustheorie der Gruppe 47 mit einem 
vorgeblichen Opferbegriff gedacht werden, welcher 
einzelne Personen nicht als Produkt einer paranoiden 
Projektion bezeichnet: Der Begriff des Opfers hat aber 
zur hinreichenden Bedingung die Schuldlosigkeit, das 
zufällige Betroffensein einer Person. Und die Schuld- 
losigkeit drückt sich eben in der Projektion objekt- 
fremder Eigenschaften durch den Antisemiten aus. Ist 
diese Bedingung der Schuldlosigkeit nicht erfüllt — dies 
ist wie dargelegt bei Richter und Andersch der Fall -, 
dann ist der Begriff nicht anwendbar. Bestimmt er 
dennoch positiv eine Debatte, dann verschiebt sich 
ebenfalls der Komplementärbegriff: der des Täters. 
Der Gehalt beider Begriffe ist zum Unsinn entstellt 
worden, weil die Abgrenzung zwischen Gegensätzen 


und Antisemitismus in der deutschen Öffentlichkeit 
mitbestimmen. Nicht nur, weil alle diese Autoren an 
der Gruppe 47 partizipierten, sondern auch weil die 
Gruppe 47 als »Gewissen der Nation« die Wahr- 
nehmung des Nationalsozialismus maßgebend prägte, 
ist die Erschließung ihres erinnerungspolitischen 
Projekts von Bedeutung, um gewisse Aspekte der ge- 
genwärtigen Debatte zu verstehen. Ist diese Debatte 
aber — wie herausgestellt — von einem sinnentstellten, 
in der Gruppe 47 (zumindest) mitgenerierten Täter- 
und Opferbegriff geprägt, so läuft zum Beispiel die 
spezifische Diskussion um ein Mahnmal der Vernich- 
tung Gefahr, diesen kategorialen Rahmen zu adap- 
tieren und mit ihm denjenigen Ausfall von Reflexion 
in Bezug auf die eigenen Begrifflichkeiten, welcher 
antisemitisches Denken mitkonstituiert. Um die ge- 
schichtsrevisionistische Konsequenz eines solchen 


»Grundsätzliches zur Gruppe 47« 


Benannt nach ihrem Gründungsjahr entstand die 
Gruppe 47 zwei Jahre nach Ende des Zweiten 
Weltkriegs aus »Der Ruf«, einer der ersten litera- 
turpolitischen Zeitung im Nachkriegsdeutschland. 
Sich explizit als links verstehend, ging es ihr um die 
Verbindung humanistischer und sozialistischer 
Ideen und um die Wiederbildung literarischer 
Tradition in Deutschland nach dem Nationaso- 
zialismus, gerade in Bezugnahme auf den sogenann- 
ten literarischen Widerstand im Dritten Reich, wo- 
zu mit Abstrichen selbst Ernst Jünger gezählt 
wurde. Die Gruppe 47 umfasste einen »inneren 
Kreis«, zu dem u.a. H.W. Richter, Raddatz, A. An- 
dersch, G. Grass zählten. Zu ihren Treffen luden sie 


andere SchriftstellerInnen (wie u. a. P. Celan, P. Weiss, 
H.M. Enzensberger) der Verbreiterung und Einfluss- 
nahme wegen ein. Bemüht war die Gruppe 47 vor 
allem auch um die Definition von Zugehörigkeit zu 
ihrem Verbund, was Celan trotz einer Einladung, 
die entsprechend der kulturpolitischen Bedeutung 
der Gruppe 47 viel galt, auf einem ihrer Treffen zu 
lesen, bald schmerzlichtst erfahren musste. An den 
Namen schon ist der Einfluss der Mitglieder auf die 
geistesgeschichtliche Entwicklung der BRD abzule- 
sen, den die Einzelnen auch nach dem Ende der 
Treffen 1969 und dem faktischen Ende der Gruppe 
wahrnahmen. 


nicht mehr möglich ist. Vor einem solchen theoreti- 
schen Hintergrund ist die Differenz zwischen Indi- 
viduum und Produkt antisemitischer Projektion 
notwendig eingeebnet. »Der Jude« ist dann nicht mehr 
einfach nur unschuldiges Opfer, sondern indem er den 
»ganz gewöhnlichen Deutschen« in ihrem Opfersein 
zur Seite gestellt wird, dient er der Rechtfertigung von 
deren Opferstatus. Wird im Rahmen dieser verwisch- 
ten Begriffe unzweifelhaft zugegeben, »dass der 
Antisemit im Unrecht ist, so will er [hier: das Subjekt, 
das sich dieser Begriffe bedient; Verf.] wenigstens, dass 
auch das Opfer schuldig ist.«” Im Rekurs auf die 
Anklage gegenüber Peter Weiss, nicht in Deutschland 
geblieben zu sein, bestätigt sich dieser Befund, und es 
entwickelt sich die theoretische Konsequenz der 
deutschen Normalitätseinforderung vom semantischen 
Unsinn zu einem offen geschichtsrevisionistischen 


Topos. 


VI.Martin Walsers Friedens-Preis-Rede und sein 70d 
eines Kritikers, Enzensbergers Spiegel-Artikel über den 
geschundenen Deutschen, Grass’ literarische Konzen- 
tration auf konkretes Leid von Deutschen im Krieg 
und Stränge der Mahnmaldebatte sind Beiträge, 
welche die Wahrnehmung des Nationalsozialismus 


»Gedenkens« zu bannen, gilt es den Opferbegriff kri- 
tisch wiederherzustellen, was bedeutet, auf der 
Differenz zwischen jüdischer Vernichtungs- und 
deutscher Tätererfahrung zu beharren, die einer Rela- 
tivierung jüdischen Leids zugunsten und in Zusam- 
menhang mit der gleichmacherischen Aufwertung 
deutschen Leids im Wege steht. 

Stark zu machen sind also Stimmen, die darauf be- 
harren, dass von einer »vollkommenen Vorrausset- 
zungslosigkeit« nach der Shoah — gerade für Deutsch- 
land — nicht die Rede sein kann, dass Versuche, einen 
Schlussstrich unter die deutsche Vergangenheit zu 
ziehen, nicht nur antiemanzipatorisch sind, sondern 
das Leid der Opfer der Shoah verkennen. Allein die 
Betonung der Individualität der Opfer ist jedoch, wie 
gezeigt, noch nicht als emanzipatorisch zu schen, 
wenn sie nicht die vermittelte Differenz von individu- 
ellen Personen und projizierten »Juden« zu denken 
vermag. 


ALEXANDER REUTLINGER und CHRISTOPH SCHAUB 
Die Autoren leben in Berlin und arbeiten seit geraumer 
Zeit zur Thematik »Antisemitismus und Literatur- 
betrieb«. 
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Deutscher Rechtsfrieden 


DIE ABLEHNUNG VON ENTSCHÄDIGUNGSKLAGEN VOR DEUTSCHEN 
GERICHTEN ZEIGT DIE KONTINUITÄT DER IGNORANZ, MIT DER MAN IN 
DEUTSCHLAND DEN FORDERUNGEN VON ÜBERLEBENDEN BEGEGNET 


ach monatelanger Verzögerung meldete die deut- 
N sche Entschädigungsstiftung »Erinnerung, Ver- 

antwortung und Zukunft« im Juni den Beginn 
der Auszahlung der sogenannten zweiten Rate an ehema- 
lige KZ- und Ghettohäftlinge in Tschechien.' Obwohl es 
bereits ein Hohn ist, dass sich die deutsche Stiftung als 
Schuldnerin selbst ein Ratenzahlungsverfahren ermög- 
licht, bezweckte die Herauszögerung der Zahlungen vor 
allem die Verlängerung des Spiels auf Zeit. 

Nur auf Druck war das kleine Almosen von fünf 
Milliarden Euro überhaupt zustande gekommen, auch 
wenn Stiftung und Bundesregierung jetzt behaupten, es 
handele sich um eine freiwillige Geste. Der Druck wurde 
mit Hilfe von US-amerikanischen Gerichten und dem 
Rechtsmittel der class action (Sammelklagen) gegen deut- 
sche Unternehmen in den Vereinigten Staaten entfaltet. 


Rechtssicherheit für deutsche Unternehmen 


Die Gründung des Almosenfonds war in erster Linie eine 
Verteidigungsstrategie, um nicht nur den Imageverlust, 
sondern handfeste Investitions- und Gewinneinbußen 
deutscher Unternehmen abzuwehren. Als Verteidigerin 
des Täterkollektivs trat die rot-grüne Bundesregierung 
auf, deren Sprecher Gerhard Schröder sich demonstrativ 
schützend vor die deutschen Unternehmen stellte.” Den- 
noch wird allenthalben von »Freiwilligkeit« gesprochen. 
Dabei handelte sich um eine »Erpressung mit der 
Zeit«, wie der polnische KZ-Überlebende Ludwik Krasu- 
cki es ausdrückt, der für sein Land an den sogenannten 
Verhandlungen teilgenommen hat.’ Der Klageweg hätte 
zu lange gedauert und viele der wenigen Überlebenden 
der Zwangs- und Sklavenarbeit wären in dieser Zeit ge- 
storben. Die deutsche Seite konnte von den »Leistungsbe- 
rechtigten«, wie die Opfer im Stiftungsdeutsch bezeichnet 
werden, das Zugeständnis erzwingen, auf alle weiteren 
Ansprüche zu verzichten. Der Entschädigungsfonds ist 
damit als finaler Schlussstrich unter die deutschen 
Verbrechen gedacht und gepaart mit der Geste der Miss- 
achtung der letzten Überlebenden, die bis heute unter 
den Folgen der an ihnen begangenen Verbrechen leiden. 
Anerkannt wurden ihre Ansprüche von der deutschen 
Seite nie. Sowohl ein materieller Anspruch, beispielsweise 
auf die Rückzahlung der bis heute vorenthaltenen Lohn- 
kosten, als auch ein juristisches Anrecht auf die Zahlun- 
gen wurden immer verneint. Dabei ging es stets auch um 
die Leugnung des Charakters der Zwangs- und Sklaven- 
arbeit als Teil der »Vernichtung durch Arbeit«, einem gesell- 
schaftlich übergreifenden, von tief internalisiertem 
Antisemitismus getragenen Projekt von nationalsozialisti- 


scher Führung, Bevölkerung und deutschen Unternehmen. 

Da es sich heute um »freiwillige Leistungen« handele, 
gäbe es kein Rechtsverhältnis zwischen der Stiftung und 
den ehemaligen Zwangs- und Sklavenarbeitern. Gegen- 
über ihren »Partnerstiftungen« hatte die Stiftung auch 
durchgesetzt, dass gegen Ablehnungsbescheide keine 
Rechtsmittel möglich sind.‘ Der Rechtsweg ist also für 
die Opfer ausgeschlossen, während sich die Täter ihren 
Rechtsfrieden mit einem Almosen erkauften. Dieser Frie- 
den war von Anfang an das oberste Ziel der deutschen 
Verhandlungsdelegation. Die Rechtssicherheit für deut- 
sche Unternehmen vor weiteren Klagen sollte durch das 
deutsch-amerikanische Regierungsabkommen vom 17. Ju- 
li 2000 garantiert werden. Die deutsche Seite verlangte, 
dass die US-Regierung einen juristischen Rechtsfrieden 
durch ein sogenanntes statement of interest durchsetze, das 
besagt, dass es nicht in ihrem Interesse läge, wenn vor 
US-Gerichten deutsche Unternehmen verklagt würden. 
Außerdem forderten die Deutschen, dass sich die US- 
Vertreter »frühzeitig und nach besten Kräften bemühen, 
auf eine Weise, die sie für angemessen halten, diese Ziele 
[die Rechtssicherheit, T.E.] gemeinsam mit den Regie- 
rungen der Bundesstaaten und der Kommunen zu ver- 
wirklichen«, wie es im Regierungsabkommen heißt.’ Dies 
meint einen administrativen und legislativen Rechtsfrie- 
den, der quasi eine gesetzmäßige Wirkung entfalten soll; 
nicht nur verdeckt wird damit die Gewaltenteilung in 
den USA unterminiert. 


»Völkerrechtlicher Ausnahmezustand« 


In Deutschland ist ein solcher Rechtsfrieden längst 
Wirklichkeit. Nach Jahren juristischen Kampfes lehnte im 
Juni der Bundesgerichtshof (BGH) eine Klage der Erben 
von ermordeten Einwohnern der griechischen Stadt 
Distomo ab.° Deren Mörder waren die gewöhnlichen Voll- 
strecker einer deutschen SS-Division.” Das Fortleben der 
Verbrechen bis in die jüngste Gegenwart und die 
Unmöglichkeit ihrer Sühne werden den Kindern der 
Mörder heute zum Argument, die Ansprüche der wenigen 
aus Zufall Entronnenen arrogant und kalt zurückzuweisen. 
Der BGH hat dieser Strategie einmal mehr den juristischen 
Segen erteilt. Er unterstrich, dass es keinen individuellen 
Rechtsanspruch auf Entschädigung gäbe und bezog sich 
dabei auf das geltende Völkerrecht im Zweiten Weltkrieg. 
Mit der Europäischen Union hat sich Deutschland 
längst einen Schutzschild gegen finanzielle und juristi- 
sche Ansprüche aus der deutschen Vernichtungstat ge- 
schaffen. Die europäische Barriere hielt auch im Fall 
Distomo.° Wessen Kind old europe ist, bewies dann der 


Europäische Gerichtshof für Menschenrechte im Dezem- 
ber 2002. Dort wurde die Revisionsklage aus Distomo 
mit dem Verweis auf die deutsche Staatenimmunität zu- 
rückgewiesen.” Diese Argumentation wurde nun vom 
BGH wiederholt. Eben diese Staatenimmunität ist es al- 
lerdings, die Deutschland als Fürsprecher des Internatio- 
nalen Strafgerichtshof aufs Schärfste bekämpft. Die 
nationale Gesetzesgrundlage dafür heißt »Völkerstrafge- 
setzbuch«. Völker werden zu Rechtssubjekten, während 
Individuen und Staaten, die bisher als einzig denkbare 
Souveräne galten, auf der Anklagebank landen oder in 
den Zuschauerraum verbannt werden, wenn sie sich der 
völkischen Zuordnung widersetzen. Mit dem »Völker- 
strafgesetzbuch« kann Deutschland überall auf der Welt 
begangene Verbrechen in der Bundesrepublik zur An- 
klage bringen.'” Kaum verwunderlich ist es, dass die deut- 
sche Justiz im ersten Verfahren auf Grundlage des neuen 
Gesetzes wegen eines angeblichen Massakers an Sudeten- 
deutschen 1945 gegen Tschechen ermittelt.'' Politisches 
Ziel solcher Klagen ist es, die Umsiedlungen von deut- 
schen Faschisten nach der Niederlage Nazi-Deutschlands 
als »Verbrechen gegen die Menschlichkeit« anzuerken- 
nen. So wird der Minderheitenschutz in der Verfassung 
der EU eine Waffe zur Erschwerung des EU-Beitritts von 
Tschechien. Gleichzeitig beruft man sich auf das geltende 
Völkerrecht bei der Abwehr von Klagen gegen die deut- 
schen Henker. 

Die Richter des BGH wussten dies alles, als sie die 
Klage aus Distomo abwiesen: »Dass das Völkerrecht heu- 
te, wie das Bundesverfassungsgericht ausgeführt hat, wei- 
tergehende Schutzsysteme zur Verfügung stellt, muss für 
die auf das Jahr 1944 bezogene Würdigung außer Be- 
tracht bleiben«, urteilten die Richter.'” Was Deutschland 
als Recht international durchsetzt und was Deutschland 
als Recht gegen sich selbst gelten lässt, bestimmen die 
Kinder und Enkel der Täter. Das SS-Massaker in Disto- 
mo und mit ihm auch die deutsche Vernichtungstat wer- 
den zu einem unwesentlichen, kleinen und juristisch 
konsequenzlosen Teil universaler Menschheitsverbrechen 
wegrelativiert. 

Obwohl die Richter des BGH erklären, »dass bei der 
Ermittlung und Würdigung dieser Rechtslage national- 
sozialistisches Gedankengut unberücksichtigt zu bleiben 
hat«', bewegt sich das BGH-Urteil nicht nur ausschließ- 
lich auf der Rechtsgrundlage von 1944, sondern bedient 
sich auch der damals gängigen Rechtsauslegung‘‘, inklusive 
Carl Schmitts »permanentem Ausnahmezustand«°: Krieg, 
so die Richter des BGH, sei eben ein »völkerrechtlicher 
Ausnahmezustand«, eine juristische Bewertung daher 
unmöglich.‘ SS-Massaker und Massenvernichtung wer- 
den zu einer motivationslosen Kriegshandlung relativiert: 
»Aus dieser Sicht des Krieges als eines in erster Linie kollek- 
tiven Gewaltakts, der als »Verhältnis von Staat zu Staat« 
aufgefasst wurde, lag damals die Vorstellung fern, ein 
kriegführender Staat könnte sich durch Delikte seiner be- 
waffneten Macht während des Krieges im Ausland (auch) 
gegenüber den Opfern unmittelbar schadenersatzpflichtig 
machen.«” Ein weiterer Schlag in das Gesicht der Opfer. 


Drohkulisse gegen die Opfer 


In der Berliner Zeitung drohte der deutsche Historiker 
und Kolumnist Götz Aly mit Gegenklagen: »Es handelt 


sich um eine Schadenersatzklage. Würde ihr stattgegeben, 
dann könnte — weil Recht eben nicht teilbar ist — jede 
heimatvertriebene Familie ihr Häuschen in Hirschberg, 
Krumau oder Tilsit zurückklagen, dann stünden die Ent- 
eignungen in der sowjetischen Zone zur Debatte, dann 
könnten die Überlebenden des Todesmarsches von 
Brünn oder die Hinterbliebenen derjenigen Greise, Frau- 
en und Kinder vor Gericht gehen, die zum Beispiel nach 
der kampflosen Übergabe von Allenstein durch Soldaten 
der Roten Armee zu Hunderten niedergeschossen wur- 
den.«'® Mit revisionistischer Intention und aggressivem 
Ton setzt Aly die sogenannten Vertreibungen der Deut- 
schen mit den nationalsozialistischen Verbrechen gleich. 
Die von der SS angeordneten Todesmärsche aus den 
Konzentrations- und Vernichtungslagern hatten zum 
Ziel, auch noch die letzten Häftlinge und damit Zeugen 
der Verbrechen zu ermorden. Sie sind in nichts vergleich- 
bar mit der Flucht von Deutschen vor den vorrückenden 
alliierten Armeen. 

Im vergangenen Jahr hatte Aly die Geschichte 
Europas als »Verarbeitung des je eigenen Flüchtlings- 
schicksals — als individuelle oder als kollektive Erfahrung« 
beschrieben.'” Auschwitz wird darin zu einer kleinen Epi- 
sode in der Geschichte: »Es ist gut, dass Auschwitz heute 
in Deutschland weithin als Teil der nationalen Geschich- 
te akzeptiert ist. Aber richtig verstanden wird der Mord 
an den europäischen Juden erst sein, wenn er zugleich als 
äußerste Form einer Politik der bevölkerungspolitischen 
»Flurbereinigung« begriffen wird, die im Europa des 20. 
Jahrhunderts so viele Theoretiker, Anhänger und Nutz- 
nießer gefunden hat — und vor allem Opfer.«”° Wer diese 
Opfer sind, hat Aly nun klargestellt: Sie sind Deutsche 
und lebten in Hirschberg, Krumau oder Allenstein. Die 
griechischen KlägerInnen dagegen stellten »Unbezahlbare 
Rechnungen« und stünden in der Tradition jener »Vertre- 
ter der Opfer«, die Aly in der Berliner Zeitung mit der SS 
verglich.”' 

Wie die Richter des BGH leugnet auch Aly die Präze- 
denzlosigkeit der deutschen Verbrechen, um sie verglei- 
chend einzuordnen und schließlich zu entwirklichen.” 
Von den Richtern und der Bundesregierung fordert er die 
Wahrung der Interessen »aller Deutschen«, als hätten 
Schröder, Fischer und Schily daran jemals einen Zweifel 
gelassen. Als deutsche Schreckensphantasie malt er mög- 
liche Sühnemaßnahmen an die Wand: »Betrachtet man 
die Folgen realistisch, wird sofort klar, welches Ausmaß 
für eine ernsthafte materielle Wiedergutmachung der 
Massenverbrechen aufzubringen wäre. Um das zu bezah- 
len wäre über langjährige 30- bis 50-Prozentige Lohn-, 
Gehalts- und Rentenminderungen für alle deutschen 
Staatsbürger zu reden, bei gleichzeitiger Verstärkung der 
Arbeitsleistung.«” Tatsächlich besitzt Deutschland, wie 
Aly ahnt, seine heutige wirtschaftliche Stärke allein auf- 
grund der massenhaften Ausbeutung und Vernichtung 
der europäischen Jüdinnen und Juden und der Bevöl- 
kerung der von den Deutschen besetzten Ländern Eu- 
ropas. Gegen diese Tatsache richtete sich die gesamte 
Geschichte deutscher Entschädigungsverweigerung bis 
zum heutigen Tag. Auch die Bundesstiftung und ihr 
erbärmliches Almosen hatten allein den Zweck, die 
geschichtliche Verantwortung für die begangenen 
Verbrechen und ihre Kontinuität bis in die Gegenwart 
hinein zu leugnen.” 
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® Vgl. zur Geschichte 
der Distomoklage u.a. 
Rolf Surmann, Die Kla- 
ge der Opfer von 
Distomo. Über den ent- 
schädigungspolitischen 
Schlussstrich und weit- 
erhin aktuelle Forderun- 
gen der NS-Opfer, in: 
gruppe offene rechnun- 
gen (Hrsg.), The Final 
Insult, S. 191-217. 


® Vgl. Oliver Tolmein, Im 
Zweifel für den Staat. 
Urteil im Distomo-Pro- 
zess, Jungle World vom 
5. März 2003. 


" Vgl. Völkerstrafge- 
setzbuch vom 26. Juni 
2002, BGB | 2002, 

S. 2254. 


" Vgl. Justiz prüft 
Massaker an Sudeten- 
deutschen, Frankfurter 
Rundschau vom 

23. Juli 2002. 


” BGH, Urteil vom 
26. Juni 2003. 


® BGH, Urteil vom 
26. Juni 2003. 


“ Vgl. Lars Reissmann, 
Alles, was Recht ist. 
Urteil im Distomo- 
Prozess, Jungle World 
vom 2. Juli 2003. 


Vgl. zu Carl Schmitt: 
Raphael Gross, Carl 
Schmitt und die Juden. 
Eine deutsche Rechts- 
lehre, Frankfurt/Main 
2000. 


'% BGH, Urteil vom 
26. Juni 2003. 


"Ebd. 


" Vgl. Götz Aly, Unbe- 
zahlbare Rechnungen, 
Berliner Zeitung 

vom 28. Juni 2003. 


Vgl. Götz Aly und Karl 
Schlögl, Verschiebe- 
bahnhof Europa, 
Süddeutsche Zeitung 
vom 23./24. März 2003. 


Vgl. Götz Aly, Das 
Prinzip Vertreibung, 
Der Spiegel 22/2001. 


2 Vgl. Götz Aly, Das 
Prinzip Wassersuppe, 
Berliner Zeitung 

vom 3. Februar 2000. 


2 \gl. zu Alys Histori- 
sierungsstrategien: 
Tobias Ebbrecht und 
Timo Reinfrank, 
Deutsche Schuld und 
die Störenfriede der 
Erinnerung, in: gruppe 
offene rechnungen 
(Hrsg.), The Final Insult, 
255ff. 


® Vgl. Götz Aly, Unbe- 
zahlbare Rechnungen. 
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\/gl. Jörg Rensmann, 
Anmerkungen zur 
Geschichte der deut- 
schen Nicht- 
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gen (Hrsg.), The Final 
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° Berl. VG 9 A 435.02. 
” Berl. VG 9 A 336.02. 
? Berl. VG 9 A 435.02. 

”® Ebd. 
® Berl. OVG 6 S 35.03. 


® Vgl. Thorsten 
Fuchshuber, Preis der 
Illusion, Jungle World 
46/2001. 


Vgl. dazu bereits Rolf 
Surmann, 
Schlussstrich-Politik, 
Blätter für deutsche und 
internationale Politik 
1/2003, S. 10-13. 


® \/gl. Deutscher 
Bundestag, Drucksache 
15/1026 vom 19. Mai 
2003, S. 3. 


® Vgl. Peter Gumbel, 
The Battle for Berlin, 
TIME - magazine vom 
4. August 2003, Vol. 
162, No. 5; den Hinweis 
darauf verdanke ich 
Martin Cüppers; auch: 
Rolf Surmann, 
Schlussstrich-Politik, 
8.12. 


“ Vgl. Deutscher 
Bundestag, Drucksache 
15/1026, S. 11f. 


» vgl. ebd., $. 2. 


® Vgl. afp, 
24. Juni 2003. 


” Vgl. Deutscher 
Bundestag, Drucksache 
15/1026, S. 14f. 


® ygl. ebd., S. 2. 


® Vgl. dazu Bernd 
Greiner, Die 
Morgenthau-Legende. 
Zur Geschichte eines 
umstrittenen Plans, 
Hamburg 1995. 
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Juristische Schuldabwehr 


Der Urteilsspruch aus Karlsruhe ist ganz im Sinne Alys 
ausgefallen. Er steht in der Tradition juristischer Abseg- 
nung der deutschen Entschädigungsverweigerung. Ne- 
ben der Negierung eines Rechtsanspruches der Überle- 
benden wird auch zahlreichen Opfern, wie Kriegsgefan- 
genen, die unter unmenschlichen Bedingungen zur Skla- 
venarbeit gezwungen wurden, per Gesetz das Almosen 
verweigert. Im Februar lehnte das Verwaltungsgericht 
Berlin die Ansprüche von zwei ehemaligen sowjetischen 
Soldaten ab.’ Nach Meinung der Richter fehle es hier — 
wie auch im Fall von Klagen ehemaliger Kriegsgefan- 
gener aus Italien”° — bereits an der Antragsbefugnis der 
Antragsteller. Die Richter erteilten damit einer beson- 
ders perfiden Abwehrstrategie des Gesetzgebers ihre ju- 
ristische Weihe. Indem zwischen Anspruchsberechtigte 
und Bundesstiftung Partnerorganisationen als Verteilsta- 
tionen geschaltet wurden, gibt es keine direkte Klage- 
möglichkeit gegen die Stiftung. So urteilten die Berliner 
Richter, die Stiftung sei »zur Gewährung und Auszah- 
lung von Einmalleistungen weder berechtigt noch ver- 
pflichtet.«” Weiter gäbe es lediglich »eine moralische 
und historische Verpflichtung zur Gewährung einer Ent- 
schädigung, nicht auch eine rechtliche«”, da sie nur den 
Partnerorganisationen Mittel der Stiftung zur Verfügung 
stelle, ohne dass dadurch eine Rechtsbeziehung un- 
mittelbar zu den Antragstellern entstehe. Die Überle- 
benden werden zu bloßen Objekten deutscher Vergang- 
enheitspolitik degradiert. Im Juni hat das Oberver- 
waltungsgericht diese Argumentation bestätigt.”” Damit 
geben die Berliner Gerichte dem deutschen Projekt der 
massenhaften Ermordung von sowjetischen Kriegsge- 
fangenen durch schwere körperliche Arbeiten und der 
besonders erniedrigenden, von antikommunistischem 
und rassistiichem Hass getragenen Behandlung durch 
die deutschen Soldaten und SS-Mannschaften die juris- 
tische Legitimation. Sie behandeln die Zwangs- und 
Sklavenarbeit als »normale« und vertretbare Arbeit. 
Bereits im Juli 2001 hatte die Bundesstiftung den 
Berliner Völkerrechtler Christian Tomuschat damit 
beauftragt, ein Gutachten über den Status der sogenann- 
ten »Italienischen Militärinternierten« zu erstellen. Diese 
italienischen Kriegsgefangenen, die von den Deutschen 
interniert und schließlich in den Status von »Zivilarbei- 
tern« überführt und zur Zwangsarbeit gezwungen wur- 
den, hatten versucht, ebenfalls Gelder aus der Stiftung 
zu erhalten. Tomuschat, der derzeit an einem Gutachten 
über die Völkerrechtswidrigkeit des US-Krieges gegen 
das verbrecherische Baath-Regime im Irak arbeitet, kam 
zu dem Ergebnis, dass die Überführung in den Zi- 
vilstatus unter Bruch der Genfer Konvention vollzogen 
worden und somit rechtlich unwirksam gewesen sei. 
Nach seiner Ansicht hätten die ehemaligen italienischen 
Zwangsarbeiter ihren Status als Kriegsgefangene nie 
eingebüßt. Damit seien sie nicht anspruchsberechtigt im 
Sinne des Stiftungsgesetzes.” 


Die Gegenwart der Verbrechen 
Trotz des eindeutigen juristischen Signals, mit dem die 


Position der Stiftung in diesem Jahr gestärkt wurde, gilt: 
Solange die Verbrechen sich bis in die Gegenwart verlän- 


gern und die Erinnerung an die deutsche Tat fortbesteht, 
werden die Täter keine Ruhe haben. Die plötzliche Aus- 
zahlung der zweiten Rate ist in diesem Kontext auch als 
Flucht nach vorn zu interpretieren. Wie sicher der 
Rechtsfrieden tatsächlich ist, lässt sich angesichts von 
mehreren noch anhängigen Klagen gegen deutsche Un- 
ternehmen vor US-Gerichten nicht sagen.” Im Verfah- 
ren der Erben des ehemaligen Kaufhausbesitzers Wert- 
heim, deren Vermögen betrügerisch angeeignet und in 
die heutige Karstadt Quelle AG transferiert wurde, hat 
die US-Regierung noch kein statement of interest ausge- 
sprochen.? Stuart Eizenstat, der US-amerikanische Un- 
terhändler bei den Entschädigungsverhandlungen sieht 
dies als Beleg dafür, dass das deutsch-amerikanische Re- 
gierungsabkommen in diesem Fall nicht greift.” In New 
Jersey ist eine Klage gegen die deutsche Stiftung anhän- 
gig, die zurückbehaltene Zinsen für die Kläger einfor- 
dert. In New York hat ein Überlebender der Menschen- 
versuche in Auschwitz Schering und Bayer verklagt und 
fordert Auskunft über die an ihm »getesteten« Subs- 
tanzen und Schmerzensgeld, da ihm die von der deut- 
schen Stiftung gewährte Summe nicht ausreichend er- 
scheint.” Zwar wurden im letzten Jahr bereits zwei Kla- 
gen abgewiesen, allerdings wurde im Urteil über eine Ari- 
sierungsklage gegen die Dresdner und die Deutsche 
Bank in Florida explizit vom Richter darauf hinge- 
wiesen, dass der Gegenstand des Verfahrens der Justiz 
entzogen sei und einer politischen Regelung unterste- 
he.” In ähnlicher Weise hat jüngst der supreme court in 
den USA ein kalifornisches Gesetz zurückgenommen, 
das es Shoah-Überlebenden erleichtern sollte, Versiche- 
rungsprämien zurückzufordern. Der Richter erklärte, 
die Überlebenden »müssten (...) sich an den US-Prä- 
sidenten George W. Bush oder den US-Kongress wen- 
den«.* Ähnliche Gesetze sind noch in acht Bundes- 
staaten in Kraft, weitere fünf sollen folgen. In Minnesota 
soll ein Gesetz Zwangsarbeitern noch bis zum 31. De- 
zember 2010 Klagen auf Entschädigung ermöglichen.” 
Die deutsche Bundesregierung und die Stiftung ver- 
suchen, sich hinter der »Erfüllung der durch die Stif- 
tungsinitiative der Deutschen Wirtschaft eingegangenen 
Verpflichtungen«® zu verstecken. Doch auch nach dem 
Beginn der Auszahlung der zweiten Rate, die erst im 
Herbst auch in Polen und Weißrussland beginnen soll, 
wird die Verzögerungstaktik weitergehen. Deutschland 
beharrt auf Rechtsfrieden. Die deutschen Gerichte ha- 
ben ihren Teil dazu beigetragen. Ein anderes Signal 
könnte von den Richtern und Politikern der Vereinigten 
Staaten ausgehen. Hier könnte man sich auf die Tra- 
dition des antifaschistischen Kampfes gegen den NS und 
die deutsche Monopolwirtschaft aus den 40er Jahren 
erinnern.” Das bedeutet vielleicht demnächst: Kein 
Rechtsfrieden mit Deutschland! 


Für Anmerkungen und Anregungen danke ich Dorothee 
Wein, Jörg Rensmann, Timo Reinfrank, Johanna Mueller 
und Norman Geißler 


TOBIAS EBBRECHT 

Der Autor ist Mitglied der gruppe offene rechnungen in 
Berlin und Mitherausgeber des Buches »The Final Insult. 
Das Diktat gegen die Überlebenden«. 


Aus dem Innenleben der 
Abstammungsgemeinschaft 
SOWOHL IN DER DEBATTE UM DAS »ZENTRUM GEGEN VERTREIBUNG« ALS 


AUCH IM WIRKEN DER »GESELLSCHAFT FÜR BEDROHTE VÖLKER« SPIEGELT 
SICH DEUTSCH-VÖLKISCHER NATIONALISMUS 


ie aktuellen Debatte um das erinnerungspolitische 

Projekt »Zentrum gegen Vertreibung« (ZgV) steht 

wie erwartet im Zeichen deutscher Revisionsan- 
sprüche der sogenannten »Volksdeutschen« und »Vertrie- 
benen« gegenüber den ehemalig besetzten osteuropäi- 
schen Ländern und wird einmal mehr zum Indikator der 
politischen Potenz und Aktualität deutsch-völkischer Be- 
strebungen. Die Idee eines solchen Zentrums in Berlin 
wurde vom »Bund der Vertriebenen« (BdV) 2000 ins 
Leben gerufen und fand im vergangenem Jahr partei- 
übergreifende Zustimmung im Bundestag. Die ursprüng- 
liche Intention ist es, mit Hilfe dieses Zentrums die im 
Potsdamer Abkommen geregelte Umsiedlung der Deut- 
schen nachträglich als »Unrecht« zu brandmarken, um 
langfristig unter anderem die materiellen Ansprüche der 
zwangsweise aus den Ostgebieten umgesiedelten Deut- 
schen durchzusetzen.' Das »Zentrum gegen Vertreibung« 
soll in einer Mischung aus Museum und Dokumentation 
im Stil des Holocaust-Memorial-Museums in Washing- 
ton den »Leidensweg der deutschen Stämme« dokumen- 
tieren, sowie »Kultur, Schicksal und Geschichte der Deut- 
chen Vertriebenen und ihre Heimat im Zusammenhang er- 
Jfahrbar machen«. Das »nationale Schicksal der Deutschen« 
soll dabei gleichzeitig exemplarisch für Vertreibungs- 
schicksale anderer »Völker« als europäische Erfahrung 
formuliert werden. Um dadurch, im Dialog mit den sel- 
bigen, »Friedenspotential« für die Zukunft zu schaffen. 
Abgesehen davon, dass es in der Geschichte keine 
Anhaltspunkte dafür gibt, dass völkischer Separatismus 
zur Friedenssicherung beigetragen hätte, wird schon im 
Vorfeld die Tatsache ausgeklammert, dass gerade 
deutsche Volkstumspolitik im Dritten Reich ideologi- 
sche Vorlage zur planmäßigen Vernichtung von Juden 
war. (Ein solches Zentrum bleibt also, egal an welchem 
Ort es nun unter deutscher Federführung errichtet wird, 
Ausdruck der revanchistischen Politik der Vertriebenen 
und würde weiterhin zur Relativierung der Nazi- 
Verbrechen beitragen.) So weit also nichts neues von der 
deutschen Heimatfront. 

Im Unterschied zu früheren Phasen der Debatte um 
»Flucht und Vertreibung«, oder auch im Kontext der 
Diskussion um den »Bombenkrieg«, die u.a. durch Jörg 
Friedrichs Buch »Der Brand« angeheizt wurde, zeigt sich, 
dass diese Themen nicht nur von Idiosynkraten und In- 
teressengruppen bearbeitet werden, sondern mittlerweile 
Elemente des öffentlichen Diskurses sind. Ihr Zweck liegt 
einerseits darin, über eine moralische Aufrechnung von 


angeblich gegenseitiger Schuld verlorenes Terrain für das 
beschädigte deutsche Image und Nationalgefühl zurück- 
zugewinnen. Andererseits soll damit der Weg für Ent- 
schädigungsansprüche »deutscher Opfer« bereitet werden. 
Darüber sollte auch die, aus Regierungskreisen und von 
Einzelakteuren geforderte »Europäisierung« des »Deut- 
schen Schicksals« nicht hinweg täuschen können, da wei- 
terhin die grundsätzlich Konzeption des BdV für das 
ZgV unterstützt wird. Die, auch wenn darin versucht 
wird, weltmännische Weitsicht und humanitäre Motive 
hervor zu kehren, weiterhin jedem Anspruch an his- 
torische Kausalität entbehrt, solange nicht die Verbre- 
chen des Nationalsozialistischen Deutschlands zum Aus- 
gangspunkt der Debatte gemacht werden. Die fiktive 
»Europäisierung« deutscher Revisionsansprüche kann vor 
dem aktuellen Hintergrund nur als taktisches Manöver 
zugunsten einer Uminterpretation deutscher Geschichte 
verstanden werden. Zu den namentlichen Führsprechern 
eines »Europäischen Zentrums« gehören insbesondere 
Innenminister Otto Schily, ein verlässlicher Verteidiger 
deutscher Revisionsinteressen und Sympathisant des 
Bundesverbandes der Vertriebenen, der das Zentrum so 
schnell wie möglich verwirklicht wissen möchte, »um 
Europa zukünftig vor nationalistischen Verirrungen zu be- 
wahren«, womit er selbstredend sein Kind beim Namen 
genannt hat.” Was zukünftig unter »Europäisierung« zu 
verstehen ist, erklärte auch Bundestagsfizepräsidentin 
Antje Vollmer (Bündinis90/Die Grünen), die eine Ab- 
rechnung mit der »Wahnidee von ethnisch-homogenen Na- 
tionalstaaten« ankündigt und weiter behauptet »Das 
waren Menschen wie Präsident Wilson, Chamberlain, 
Churchill, später Stalin, die diese Idee vertreten haben«’ 
Dabei ist in jedem deutschen Geschichtsbuch nachlesbar, 
dass diese Wahnidee ihren Höhepunkt im nationalsozia- 
listischen Deutschland fand. 

Dem SPD-Bundestagsabgeordneten Markus Meckel 
ist es sogar gelungen, einen internationalen Aufruf für die 
Errichtung eines solchen Zentrums auf polnischem 
Boden in Wroclaw/Breslau zu initiieren.‘ Dieser wurde, 
abgesehen von den üblichen Verdächtigen wie Günter 
Grass oder Wolfgang Thierse, auch von Teilen der poli- 
tischen Elite osteuropäischer Länder unterzeichnet, da- 
runter der polnische Ex-Außenminister Bartzoszewski 
und der stellvertretende tschechische Ministerpräsident 
Petr Mares.’ Was auch immer die Unterzeichner der 
Länder, die am meisten von deutschen Revisionsansprü- 
chen betroffenen sind, dazu bewegt hat, sich zu Hand- 
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langern deutscher Hegemonialpläne zu machen. Meckel 
ist:es mit diesem Aufruf wohl gelungen den osteuropäi- 
schen Widerstand gegen das geplante Zentrum wenig- 
stens zu schwächen. Es wird durch die Unterstützung 
des Standorts Polen der Anschein erweckt, auf die 
Gestaltung des Zentrums könne Einfluss genommen 
werden, so dass nicht nur das »Leid der Deutschen« im 
Mittelpunkt des Museums stehen würde. Bestenfalls 
könnte in diesem Sinne eine Gleichsetzung ver- 
schiedener »Vertreibungen« erwirkt werden. Womit 
aber der Unterschied zwischen verschiedenen Formen 
und Ursachen der »Vertreibungen« im Vorfeld eingeeb- 
net werden würde. Nämlich, dass Deutschland nach 
dem Angriff auf Polen 1939 und infolge der Besatzung 
Millionen polnische Staatsbürger ermordete, industriell 
betriebene Vernichtungslager auf polnischen Gebiet 
errichtete, Überlebende zu Zwangsarbeit verpflichtet 
und im Rahmen des »Generalplan Ost« umsiedelte.° Wo 
hingegen die Umsiedlung und Flucht der »Volksdeut- 
schen« aus den ehemaligen deutschen Ostgebieten eine 
Konsequenz aus der Niederlage nationalsozialistischer 
Volkstumspolitik und völkischem Zersetzungskampf 
der sogenannten deutschen Minderheiten in Osteuropa 
war.” Ähnlich wie in der damaligen Tschechoslowakei, 
gab es schon zu Zeiten der Weimarer Republik Bestre- 
bungen, die in Polen ansässigen, deutschen Minder- 
heiten gegen den polnischen Staat zu mobilisieren um 
Territorialgebiete des Nachbarlandes dem Deutschen 
Reich anzugliedern. Entsprechend wurde die »Rück- 
siedlung der Volksdeutschen« durch die National- 
sozialitten von der Mehrheit der Volksdeutschen 
begrüßt. 


Heimatliche Subventionierung volkstümlicher 
Außenpolitik 


Warum die aktuelle Debatte um Vertreibung, hier am 
Beispiel des »Zentrums gegen Vertreibung« umrissen, 
kein ausschließliches Problem von Historikern und 
Moralisten ist, zeigt sich daran, dass die Neudefinitionen 
deutscher Geschichte argumentativer Bestandteil 
heutiger Revisionsansprüche deutscher Außenpolitik 
sind. 

Die Transformation osteuropäischer Länder 1989/ 
1990, als Folge des Zusammenbruchs des Ostblocks, hat 
der deutschen Außenpolitik neue Perspektiven eröffnet. 
Nachdem sie mehr als vier Jahrzehnte nicht in der Lage 
war; nationalistische Ziele in Osteuropa direkt zu rea- 
lisieren, kann sie seither wieder auf die deutschsprachigen 
Minderheiten in Osteuropa zugreifen. Dabei dient das 
»Recht auf Selbstbestimmung« als Katalysator für 
Separatismus und territoriale Desintegration.” Was als 
Einsatz für Menschenrechte verkauft wird, nämlich die 
Forderung nach einem europäisch garantierten 
»Minderheiten- und Volksgruppenrechts« soll letztlich 
deutsche Interessen völkerrechtlich legitimieren. 

Gleichzeitig wird außenpolitisch verstärkt der Erhalt 
und die Konstruktion »deutscher Minderheiten« durch 
finanzielle Unterstützung von grenzüberschreitender 
Kulturarbeit und direkter Unterstützung durch die 
offizielle Auslandsvertretung der Bundesrepublik forciert. 
Als Angehörige »deutscher Minderheit« gelten dabei die 
Personen, die sich zur deutschen Sprache, Kultur oder 


Tradition bekennen und in irgendeiner Form die 
»deutsche Abstammung« nachweisen können. Auf dieser 
Grundlage wird von deutscher Seite verlangt, dass ihnen 
das Recht zugesprochen wird, ihre ethnisch-kulturelle 
Identität frei zum Ausdruck zu bringen und nicht gegen 
ihren Willen assimiliert werden dürfen. Diese Bemühun- 
gen haben dazu geführt, dass im Jahr 2002 mehr als 
70.000 neue deutsche Staatsbürgerschaften im Ausland 
verliehen wurden. Dabei dürfte klar sein, dass es der 
deutschen Regierung bei dem Export des deutsch-völki- 
schen Prinzips um die Erweiterung des ökonomisch poli- 
tischen und kulturellen Einfluss in den osteuropäischen 
Staaten geht." 

Von besonderer Bedeutung ist hierbei das traditionel- 
le Zusammenspiel verschiedener staatlicher Institutionen 
und formal unabhängiger Mittelsorganisationen, deren 
Gemeinsamkeit darin besteht, dass sie rassistische »Volks- 
tums«- und Minderheiten-Ansprüche auf ganz Europa 
ausdehnen.'' Wie bereits nach dem Ersten Weltkrieg 
begann die Sammlung der überlebenden »Volkstumsakti- 
visten«, um sich im Rahmen völkischer Interessenverbän- 
de und regierungsoffizieller Stellen gemeinsam gegen das 
»Unrecht von Potsdam« zu verbünden, bereits in den 
Gründungsjahren der BRD. So wurde vor dem morali- 
schen Hintergrund des »Rechtes auf Heimat« mit Unter- 
stützung des Auswärtigen Amtes beispielsweise der »Ver- 
ein für das Deutschtum im Ausland« (VDA) und unter 
ähnlichen Vorzeichen die »Föderalistische Union Europä- 
ischer Volksgruppen« (FUEV) in den 50er Jahren neu ge- 
gründet, Mitte der 70er folgten weitere, wie die »Pan- 
europa-Union« (PEU).” Durch den Einbau des Europa- 
Gedankens in ihre Revisionspolitik versuchten diese Or- 
ganisationen, von ihren nationalistischen Zielen abzu- 
lenken und eine Läuterung ihrer völkischen Grundlagen 
vorzutäuschen. 

Die deutschen Vertriebenenverbände zeigten sich 
hingegen bisher weniger bemüht, ihren Revanchismus zu 
verbergen. Die politische und finanzielle Unterstützung 
der Vertriebenenverbände erfuhr einen neuen Schub 
durch die konservativ-Äiberale Bundesregierung und wur- 
de von der rot-grünen Regierung fortgeführt, nachdem es 
den Vertriebenverbänden in den neunziger gelang ihre 
Arbeit an der völkischen Parzellierung der osteuropäischen 
Staaten zu intensivieren.” Gemäß den erklärten Zielen der 
Konstruktion und dem Erhalt der »deutschen 
Minderheiten« setzen sich die Vertriebenenverbände der- 
zeit mit gewollter Ignoranz des historischen Kontexts des 
2. Weltkriegs für die »Heimat-« und »Volksgruppenrechte« 
der Deutschen in den ehemalig besetzten Ostgebieten ein. 

Auch wenn die Forderung nach Rücknahme der 
Benes-Dekrete als Bedingung für den EU-Beitritt Tsche- 
chiens vorerst auf europäischer Ebene scheiterte, kann 
man sich darauf verlassen, dass durch die Sudetendeut- 
sche Landsmannschaft und deren UnterstützerInnen ei- 
ne neue Verhandlungsrunde ansteht. Infolge der Schwä- 
chung der staatlichen Souveränität der neuen Beitritts- 
länder werden sich die politischen und juristischen Mög- 
lichkeiten der verschiedenen Landsmannschaften/ 
Verbände in Deutschland und Österreich noch erwei- 
tern.‘ Der aktuelle heimatpolitische Forderungskatalog 
signalisiert jedenfalls weiterhin die Kampfbereitschaft für 
deutsche »Rückkehr-« und »Eigentumsrechte« in 
Osteuropa. 
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® siehe hierzu: Walter v. 
Goldenbach/Hans- 
Rüdiger Minow, Von 
Krieg zu Krieg. Die 
deutsche Außenpolitik 
und die ethnische 
Parzellierung Europas, 
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Wolfgang Benz, Die 
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Stuttgart 1973. 
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„gibt's auch bei Euch um die Ecke! 


AUGSBURG Infoladen Augsburg, Reitmayrgäßchen 4; BERLIN Infoladen 
Daneben, Liebigstr. 34, Infoladen Brunnenstraße, Buchladen Schwarze Risse 
Prenziberg, Kastanienallee 85, Buchladen Schwarze Risse, Gneisenaustraße 2a, 
B-Books, Lübbener Str. 14, Infoladen M99, Manteufelstraße 96, Buchhandlung 
O21 Oranienstr. 21, Kisch & Co., Oranienstr. 25; BIELEFELD, Buchladen 
Eulenspiegel, Hagenbruchstr. 7, Infoladen Anschlag, Heeper Str. 127, BOCHUM 
Notstand, Universitätsstraße 150 UbU, Universitätstr. 26; BONN Buchladen Le 
Sabot, Breite Str. 76; BRAUNSCHWEIG Antifaschistisches Cafe, Cyriaksring 
55, Guten-Morgen-Buchhandlung, Bültenweg 87; BREMEN Infoladen Bremen, 
St.-Pauli-Str. 10-12, Buchladen im Ostertor, Fehrfeld 60, Buchladen in der 
Neustadt, Lahnstr. 65b; DESSAU Infoladen Dessau, Schlachthofstraße; 
DORTMUND Buchladen Taranta Tabu, Humboldstr. 44; DRESDEN Buchladen 
Koenig Kurt, Rudolf-Leonhard-Str. 39; DÜSSELDORF Buchladen Bibabuze, 
Aachener Str. 1; ERFURT Infoladen Sabotnik, Moritzstr. 25; ESSEN Heinrich- 
Heine-Buchhandlung, Viehofer Platz 8; FLENSBURG Ossietzky-Buchhand- 
lung; FRANKFURT/M Infoladen und Archiv, Leipzigerstr. 91, Buchladen Georgi 
Dimitroff; FREIBURG jos fritz buchhandlung, Wilhelmstr. 15, Infoladen KTS, 
Baslerstr. 103; GIESSEN Infoladen, Alter Wetzlarer Weg 44; GÖTTINGEN 
Buchladen Rote Straße, Nikolaikirchhof 7; HAGEN Quadrux-Buchladen, Lange 
Str. 21; HALLE Politbüro Reilstraße 78; HAMBURG Buchladen Osterstraße, 
Osterstr. 156, Infoladen Schwarzmarkt, Kleiner Schäferkamp 46, Buchladen im 
Schanzenviertel, Schulterblatt 55; HANNOVER Infoladen Kornstraße, 
Kornstraße 28-30, annabee Buchladen, Gerberstr. 6; HANAU Infoladen, Metz- 
gerstr. 88; HERFORD Provinzbuchladen, Hämelinger Str. 22; HILDESHEIM 
Infoladen Hildesheim, Steingrube 19a; KÖLN Infoladen Köln, Ludolf-Camp- 
hausen-Str. 36; LEIPZIG Infoladen/Conne Island, Koburger Str. 3, Buchladen el 
libro, Bornaische Str. 3d, B12, Braustr. 20; LÜBECK Infoladen Lübeck, Willy- 
Brandt-Allee 9; LUTTER Burgladen auf der Burg; LUDWIGSHAFEN; Infoladen 
Mannheim, Jakob-Binder-Str. 10; LUDWIGSBURG Infoladen Ludwigsburg, 
Wilhelmstr. 45/1; MARBURG Buchhandlung Roter Stern, Am Grün 28; München 
Basis-Buchhandlung, Adalbertstr. 41b-43,Infoladen München, Breisacherstr. 12; 
MÜNSTER Umweltzentrum, Scharnhorststr. 57; MÖNCHENGLADBACH 
Buchladen prolibri, Schillerstr. 22-24; NEUBRANDENBURG Infoladen Stunk 
im AJZ, Speicherstr. 1; OBERHAUSEN Reiseantiquariat, Gellertstr. 13; 
OLDENBURG Infoladen Alhambra; RENDSBURG Infoladen; STUTTGART 
Infoladen Stuttgart, Ludwigstr. 1104; TÜBINGEN Infoladen Tübingen, 
Schellingstraße 6; WÜRZBURG Buchladen Neuer Weg, Sanderstr. 23-25; 
INNSBRUCK Infoladen Grauzone; WIEN Infoladen 10 im Ernst-Kirchweger- 
Haus; ZÜRICH Buchladen am Helvetiaplatz, Stauffacherstr. 60; AMSTERDAM 
International Bookshop, Jodenbreestr 24, Amsterdam; NIJMEGEN Autonome 
Boekwinkel Assata, 2e Waalstrat 21. 
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Wer von Völkern spricht soll von Menschen 
schweigen! 


Eine der zivilgesellschaftlichen VorreiterInnen im 
Interesse des »Bundes der Vertriebenen« und deren 
revisionistischen und revanchistischen Forderungen 
in der Debatte um das »Zentrum gegen Vertreibung« 
ist die zweitgrößte Menschenrechtsorganisation 
»Gesellschaft für bedrohte Völker« (GfbV). Die 
Organisation mit Hauptsitz in Göttingen agiert 
durch ihre Außenstellen in Italien, Schweiz, Luxem- 
burg und Bosnien und zahlreichen Kontakten zu 
völkischen Gruppierungen auf internationaler 
Ebene. Die politische Relevanz drückt sich nicht 
zuletzt dadurch aus, dass sie 1993 von der UNO als 
»NGO mit Beraterstatus« anerkannt wurde. Die 
GfbV hat sich in der Vergangenheit vor allem durch 
ihren Einsatz gegen den »Völkermord« in Bosnien 
einen Namen gemacht, indem sie ähnlich wie die 
oben erwähnten »Volkstumsorganisationen«, als 
Platzhalter deutsch-völkischer Außenpolitik fun- 
gierte. Tillmann Zülch, Gründer (1970) und amtie- 
render Präsident der GfbV, wurde vom »Bund der 
Vertriebenen« in deren Beratungsgremium zum 
Aufbau des Zentrums in Berlin berufen. Besonders 
geeignet scheint Zülch einerseits, weil er als Vor- 
sitzender einer Menschenrechtsorganisation, also 
hauptamtlicher Gutmensch, offiziell keine politi- 
schen Interessen vertritt, und sich andererseits im 
Engagement beider Organisationen für die In- 
teressen des »deutschen Volkes« eine größtmögliche 
Schnittstelle bietet, denn in den Augen der GfbV 
werden die Deutschen zu einem der meist bedroht- 
en Völker der Welt hochstilisiert. Wenig überra- 
schend ist diese Laison auch nachdem der BdV 
Zülch schon 2001 die Plakette »für den Einsatz um 
die Menscherechte der deutschen Vertriebenen« verlie- 
hen hatte, weil Zülch sich 2001 bezüglich der EU- 
Beitrittsländer für die Rücknahme der Verordnun- 
gen und Gesetze, die die »Vertreibung« der Deut- 
schen nach dem 2.Weltkrieg anordneten bzw. lega- 
lisierten, eingesetzt hatte. Mit dem »Zentrum 
gegen Vertreibung« will Zülch der angeblichen Ver- 
drängung der »Massenvertreibung der Deutschen« 
innerhalb der Bundesrepublik entgegen treten, um 
gleichzeitig einen wesentlichen Beitrag zur 
weltweiten Ächtung von Vertreibung zu leisten und 
den gegenwärtigen Opfern von Vertreibung Tribut 
zu zollen.'’ 

Was die volksdeutschen Landesverbände für ihre 
behauptete Volksgemeinschaft senieren, übernimmt 
die »Gesellschaft für bedrohte Völker« global für so 
ziemlich jede Volksgruppe. Vorrausgesetzt sie taugt 
aufgrund ihrer ethnischen und/oder religiösen 
Zuschreibung als verfolgte Minderheit." Tatsächlich 
liest sich eine Stellungnahme der GfbV zur 
innerdeutschen Zuwanderungsdebatte wie der Ma- 
sterplan zur gewünschten geografischen Anordnung 
verschiedener Volksgruppen allgemein, und speziell 
zur Reglementierung von Zuwanderung, die für 
Deutschland sowohl rentabel, als auch zumutbar für 
die deutsche Kultur- und Wertegemeinschaft gestal- 
tet werden soll. (Die GfbV schlägt hierfür die 


Errichtung von Zuwanderungskontingenten nur für 
spezielle Gruppen, vorzugsweise christliche Minderhei- 
ten vor, die von Deutschland gezielt angeworben wer- 
den sollen, da sie besonders geeignet sind, sich an gesetz- 
lich verankerten Grundwerten und der demokratischen 
Grundordnung zu orientieren, und deshalb besonders 
geeignet sind, sich »wie einst die Hugenotten« in 
Deutschland schnell zu integrieren.) Insbesondere 
fordert die GfbV die Förderung der Zuwanderung 
deutscher Volksangehöriger, sprich Spätaussiedler bzw. 
Russlanddeutschen und Rumäniendeutschen, da sie 


Staatsvolkes verstehen, sondern als Abstammungs- oder 
Blutgemeinschaft, die das Fundament nationaler 
Einheit bildet, spiegeln Ausgangspunkte einer 
völkischen Ordnung im Sinne der »Gesellschaft für 
bedrohte Völker«.” Selbst wenn sie auf ein Ranking der 
verschiedenen »Völker« verzichtet und sie erst einmal 
gleichberechtigt wissen möchte, wird ebenso immer 
wieder die »Andersartigkeit« jedes einzelnen »Volkes« 
betont, die primär über Sprache, Kultur und Religion 
definiert wird. Verbunden jedoch mit der Vorstellung 
von »Ursprungsvölkern«, sind die sogenannte »Volksge- 


DER EINSATZ VON MITTELSORGANISATION ZUGUNSTEN DEUTSCHER 
INTERESSEN IST SEIT DEM ERSTEN WELTKRIEG GÄNGIGE PRAXIS 


nach wie vor als »Volksgruppe kollektiv Opfer der Politik 
der Gewaltregime Hitlers und Stalin geworden« seien." 
Die Absurdität, Deutsche als Opfer der Politik Hitlers 
zu begreifen, bedarf an dieser Stelle keiner weiteren Er- 
klärungen, und auch dass die GfbV infolge dieser 
schlichtweg falschen Behauptung sich in Bezug auf 
sogenannte »Volksdeutsche« für gleiche Maßstäbe, wie 
sie bei Opfern von Naziverbrechen gelten, einsetzt, 
kann nur als die bewusste und weitgehende Relati- 
vierung des Vernichtungskriegs der Deutschen ver- 
standen werden. Tillmann Zülch erklärte hierzu in aller 
Deutlichkeit: »/n der Weltgeschichte ist die Vertreibung 
der Deutschen aus Osteuropa 1945 bis 1948 der schwerste 
Fall.« Dem Holocaust jedoch, werde ein zu großer 
Stellenwert eingeräumt.” Und obwohl die GfbV jedes 
»Volk« irgendeiner Bedrohung ausgesetzt sieht, bleibt 
das »jüdische Volk« weitgehend unerwähnt, es handelt 
sich hierbei also nicht um ein »Volk«, das es zu schützen 
gilt. Man ahnt, wohin die Reise geht, und kann sich in 
einer Stellungnahme der GfbV zum Friedensprozess im 
Nahen Osten überzeugen: »... durch Ariel Sharon samt 
seiner rechtsnationalistischen Freunde dreht sich die Spirale 
der Gewalt«, »die Menschenrechtsverletzungen seitens 
Israel gehen unvermindert weiter« in »einem brutalen 
Krieg gegen das palästinensische Volk« und die »antikolo- 
nialistische Revolte« der Al-Agsa-Initfada.” 

Spätestens hier wird deutlich, dass die GfbV nicht 
nur »Völker« anstatt Menschen in den Mittelpunkt 
ihrer politischen Arbeit stellt, sondern diese ebenso sehr 
von der deutsch-völkischen Ideologie bestimmt ist. 
Geschichte ist für die GfbV in erster Linie die 
Geschichte der Völker; dem geht die Annahme voraus, 
die Kategorie »Volk« sei die wesentliche Organisa- 
tionsform des Menschen, die das Menschsein erst aus- 
macht.”' Da der Mensch seine »Identität« erst über die 
quasi-natürliche Volksgemeinschaft erhält, gilt es diese 
anstatt des Menschen/Individuums zu schützen. Die 
GfbV richtet sich damit in ihren Grundzügen gegen das 
Gleichheitsprinzip und individuelle Freiheitsrechte 
zugunsten einer «nationale(n) Identität in kleinen eth- 
nisch homogenen Einheiten«. Die Parallelen zu dem sich 
im 18./19. Jahrhundert entwickelten völkischen Vor- 
stellung des deutschen Nationalismus, die »Volk« nicht 
als politische Willensgemeinschaft im Sinne eines 


meinschaften« nicht das Resultat menschlicher Organi- 
sationsformen, die irdisch erklärbar und temporär 
zusammengesetzt sind, sondern die volkhafte Zusam- 
mengehörigkeit wird als pseudomystische Aura eines 
angeblich Organischen voraus gesetzt. Die GfbV be- 
dient sich zumindest ansatzweise auch einer biolo- 
gisch/rassischen Variante, die Existenz bestimmter Völ- 
ker zu begründen. In der vorgestellten Pluralität von 
»Völkern«, in der jedem einzelnen eine »Natur« ge- 
gebene Besonderheit zugesprochen wird, lag in der Ver- 
gangenheit der Schlüssel für die ideologische Überhö- 
hung des »deutschen Volkes«, die zum Motor deutscher 
Bestrebungen auf dem Weg zum Nationalstaat wurde.” 
Der deutsch-völkische Nationalismus sah, ebenso wie es 
die GfbV nahe legt, die Bildung völkisch homogener 
Staaten vor, woraus sich im Laufe der Zeit der »Aus- 
erwähltheitsanspruch« des »deutschen Volkes« bzw. der 
»deutschen Nation« gegenüber anderen Staaten ent- 
wickelte. Dieser wurde gleichzeitig Grundlage des 
aggressiver Antisemitismus, der die jüdische Bevölke- 
rung als fremde und feindliche »Rasse« bekämpfte. Die 
Begründungen lieferten je nach dem die gemeinsame 
Abstammung, gemeinsame Kultur oder der göttliche 
Wille und später die Rassenideologie, die andere Völker 
im Sinne zoologischer Gattungen zu auserwählten Op- 
fern machte.” 

Damals wie heute wird unter dem Vorwand der 
»Durchsetzung von Menschenrechten« deutsche Expan- 
sionspolitik vor allem in den osteuropäischen Ländern 
betrieben. Der Einsatz von Mittelsorganisation zuguns- 
ten deutscher Interessen ist seit dem Ersten Weltkrieg 
gängige Praxis.” In diesem Sinne tritt die GfbV in ähn- 
licher Weise wie die oben erwähnten deutsch-völkischen 
Mitstreiter derzeit für sogenannte »Volksgruppen«- 
Rechte und das »Recht auf Heimat« ein. 

Die GfbV trägt außerdem, durch ihre »Volkstumspo- 
litik« innerhalb der BRD Anteil daran, dass nach der 
deutschen Widervereinigung und im Rahmen his- 
torisierender und geschichtsfälschender Debatten das 
»deutsche Volk« als Identitätsstiftende Einheit wieder in 
das Bewusstsein der Deutschen zu rücken. 
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Deutschland kann mich mal! Vaterland 
verraten! Kapitalismus abschaffen! 


ARGUMENTE FÜR EINE DEMONSTRATION AM 3. OKTOBER IN BERLIN 


» Wenn die nationale Borniertheit überall widerlich ist, so 
wird sie namentlich in Deutschland ekelhaft, weil sie hier 
mit der Illusion, über die Nationalität und über alle wirk- 
lichen Interessen erhaben zu sein, denjenigen Nationa- 
litäten entgegengehalten wird, die ihre nationale Borniert- 
heit und ihr Beruhen auf wirklichen Interessen offen 
eingestehen.« 


Karl Marx, Die deutsche Ideologie 


er 3. Oktober bezeichnet das Ende einer Epoche. 
) Mit dem Verschwinden der UdSSR formierte sich 

eine neue internationale Konstellation, in der 
Deutschland seine volle nationale Souveränität wieder 
erlangte und keiner alliierten Restriktion mehr unter- 
liegt. Das neuerstarkte Deutschland schickt sich nun- 
mehr an, einen Platz an der Sonne in der globalisierten 
Welt zu gewinnen. Während sich am 3. Oktober 1990 
am Brandenburger Tor Hunderttausende feucht-fröh- 
lich als endlich wieder vereinte Nation abfeierten, 
demonstrierten im Zentrum Berlins einige tausend Au- 
tonome unter dem Motto: »Deutschland halt’s Maul!«. 
Doch die Nation lässt sich ihren Spaß nicht verderben: 
Die Demo wird von der Polizei brutal auseinander 


geprügelt. 
Kapital & Nation 


Wird schon am Beitrittstag selbst jeder Einspruch gegen 
die Nation zensiert, wird in der Folgezeit deutlich, dass 
es am Ende der Geschichte kein »Jenseits der Nation« 
mehr gibt. Von der ideologischen Formation der Nation 
soll der grundsätzliche kapitalistische Widerspruch 
zwischen Kapital und Arbeit aufgehoben werden. Der 
Einzelne wird aufgerufen, sich im Interesse des Allge- 
meinen zu verhalten und den Gürtel enger zu schnallen. 
Der Grundwiderspruch ist weggewischt: Regierung, 
Arbeitgeber und Gewerkschaften vertreten nicht »ihre« 
Interessen, sondern buhlen um den Titel des Bewahrers 
des »nationalen Wohls«. Jedes schnöde Interesse hat 
sich, bevor es artikuliert werden darf, vor dem vermeint- 
lich im Staat verkörperten Allgemeininteresse zu recht- 
fertigen. Ein jeder ist aufgerufen, dem nationalen Ka- 
pital auch im eigenen Interesse — denn wer sonst sollte 
Arbeitsplätze garantieren — gegen den Druck der globa- 
len Konkurrenz zur Seite zu springen. Angesichts dieser 
freiwilligen Unterordnung unter angebliche Sachzwän- 
ge ist es nicht verwunderlich, wenn erreichte soziale Er- 
rungenschaften fast widerstandslos abgeschafft werden 


können, auch wenn dem autoritären deutschen Sozial- 
staat nicht unbedingt eine Träne nachgeweint werden 
muss. Die Identifizierung mit der Nation im Sinne der 
Konkurrenz schlägt um in Hass auf Nichtdeutsche, ins- 
besondere Flüchtlinge und andere aus dem Verwer- 
tungsprozess Ausgeschlossene, wie z.B. Arbeits- und 


Obdachlose. 
Was deutsch ist 


Die »deutsche Ideologie«, das »spezifisch Deutsche« 
entstand im 19. Jahrhundert als romantisches Gegen- 
modell in scharfer Abgrenzung zu den aufklärerischen, 
republikanischen Werten der Französischen Revolu- 
tion. Der Kult um »Blut und Boden«, die Vorstellung 
eines metaphysischen »Volksgeistes«, das Ideal einer 
vollkommenen Verschmelzung von Staat, Nation und 
Gesellschaft, sowie ein besonders aggressiver, reaktio- 
när-antikapitalistisch aufgeladener Antisemitismus sind 
von Anfang an für das Projekt einer deutschen Nation 
konstitutiv gewesen. Diese hat sich immer als Opfer 
begriffen und zur Tat gezwungen gesehen. Opfer des- 
halb, weil sie sich immer auf der Seite der Benachtei- 
ligten erblickt und sich fremden Mächten ausgeliefert 
fühlt — sei es gegenüber dem »Westen«, ob nun in Ge- 
stalt Frankreichs oder Englands, die Deutschland bei 
der Aufteilung der Welt zuvorgekommen waren, oder 
gegenüber der »jüdischen Weltverschwörung«, die an- 
geblich sowohl für die kapitalistischen Krisen als auch 
für Arbeiterbewegung und Revolutionen verantwort- 
lich sei. Dies fand seinen höchsten Ausdruck in dem 
Wahn der Shoa und des II. Weltkrieg und wurde 1945 
vorerst entscheidend niedergeworfen und diskreditiert. 
Trotz dieses Bruchs von 1945 west die deutsche Ideolo- 
gie bis heute fort und erlebt nach der Wiedererlangung 
voller Souveränität und territorialer Einheit 1990 eine 
Konjunktur. 


Deutschland denken 2003 


Der Identifikation mit der deutschen Nation stand 
nach 1945 ein historischer Makel entgegen: Auschwitz. 
Während in der Kohl-Ära die Shoa noch verharmlost 
oder relativiert wurde, funktionierten Schröder und 
Fischer den Makel Auschwitz aber endgültig zum Qua- 
litätssiegel um. Trotzdem erinnert die bloße Existenz 
der Überlebenden und ihres Staates Israel die Deut- 
schen an ihre Vernichtungstaten und erschwert einen 
positiven Bezug auf die eigene Nation. Deshalb sind 


Juden und Israel in Deutschland Gegen- 
stand antisemitischer Projektionen bzw. 
sekundär antisemitischer Schuldabwehr. 
Das erwachsene Deutschland fühlt sich 
von der historischen Schuld frei, da es ja 
seine Lektion gelernt habe und sich nicht 
mehr von »Auschwitzkeulen« einschüch- 
tern lasse. Dies geht einher mit dem 
Wunsch nach einer Täter-Opfer-Umkehr 
wie er sich in den Debatten über die eige- 
nen »Opfer« zeigt: Vertreibung, alliierter 
»Bombenterror« und deutsche Teilung. 
Die neue Deeistigkeit mit der sich 
Deutschland als geläuterte Nation ver- 
steht, fand ihren Ausdruck in Möllemann, 
der jede antisemitische Äußerung mit 
einem »Man wird ja wohl noch ...« ein- 
leitete, und in dem Anstieg des manifesten 
Antisemitismus der letzten Jahre. War 
Möllemann ein Held des Volkes, so zeigt 
sich an seinem Fall und seiner Landung, 
dass im Moment die Reißleine des Anti- 
semitismus nicht gezogen wird, da ein 
entsprechendes Projekt weder benötigt 
wird noch international durchsetzbar 
wäre. Stattdessen bekennt sich die deut- 
sche Bourgeoisie heute freimütig zur welt- 
historischen Bedeutung der Shoa, um 
Deutschland mit einer historischen Er- 
fahrung auszuzeichnen, die es qualifiziert 
in allen weltpolitischen Fragen seine Stim- 
me zu erheben, da man sich eine beson- 
dere Sensibilität zuspricht der Anfängen 
überall anderswo auf der Welt zu wehren. 


Auf zu neuen Kriegen 


Befreit von den Schandflecken der Vergan- 
genheit rüstet sich Deutschland für eine 
neue Weltmachtrolle. Diese Bestrebungen 
vollziehen sich in sämtlichen Bereichen — 
wirtschaftlich, ideologisch, kulturell - und 
sind meist mit dem Projekt »europäische 
Vereinigung« verknüpft. Am Beispiel des 
ersten deutschen Angriffskrieges seit 1945 
gegen Jugoslawien zeigt sich deutlich, wie 
Deutschland mit einer geschichtsrevisio- 
nistischen Argumentation — es gelte im 
Kosovo ein neues Auschwitz zu verhindern 
— einen großen Schritt hin zur voll- 
wertigen Weltmacht tun konnte, indem es 
wieder eine militärische Option in seine 
Politik etablierte. Weil man doch trotz 
aller Bemühungen noch nicht mit der 
momentanen Welthegemonialmacht USA 
konkurrieren kann und allein auch nicht 
können wird, wird mit aller Eile die 
Aufrüstung der EU voran getrieben, 
während man im Konkurrenzkampf mit 
den USA momentan die Friedenstaube 
mimt, sich aber im eigenen Vorhof, wie 
z.B. in Moldawien, schon auf neue Kriege 
vorbereitet. 


Fuck old Europe 


Die Opposition des »old Europe« gegen 
den Irakkrieg auf Grund eigener Vorstel- 
lungen zur Ordnung des Nahen Ostens 
fand einen Widerhall in den sich zu Frie- 
densdemonstrationen versammelnden 
Staatsbürgern Europas, die als verfas- 
sungsgebende Versammlung dem Pro- 
jekt Europa die Legitimation gab, sich 
auf europäische Identität berufend die 
Hegemonialstellung der USA in Frage 
zu stellen. Die Europäer sehen ihre Iden- 
tität geschmiedet aus den Erfahrungen 
des Faschismus und der Kolonialge- 
schichte, woraus sie soviel gelernt haben, 
dass Europa weltgeschichtlich verpflich- 
tet ist, den geschichtslosen und somit die 
Welt in die Katastrophe steuernden 
Amerikanern das Ruder aus der Hand zu 
nehmen. Neben dieser außenpolitischen 
Alternative, die Europa präsentiert, 
drückt sich im Lob des sich auflösenden 
sozialen Sicherheitsstaats des Keynesia- 
nismus durch die europäischen Intellek- 
tuellen wie Habermas, in dem der Kapi- 
talismus als an die Kette gelegt missver- 
standen wird, der Wunsch nach einem 
Gegenmodell zum »American way of 
life« aus. Die deutsche Nation fühlt sich 
durch den neoliberalen Kapitalismus be- 
droht, als dessen Sachwalter die USA 
identifiziert werden. Die Furcht vor 
»amerikanischen Verhältnissen« schafft 
den ideologischen Kitt für die Akzeptanz 
eben jener neoliberalen Beschränkun- 
gen, welche die USA symbolisieren. 


Selbstverständlichkeit 


Eine radikale Linke sollte - auch und ge- 
rade am symbolträchtigen 3. Oktober — 
die Unmöglichkeit aufzeigen, sich in die- 
ser Gesellschaft jenseits der Zwänge von 
Kapitalverwertung und nationaler Verge- 
meinschaftung frei, gleich und solida- 
tisch zu assoziieren. Daraus folgt: 
Deutschland abschaffen und die herr- 
schenden Verhältnisse umwerfen, in de- 
nen der Mensch ein geknechtetes, ausge- 
beutetes und verächtliches Wesen ist! 


Für den Kommunismus! 


Berlin, Anfang August 2003 


Informationen zu einer Demonstration 
am 3. Oktober in Berlin bieten: 


www.kp-berlin.de 
www.nadir.org/bgr 
www.delete-germany.com 
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' Eine ausführliche 
Dokumentation des 
Kongresses »Spiel ohne 
Grenzen«, der Ende Mai 
diesen Jahres in 
München stattfand, 
findet sich auf der 
Homepage der 
VeranstalterInnen 
www.spiel-ohne-gren- 
zen.org. Demnächst 
erscheint das Buch zum 
SPOG, das die ver- 
schieden Ergebnisse 
der Veranstaltungen 
zusammenfasst. 


? Phase 2, Leipzig: Der 
antiamerikanische 
Traum vom euro- 
nationalen Kapitalismus 
— Warum Anti- 
amerikanismus nicht 
dummer Anti- 
kapitalismus ist, son- 
dern gar keiner, in: 
Phase 2.08, S. 43ff. 
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Same procedure as last year? 


DIE GLEICHSETZUNG VON FRIEDENS- UND GLOBALISIERUNGSBEWEGUNG 
VERSCHKEIERT MEHR ALS SIE AUFDECKT 


ie Diskussionen um die sogenannte Globalisie- 
)) rungsbewegung und den Umgang mit dieser 

scheint für die radikale Linke ein Dauerthema zu 
sein. Verschiedene Broschüren, Artikel und Kongresse, 
wie zuletzt der SPOG-Kongress' in München, zeugen da- 
von. Allein die Schwerpunkte der Kritik verschieben 
sich ab und zu. Vom strukturellen Antisemitismus, der 
unter anderem in der Fixierung der Angriffe auf globale 
Finanzinstitutionen und der entsprechenden Kritik der 
Finanzmärkte liegt, über die Affırmation von sozial- 
staatlich regulierenden Nationen, über die Zähmung 
des »Raubtierkapitalismus«, ist nun in Deutschland zu- 
mindest der Antiamerikanismus der GipfelstürmerIn- 
nen ins Zentrum der Kritik geraten. Eine Entwicklung, 
die durch die mehrheitlich national-pazifistisch gesinn- 
te deutsche Friedensbewegung beschleunigt und bestä- 
tigt wurde. All zu weit liegen die jeweiligen Kritikpunk- 
te damit nicht auseinander und lassen sich am Ende fast 
zur Gänze auf das Problem einer verkürzten Kapita- 
lismuskritik herunterbrechen. Doch diese scheinbar 
simple Feststellung stellt die radikale Linke vor bisher 
ungelöste Fragen und Probleme. 


Spiel nicht mit den Schmuddelkindern 


Diese Probleme haben sich für die radikale Linke, an- 
lässlich des Irakkrieges und des Comebacks der deut- 
schen Friedensbewegung verschärft. Auf den friedens- 
bewegten Demonstrationen tummelten sich die glei- 
chen Gruppierungen, wie sie auf jedem Gipfelprotest 
anzutreffen sind, nur diesmal im Verbund mit der 
deutschen Bevölkerung, die bei vielen Aktionen eine 
hohe inhaltliche Schnittmenge, mit den von Attac und 
ähnlichen Gruppen vorgegebenen Parolen aufwies. Die 
gut gepflegten Ressentiments der Deutschen gegen 
Amerika verhielten sich auffallend passgenau zu den 
Forderungen dieser Gruppen, die immer schon mehr 
staatliche Souveränität gegenüber den Finanzmärkten 
forderten. Um die letzte verbliebene Supermacht im 
Zaum zu halten, wurde einerseits der Bruch der Nato- 
Bündnisverpflichtungen gefordert, um mehr staatliche 
Handlungsfähigkeit im Interesse von Frieden und 
Deutschland zu erlangen, anderseits sollte sich Rot- 
Grün als Hüter der internationalen Rechtsordnung auf- 
spielen, die sich allein an der jeweils passenden deut- 
schen Leseweise der UN-Charter orientierte. 

Dass in dieser unheiligen Allianz der Straße kaum 
noch BündnispartnerInnen zu finden sind, war für 
einen Teil der radikalen Linken der logische Schluss, 


der auch gleich auf die Globalisierungsbewegung über- 
tragen wurde. Hatte sich nicht die immer schon formu- 
lierte Kritik bestätigt? Die beschriebenen Einfallstüren 
für nationalistische und antisemitische Ausfälle in dem 
theoretischen Handwerkzeug der No-Globals waren 
zwischen Februar und Mai 2003 nicht nur soweit 
geöffnet wie kaum zuvor, vielmehr marschierten auch 
teilweise die reaktionärsten Teile der deutschen Bevöl- 
kerung hindurch. 

Aufgrund dieser Verbindung und Vermischung von 
Teilen der Globalisierungsbewegung, wie Attac und 
sonstigen Gutmenschen, mit der deutschen Friedens- 
bewegung müssen auch die nächsten Gipfelproteste ei- 
ner neuen Bewertung unterzogen werden. So resümier- 
te die Redaktionsgruppe der Phase 2 aus Leipzig, nach- 
dem es um das Verhältnis zur deutschen Friedensbewe- 
gung entsprechend der aktuellen gesellschaftlichen Si- 
tuation in Deutschland ging — und zu dieser eine klare 
Gegenposition gefordert wurde — gleich mit: »[...],die 
Notwendigkeit eindeutig gegen das nationale Projekt 
Stellung zu beziehen und die Möglichkeit einer 
Gesellschaftskritik aufzuzeigen, |[...], verbietet die Be- 
teiligung an der Antiglobalisierungsbewegung.«? Trotz 
der Parallelität von einigen Gruppen und auch Inhal- 
ten, die sich in den beiden Bewegungen finden, er- 
scheint es wenig differenziert, beide über den gleichen 
Kamm zu scheren. Kann doch mit Sicherheit behaup- 
tet werden, dass es nicht die national gesinnten Teile 
der Friedensbewegung sein werden, die beim nächsten 
EU-Gipfel für eine einheitlichere EU-Außenpolitik 
demonstrieren werden, um endlich den USA zumin- 
dest auf diplomatischer Ebene eine adäquate Gegen- 
macht gegenüberstellen zu können. Sicherlich werden 
die anderen üblichen Verdächtigen wieder da sein, um 
an die politischen Führungskräfte zu appellieren, dass 
die Globalisierung sozial und ökologisch abgefedert 
werden muss und dies nur mit einer verbindlicheren 
internationalen Ordnung herzustellen sei, der sich auch 
die USA unterwerfen muss. Dies wird leider unver- 
meidlich sein — genauso wie die Nachwehen der Frie- 
densbewegungen aus anderen Ländern, die sich nicht 
im wesentlichen von der Deutschen unterschieden. Sie 
konnten es eben auch nicht unterlassen, mit Gerhard 
Schröder-Schildern die neue deutsche Friedlichkeit zu 
feiern, die der USA endlich die Stirn bot. Die Sicht- 
weise der Leipziger GenossInnen blendet aber einen 
Teil der Globalisierungsbewegung komplett aus, den es 
innerhalb der Friedensbewegung nicht gab und die 


dem Bild der Gipfelproteste immer wieder den eigenen 
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Stempel aufdrücken kann, ihren radikalen und militan- 
ten Teil. 


Das Comeback der Militanz und das Schweigen 


Wer die letzten Gipfelproteste genauer beobachtet hat 
oder daran teilnahm, konnte einen alten bekannten 
wieder entdecken, den Black Block. Militante Aktio- 
nen, wie sie von Prag, Göteborg und Genua noch ir- 
gendwo im Hinterkopf herumgeisterten und nicht 
mehr in dieser Form für möglich gehalten wurden, 
waren wieder präsent. Die Zerlegung der Innenstadt 
von Genf durch den Black Block hatte nichts gemein 
mit den Friedensdemonstrationen, wie sie in Berlin, 
Leipzig und fast allen deutschen Städten zu Duzenden 
statt fanden. Es war kein Verbesserungsvorschlag für 
einen anderen Kapitalismus, für die rheinische Vari- 
ante, für die Rückkehr zum Keynesianismus darin zu 
erkennen. Es war nicht die Hoffnung oder Forderung 
nach einem stärkeren Souverän oder einer verbindli- 
chen internationalen Rechtsordnung, die diese Demon- 
strantInnen antrieb. Ebenso wie beim summer of resis- 
tance handelte es sich um einen »[...] Ausdruck, der 
nicht zu vereinnahmen ist, der nicht positiv zu deuten 
ist, sondern allein durch seine rein negative Ausstrah- 
lung die radikale Kritik an den Verhältnissen vermit- 
telt«.? Es war nicht der Versuch in andere Teile der Be- 
wegung hineinzuwirken und dann mit den eigenen Po- 
sitionen und Inhalten unterzugehen, sondern es wurde 
der eigene Ausdruck gesucht und gefunden. Entspre- 
chend groß war das Abgrenzungsbedürfnis anderer 
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Gruppen, das den Black Block nicht als Teil ihrer Be- 
wegung verstanden wissen wollte. Die eigenen Hand- 
lungs- und Aktionsoptionen aus dem Blickwinkel zu 
verlieren, ist allerdings nicht allein das Problem der 
Leipziger GenossInnen, sondern ist bezeichnend für die 
gesamte Diskussion, um und über die Globalisierungs- 
bewegung. In nahezu jedem Text, der sich mit dem 
Thema beschäftigt, wird eine berechtigt scharfe Kritik 
an den reformerischen und auch nationalistischen 
Strömungen der Globalisierungsbewegung formuliert 
und somit eine gleichartige Fixierung auf diese vollzo- 
gen, wie es jedes bürgerliche Medium vormacht. Die 
scheinbar logische Absage von Teilen der radikalen 
Linke an die Gipfelproteste und der Vorwurf an dieje- 
nigen, die diese Absage nicht teilen, entlarvt sich als 
Ausblendung der militanten Protestformen, die selbst 
der Rest der Gesellschaft und die außerparlamen- 
tarische Sozialdemokratie stärker wahrnimmt, als 
diejenigen die an solche Aktionsformen anknüpfen 
könnten. 

Aber nur denjenigen vorzuwerfen, die beschlossen 
haben nicht mehr mitzumachen oder sich nur noch mit 
Kritik auch auf der Straße an oder gegen diese Bewe- 
gung zu wenden, ihre eigenen Handlungsoptionen aus 
Blickwinkel verloren zu haben, greift zu kurz. Denn 
auch die Gruppen, die weiterhin zu den Gipfeln mobi- 
lisieren und immer noch ein kritisches Potential in 
ihren eigenen Aktionen sehen, verhalten sich nicht nur 
so als hätte es keinen Bruch nach Göteborg, Genua und 
besonders nach dem 11. September 2001 gegeben, son- 
dern sie verzichten größtenteils, im Gegensatz zum 
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summer of resistance, komplett auf eine inhaltliche Aus- 
einandersetzung mit ihrem Tun. Dies ist um so über- 
raschender, nachdem die letzten Publikationen, die von 
dem radikalen und militanten Teil der Globalisierungs- 
bewegung im Anschluss an den summer of resistance 
erschienen, mit bisher unbeantworteten Fragen gefüllt 
waren. Aber nicht nur die eigenen Fragen und Pro- 
bleme werden in den neueren Publikationen zu Evian 
oder Thessaloniki nicht mehr aufgeworfen, sondern 


reagiert werden muss. Diese Frage stellt sich aber nicht 
nur bei jedem Gipfel, sondern schon bei jeder politi- 
schen Aktion der nächsten Wochen und Monate. Und 
an der Bewertung dieser Situation entlang, müssen die 
Antworten auf die restlichen Fragen gefunden werden. 
Dabei kann getrost auf einige der Voraussetzungen, die 
die Leipziger GenossInnen aufgestellt haben, zurück- 
gegriffen werden: Dass eine radikale Linke in 
Deutschland sich zu erst an den gesellschaftlichen Ent- 


WIE KANN DAS SPEKTAKEL ÜBER SEINE EIGENE AUSSAGE DER NEGATIVEN 
KRITIK AN DEM BESTEHENDEN FÜR DIE DARSTELLUNG WEITERGEHENDER 
KRITISCHER POSITIONEN GENUTZT WERDEN? 


auch die weltpolitisch veränderte Situation nach dem 
11. September und der Konfrontation des »alten Eu- 
ropas« mit der USA und dem »neuen Europa« scheinen 
einer neuen Analyse kaum als notwendig erachtet zu 
werden. 


Wer fragt verliert 


Eines haben die »NörglerInnen« den »Bewegungsfana- 
tikern« also voraus. Sie sind sich zum Glück nicht zu 
fein, immer wieder zu wiederholen, was eh bekannt 
scheint und niemanden mehr so recht stört. Sie ziehen 
immerhin die Konsequenzen aus ihrer Bestands- 
aufnahme. Was der anderen Seite solange verwehrt 
bleiben wird, bis sie sich wieder traut, mit den offenen 
Fragen und ihren eigenen Widersprüchen zu beschäfti- 
gen. Versuchten die Antifagruppen, die nach Kopen- 
hagen mobilisierten, wenigstens noch, auf die fatale 
Situation vor Ort — erinnert sei an die unsägliche 
Boykott-Israel Kampagne sowie die nicht vorhandene 
Möglichkeit der eigenen Aktionsform aufgrund der 
vorhandenen und drohenden Repression und gesell- 
schaftlichen Isolierung — einzugehen und sich den Pro- 
blemen zu stellen, scheint dies mit dem Wiederauftau- 
chen der Militanz verpönt. Bloß nicht auf den neuen 
bzw. alten Ansätzen herumtreten, wenn sie gerade 
wieder im entstehen sind, scheint die Losung zu sein. 
Mit dieser »Augen zu und durch«- Methode, läuft alles 
auf den nächsten großen Kater hinaus, der mit dem 
ersten Misserfolg mit Sicherheit kommen wird. 

Dabei wäre ein Anfang — nicht die Lösung der Wi- 
dersprüche — doch so einfach. Das Material und die 
Diskussionen, auf die zurück gegriffen werden kann, 
müssen nicht erst aus der Mottenkiste hervorgekramt 
werden, sondern liegen in der obersten Schublade be- 
reit. Wie kann das Spektakel über seine eigene Aussage 
der negativen Kritik an dem Bestehenden für die Dar- 
stellung weitergehender kritischer Positionen genutzt 
werden? Wie kann verhindert werden, dass ein Gipfel 
nicht nur eine Stadt in Trümmern zurück lässt, son- 
dern auch die Linke vor Ort danach mit Repression 
überzogen wird? Wie kann eine Auseinandersetzung 
mit anderen radikalen linken Kräften in Europa 
geführt werden, die eine Kontinuität aufweisen kann 
und damit überhaupt erst eine Perspektive erhält? Neu 
in diesem Fragespiel ist allein die Frage der Bewertung 
der neuen weltpolitischen Situation und wie darauf 


wicklungen hier orientieren und diese zur Grundlage 
ihrer Kritik machen muss. Am Ende dieser Kritik muss 
zumindest eine eindeutige Absage gegen jedes 
nationale Projekt stehen, so dass ein positiver Bezug 
auf Heimat und Staat unmöglich ist, und es sollte die 
Möglichkeit einer Gesellschaftskritik jenseits davon 
aufgezeigt werden. 


Eine Frage weniger 


Wer jetzt die alten Diskussionsbeiträge schon zur 
Hand nimmt, schön wär's, wird feststellen, dass hier 
ein Problem nicht mehr aufgeworfen wird. Die Verhin- 
derung der Spaltung entlang der Gewaltfrage. Galt am 
Anfang die Vielfalt der Bewegung als ihre Stärke und 
wurde von allen Seiten betont, dass es keine Spaltung 
in friedliche und militante geben dürfte, weil dies zu 
einer Schwächung führen würde, hat sich dieses 
Problem erledigt. Hatte sich die radikale Linke dem 
zunehmenden Repressionsdruck bis zur totalen 
Integration gebeugt und darum gezittert, ansonsten 
auch noch aus der Bewegung gestoßen zu werden, ist 
dies inzwischen eindeutig entschieden. Größtenteils ist 
die Spaltung vollzogen, doch sollte dies nicht als 
Schwächung gesehen werden, zumindest nicht in 
Deutschland, denn mit dieser Spaltung vollzieht sich 
auch die Trennung von vielen Teilen der unappetit- 
lichen Ausformungen dieser Bewegung. Die »formierte 
Zivilgesellschaft«* hat diesmal der Linken einen 
Gefallen getan und sie ausgestoßen. Es wird viele 
geben, die dies bedauern und sich nach der Pluralität 
und der Vielfalt zurück sehnen, doch bei einer 
genaueren Betrachtung der Situation kann es nur als 
eine richtiger Schritt gesehen werden, um endlich den 
Blick auf die eigene Situation und die Verhältnisse in 
Deutschland wieder zu schärfen. Das eigentlich tragi- 
sche ist nur, dass die radikale Linke zu dieser 
Entscheidung nicht selber fähig war und in ihrer 
Fixierung auf die Bewegung den besagten Schritt nicht 
selber vollzog. Zu hoffen bleibt, dass sie bei der 
Bewältigung der weiteren Probleme selber auf die 
richtigen Ansätze kommt, denn die Kritik der beste- 
henden Verhältnisse wird niemand anders für sie 
übernehmen. 
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Wenn Totgesagte länger leben... 


DER INTERNATIONALE KOMMUNISMUSKONGRESS VOM 7.-9. NOVEMBER IN 
FRANKFURT WIRD MIT UNTERSCHIEDLICHEN ANSÄTZEN VORBEREITET 


Ließe sich die Überschrift auf den Kommunismus münzen, 
stünden gar rosige Zeiten ins Haus. Doch selbst, wenn der 
Kommunismus länger lebt, ist über die Qualität seines 
Lebens noch keinerlei Aussage getroffen. 

Das Festhalten an kommunistischen Ideen in Zeiten wie 
diesen, ist darum wohl eher Ausdruck des Fünkchens Hoff- 
nung, die über zehn Jahre nach dem weltweiten Ende real- 
existierenden Varianten allein ins Fortleben der Utopie von 
einer emanzipatorischen Gesellschaft gesetzt wird. Im No- 
vember 2003 wird an der Uni Frankfurt der Kongress Inde- 
terminate! stattfinden, mit dem Ziel kommunistische Vor- 
stellungen diskutierbar zu machen. 

Bezeichnenderweise bedurfte es im Jahre 2003 einer 
nicht unwesentlichen Finanzspritze von staatlichen Stellen, 
um dieses Projekt möglich zu machen. Das spiegelt al- 
lerdings auch sehr deutlich das Gefahrenpotential wider, 
welches heute dem einst als Gespenst in Europa umgehen- 
den Kommunismus beigemessen wird. Um aber auch den 
letzten nichtkalkulierbaren Risiken vorzubauen, wurde von 
der fördernden Kulturstiftung des Bundes eine Quote im 
einstelligen Prozentbereich für ReferentInnen aus dem ehe- 
maligen Ostblock diktiert. Was auf den ersten Blick einiges 
an Unangenehmen zu ersparen scheint, ist in Bezug auf 
(Un-)Abhängigkeit eigentlich genau so unannehmbar, wie 
es vorhersehbar war. Der zu vermutenden Zugang der 
SponsorlInnen zur Thematik lässt sich wohl am ehesten am 
Untertitel »Kommunismus. Internationaler Kulturkongress.« 
ablesen. 

Abgesehen davon gehen aus den im Anschluss doku- 
mentierten Papieren der vorbereitenden Gruppen unter- 
schiedliche Motivationen hervor. So unvermittelt wie beim 


Zustand der radikalen Linken ein Kommunismuskongress 
daher zu kommen scheint, so offen hält sich die Frankfurter 
Basisgruppe Demopunk die Bestimmung ihres Gegenstan- 
des. Während sie sich bei der namentlichen Benennung des 
Übels Kapitalismus auf die einleitenden Sätze beschränkt 
und genauso reflexhaft die Kontaminierung des Begriffes 
Kommunismus durch den Gulag erwähnt, ist ihr höchstes 
Ziel die Öffnung von Begriffen, so dass der Kommunismus 
leicht zur Intervention im bürgerlich-demokratischen Spiel 
verkommen kann. 

Dagegen führt die K&P-Kongressvorbereitungsgrup- 
pe stärkere Erwartungen an das Selbstverständnis eines 
Kommunismuskongresses aus. Zumindest sei klarzuma- 
chen, »was an den bürgerlichen Errungenschaften fest 
mit Kapitalismus verschweißt ist«. Und zum Kommunis- 
mus gehört auch das Einfordern der Diskussion über 
Möglichkeiten der Negation des »Kapitalismus mitsamt 
seiner neoliberalen Freiheitsversprechen«. Die ange- 
strebte Öffnung der Kommunismusdiskussionen auf dem 
Kongress für eine solche Kritik am Kapitalismus vermisst 
sie allerdings bisher. 

Was letztlich die prominent besetzten Podien zur Le- 
bendigkeit des Kommunismus beitragen werden, welche 
Vorstellungen und Diskussionsstände zum Kommunismus 
derzeit noch anzutreffen sind, davon lässt sich vom 7.-9. 
November in Frankfurt/M. ein Bild verschaffen. Aktuelle In- 
formationen soll es demnächst auf der Internetseite geben, 
die sich derzeit im Aufbau befindet. 


PHase 2, Leipzig 


siert begeistert Bücher, die vom »Glück, heute Kommunist 
zu sein« schwärmen, ein gewisser Slowene wird mit seiner 


Neuauflage des leninistischen Projekts als Autor der 
Feuilletons von der FR bis zur ZEIT hofiert und die rot- 
-  emanzipatorischer Politik. Wenn ein solcher Einsatz dem 
Kommunismus gesellschaftliche Veränderung und nicht 
trächtlicher Höhe. Die diesbezügliche Sorge, allein durch ° 


grüne Kulturstiftung des Bundes fördert einen kommu- 


nistischen Kongress mit Finanzmitteln in nicht unbe- 


Verbreitung falle ein Begriff der Verwässerung und 
Entwendung anheim, besitzt Züge eines autoritären 
Avantgardismus. Bereits die damaligen Päpstlichen wur- 
den bei Erfindung des Buchdruckes nervös angesichts der 
Aussicht, die Bibel werde in die Hände der Ungebildeten 
fallen und dadurch die offizielle Exegese durch die 
vatikanischen Gelehrten unterminiert werden. Die An- 
hängerInnen des »wahren Kommunismus« wollen, wie der 
Vatikan der Bibel, dem verwaisten Text Das Kapital einen 
neuen Vater geben. Es hat jedoch der Buchdruck, es ist 
heutzutage bekannt, dem Christentum nicht geschadet. 

Der Begriff des Kommunismus trägt jedoch, im Ge- 
gensatz zu dem Rosenstrauß, nicht nur ein erstes Bedeu- 
tetes — die Umstürzung aller Verhältnisse, in denen der 
Mensch ein erniedrigtes, geknechtetes, verlassenes, ein 
verächtliches Wesen ist —, sondern durch die Kontami- 
nierung des Begriffs durch den stalinistischen Terror 
auch noch ein zweites Bedeutetes mit sich — Gulag. Die 
Kategorie »Kommunismus« ist, weit davon entfernt, 
»entleert« zu sein, überdeterminiert. Eine Überdeter- 
minierung, an der die kommunistische Linke zu labori- 
eren hat, will sie sich nicht derselben Abgeschmacktheit 
schuldig machen wie jemand, die heute noch Rosen- 
sträuße verschenkt. 

»Der Kommunismus ist für uns nicht ein Zustand, der 
hergestellt werden soll, ein Ideal, wonach die Wirklichkeit 
sich zu richten haben wird. Wir nennen Kommunismus 
die wirkliche Bewegung, welche den jetzigen Zustand 
aufhebt. Die Bedingungen dieser Bewegung ergeben sich 
aus der jetzt bestehenden Voraussetzung. [...] Das Prole- 
tariat kann nur weltgeschichtlich existieren, wie der Kom- 
munismus, seine Aktion, nur als »weltgeschichtliche« 
Existenz überhaupt vorhanden sein kann; weltgeschicht- 
liche Existenz der Individuen, d.h. Existenz der Indivi- 
duen, die unmittelbar mit der Weltgeschichte verknüpft 
ist.«? Vergegenwärtigen wir uns die Aussage Karl Marx’ 
über den Kommunismus, die nichts weniger als eine Defi- 
nition ist, fällt auf, dass seine Charakterisierung des Kom- 
munismus als »wirkliche Bewegung« heute als mehr zu 
lesen ist, als die defätistische Klage darüber, dass der Welt- 
geist nicht mehr mit uns ist. Sie ist in doppelter Weise um 
das Motiv der Kontingenz figuriert: Kontingenz erstens, 
weil die Möglichkeit der Wirklichkeit des Kommunismus 
abhängt von kontingenten weltgeschichtlichen Entwick- 
lungen, und zweitens deshalb, weil der Kommunismus die 
Kontingenz als sein normatives Ziel hat, insofern er die 
Menschen dazu befähigen will, ihre Geschichte selbst zu 
machen. Eine kommunistische Praxis der Kontingenz ist 
damit unendlich vertagt und gleichzeitig radikal über- 
stürzt: Auf eine im emphatischen Sinne verstandene Zu- 
künftigkeit zielend, hat sie doch ihren Ort und ihre Zeit 
im Hic et Nunc. 

Heute den Kommunismus als wirkliche Bewegung 
zu konstituieren, kann einerseits heißen, nach gesell- 
schaftlichen Entwicklungen zu suchen, in denen die 
neue Gesellschaft im Schoße der alten entsteht (erblickt 


werden solche Entwicklungen in der Globalisierung, der 
immateriellen Arbeit, im Internet oder Linux). Anderseits 
geht es aber auch um den performativen Einsatz‘ des 
Kommunismus als handlungsanleitenden Bezugspunkt 


etwa Integration und Stabilisierung als perlokutionären 
Gehalt? besorgen will, wird sie mit dem schlichten Ver- 
such scheitern, die Begriffe in einer Art souveränen Akt 
»zu besetzen«. Sie muss ihren Eingriffspunkt finden in der 
Struktur der Sprache selbst, die letztlich die Struktur der 
Rationalität des Politischen selbst ist. Doch aus welchem 
diskursiven Feld kann sie diesen sprengenden Gehalt 
stehlen? Wo liegt das irdische Himmelreich, das die zu 
entführenden Bedeutungen bewohnen? 

Marx sah die Aufhebung des Kapitalismus bereits in 
der Figur des Proletariats vergegenständlicht, das »nur 
zum Prinzip der Gesellschaft [erhebt], was diese zu sei- 
nem Prinzip erhoben hat, was in ihm als negatives Resul- 
tat der Gesellschaft schon ohne sein Zutun verkörpert 
ist«.° Innerhalb der Gesellschaft selbst ist ein gesellschaft- 
liches Außen eingeschlossen, das Marx als subalternes 
Sozialisationsmilieu konzipieren kann und dessen Auf- 
gabe nur noch ist, »zu sich« zu kommen. Die Zeit des 
Kalten Krieges verlagerte das Außen in das Innen des 
Gegners und ermöglichte der radikalen Linken, die dis- 
tinktive Negation durch die Sympathisierung mit dem 
Feind zu vollziehen. Die Präsenz der realexistierenden 
Gestalt des Kommunismus determinierte beides, das in- 
nen- und das außenpolitische Vokabular aller gesell- 
schaftlichen Akteure. 

Heute ist keine praktisch konstituierte Nichtidenti- 
tät mehr auszumachen. Nach dem Ende der Blockkon- 
frontation und dem damit aufkommenden globalen Pa- 
radigma der Post-Politik, die keine Interessen, sondern 
nur noch Rezepte kennt, kann eine emanzipatorische 
Praxis ihre handlungsleitenden Bezugspunkte keinem 
gesellschaftlichen Außen mehr entlehnen. Sie ist funda- 
mental auf das Immanenzfeld kapitalistischer Realität 
verwiesen. »Das konsensuelle Denken stellt heute beque- 
merweise das, was es Ausschließung nennt, im einfachen 
Verhältnis eines Innen und Außen dar. Aber was unter 
dem Namen der Ausschließung auf dem Spiel steht, ist 
kein Draußen-Sein. Es ist die Weise der Aufteilung, nach 
der ein Innen und Außen zusammengefügt werden kön- 
nen. Und diese »Ausschließung« meint heute eine ganz 
bestimmte Form dieser Aufteilung. Sie ist die Unsicht- 
barkeit der Aufteilung selbst, das Auslöschen der Spuren, 
die es erlauben würden, in einem politischen Dispositiv’ 
von Subjektivierung das Verhältnis von Gemeinschaft 
und Nicht-Gemeinschaft zu legitimieren.« Nichtidenti- 
tät ist heute nur virtuell vorhanden, dort, wo die Be- 
griffe, die in aller Munde sich schon befinden, auf ihre 
Resignifizierung warten. Sie ist das diskurseigene Außen. 
»Kein Signifikant kann radikal repräsentativ sein, denn 
jeder Signifikant ist der Ort einer andauernden mecon- 
naisance. Er produziert die Erwartung einer Einheit, ei- 
nes vollständigen letzten Wiedererkennens, das niemals 
zustande gebracht werden kann (...). Dies hält die 
Signifikanten für neue Bedeutungen und neue Möglich- 
keiten politischer Resignifikation offen.«'° 

Die große Geste der Forderung nach Kommunis- 
mus, die wir als Antwort auf das postpolitische Para- 
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Kommunismus oder Individuum! 


DIE BÜRGERLICHE REVOLUTION EMANZIPIERTE DAS INDIVIDUUM - 
FÜR DIE KOMMUNISTISCHE WIRD ES UNBRAUCHBAR SEIN 


er Kapitalismus ist, obwohl bis jetzt noch das En- 
)) de der Geschichte, nicht das Gelbe vom Ei. Seine 

Überwindung ist deshalb ein Gebot der Vernunft. 
Doch die Abschaffung des Kapitalismus bietet bei ihrer 
Umsetzung nicht nur technische Probleme, sie wirft auch 
die Frage auf, was dann? In Zeiten, in denen islamische 
Gottesstaaten sich als Alternative präsentieren, wird aus 
Fachkreisen für die Fragen des Kommunismus vehement 
darauf hingewiesen, der Kommunismus habe zwar den 
Kapitalismus abzulösen, dabei aber das bereits erreichte 
Niveau der Emanzipation nicht zu unterbieten. Nun eig- 
net sich dieses Kriterium zwar hervorragend zur Kritik 
historischer, mit dem Kommunismus verbundener Ge- 
sellschaften und auch zur Ablehnung vieler der aktuell 
propagierten Vorstellungen einer nachkapitalistischen 
Ordnung des Zusammenlebens, wo aber die Erhaltung 
des bisher Erreichten als positive Vorgabe verstanden 
wird, muss das erhaltende Überwinden fast zwangsläufig 
Widersprüche erzeugen. Solche Widersprüche sind nicht 
zufällig, sie finden sich vielmehr im Herzen der gängigen 
Vorstellung von Emanzipation, die sich fest an die Insti- 
tution des Individuums bindet, weil sie Freiheit als dessen 
persönliche Freiheit versteht. 


Warum ist das Individuum frei? 


Die unmittelbare Verbindung der Vorstellungen von 
Emanzipation und des Individuums setzte sich nicht zu- 
fällig gemeinsam mit dem Kapitalismus endgültig durch. 
Nachdem sie durch die religiösen Praktiken christlicher 
Selbsterkundung und personaler Erlösung vorbereitet wor- 
den war, befreite der Kapitalismus nicht mehr bloß den 
Glauben der Menschen, sondern löste sie zunehmend auch 
aus traditionellen sozialen Unterdrückungsverhältnissen. 
Der Mensch im Kapitalismus galt als frei geborenes Indivi- 
duum, das für sich selbst der Gesellschaft nichts schuldig 
war, mithin über seinen Körper, seine Arbeitskraft und sei- 
ne Fähigkeiten frei verfügen konnte. Was, da die Befreiung 
nicht nur Befreiung aus sozialen Zwängen, sondern auch 
von den Mitteln zur Reproduktion bedeutete, in der rei- 
nen Freiheit mündete, die freigestellte Arbeitskraft zum 
Verkauf anzubieten, um das eigene Leben zu fristen. 
Ohne den Grundsatz aber, das Individuum habe un- 
mittelbar die alleinige Gewalt über seinen Körper und des- 
sen Fertigkeiten, hätte die Armut schon bald eine Restau- 
ration der feudalen Verhältnisse erzeugt. Die Verschuldung 
der zwar freien, aber armen Individuen hätte entweder un- 
mittelbar zur Wiedereinführung der Leibeigenschaft oder 


nach den antiken Vorbildern zu einer Sklavenökonomie 
geführt, sobald die Not den Verkauf des eigenen Leibes 
samt aller Nachkommen erzwungen hätte. Die Besitzen- 
den hätten durch den Einsatz der wieder direkt von ihnen 
Abhängigen die Grundlagen der Produktion nicht mehr 
verlieren können, weil die Hauptlast der notwendigen 
Reproduktion von direkt abhängiger statt frei erkaufter 
Arbeit getragen worden wäre. Die Möglichkeit eines im 
Kreislauf von Ankauf von Arbeitskraft und Verkauf von 
Produkten angelegten Verlustes von Produktionsmitteln, 
wie Gebäuden, Feldern oder Maschinen, die nicht dem 
gesellschaftlichen Standard von Produktivität entspre- 
chend genutzt werden, trägt aber entscheidend zur Dy- 
namik der Eigentumsökonomie des Kapitalismus bei. 
Der Schutz der Individuen vor der Gefahr der Sklaverei 
verbindet sich so mit der Durchsetzung der kapitalisti- 
schen Ökonomie, weil er eine Bewirtschaftung der Res- 
sourcen erzwingt, die dem Tausch dient statt der Subsis- 
tenz von Besitzenden und Abhängigen. Zugleich ist die 
allgemeine Möglichkeit des Erwerbs und Verlustes auch 
ein wesentliches Kennzeichen bürgerlicher Gleichheit. 
Denn in einer Gesellschaft der freien Individuen, in der 
die Ungleichheit in der Ressourcenverteilung nur durch 
den Erwerb an über das Selbst hinausgehendem Eigen- 
tum entsteht, der zumindest theoretisch allen möglich 
(gewesen) ist, gibt es keine geschützten Bereiche an Pro- 
duktionsmitteln mehr, denen die sie besitzende Person, 
weil sie ihr aufgrund ihrer sozialen Stellung zugeordnet 
sind, nicht verlustig gehen kann. Die fundamentale 
Gleichheit, die im bürgerlichen Befreiungsakt liegt, ver- 
wandelt den Besitz in veräußerbares Eigentum, über des- 
sen Veräußerung nur der persönliche, in der Rechtsform 
des Vertrages ausgedrückte Wille zu entscheiden hat. 
Auch in seinen Eigentumsverhältnissen ist das bürger- 
liche Individuum folglich frei. 

In der Ökonomie des Tausches, die ihre Rechte und 
Vergleichsmaßstäbe aus individuell erbrachten, als pro- 
duktiv ausgezeichneten Akten herleitet, bilden die freien 
Individuen die notwendigen Subjekte des Tausches, die 
ihre Arbeitskraft entfalten, teils unmittelbar für sich selbst, 
in überwiegendem Maße aber veräußert gegen einen 
Lohn, der ihnen ihr Leben ermöglicht und über die Din- 
ge als Eigentum verfügen, dessen Zuordnung zu Person- 
en frei unter ihnen zirkulieren kann. Ein solches Subjekt 
muss nicht nur individuell sein, in dem Sinne, dass sich 
die aus den Verträgen ergebenden Rechte und Pflichten 
eindeutig genau einer Person zuordnen lassen, es muss 
auch deutlich von allen anderen Subjekten unterschieden 
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sein, damit sich seine Leistungen bewerten lassen, seine 
Arbeit mess- und tauschbar wird. So wird nicht nur sein 
Wille zu einer eigenen Substanz, auch seine Fähigkeiten 
verdichten sich zum individuellen Charakter, der zwar in 
Kontakt zu seiner sozialen Umwelt steht, von dieser auch 
Impulse und Prägungen empfängt und dennoch nur in- 
dividuelles Merkmal sein soll. Kein Wunder also, dass mit 
dem Aufblühen der bürgerlichen Kultur das Genie zu 
einer zentralen Institution des Geisteslebens wird. 

Das frei über sich und sein Eigentum verfügende bür- 
gerliche Individuum wird deshalb nicht nur im Anschluss 
an die religiösen Reformationsbewegungen auch geistig 
frei. Seine geistige Freiheit wird vielmehr in der bürger- 
lichen Situation entscheidend befördert. War zuvor noch 
Gott die Instanz, die durch ihre Gnade, den einzelnen an 
einer Wahrheit teilhaben lassen konnte, die jener der Kir- 
che zuwider lief, konstituiert sich das bürgerliche Subjekt 
als geschlossene Einheit, frei in ihrem Willen und geistig 
nur sich selbst und ihrer Vernunft verpflichtet. Die For- 
derung nach »Gedankenfreiheit« wird im Zuge der Defi- 
nition jeder Tätigkeit als individueller zum Postulat: »Die 
Gedanken sind frei.« Verbindlichkeit erzeugt in diesem 
freien Gewirr aller möglichen Ideen dann nur noch die 
Rationalität. Sie sortiert die Gedanken scheinbar ohne 
Dogmen in gültige und unvernünftige und setzt so trotz 
aller Freiheit schließlich doch die bürgerliche Ordnung 
als einzig denkbare durch, neben der es nur noch Sekten 
und Irrenhäuser gibt. 

Die Garantie der bürgerlichen Ordnung ist es aber 
auch, die der Ausweitung der Emanzipation in der früh- 
bürgerlichen Situation Grenzen setzte. Die Verfügung 
über den eigenen Körper und ein freier Wille, der sich je- 
doch verkaufen muss, um zu überleben, selbst ein freier 
Geist begründeten noch nicht die politischen Freiheiten 
der Moderne. Denn dass Leute, die ihr Leben nicht aus 
eigenem Eigentum heraus fristen konnten, wählen durf- 
ten, war keine Selbstverständlichkeit. Erst die feste Einfü- 
gung derer, die darauf angewiesen sind, dass andere sie ar- 
beiten lassen, machte es möglich, dass diese inzwischen 
Wahlberechtigten sich den Gegebenheiten im Rahmen 
bürgerlicher Partizipation verpflichtet fühlen und so ihr 
Wahlrecht nicht dazu benutzen, die bürgerliche Ordnung 
zu schwächen. 

Emanzipation bedeutet in der frühbürgerlichen Situ- 
ation, jeder Person eine Wahlstimme zu geben. Seitdem ist 
Emanzipation damit verbunden, Individuen Rechte zu 
verleihen. Sei es, dass sie ihrem individualisierten Willen 
unbeschränkt Ausdruck verleihen können, in der Lage 
sind, ihren Angelegenheiten ungestört nachzugehen, oder 
über ihren Körper frei verfügen dürfen. Das Maß der 
Emanzipation ergibt sich dabei nicht selten durch den Ver- 
gleich mit anderen bürgerlichen Subjekten, die durch die 
Attribute weiß, männlich, Mittelklasse, heterosexuell, ... 
gekennzeichnet sind. Der Verdacht liegt nahe, die Ver- 
wirklichung einer universellen Emanzipation auf der Höhe 
der Zeit fordere nichts als die Vollendung der Eingliede- 
rung aller in die bürgerliche Gesellschaft durch die Ver- 
leihung bürgerlicher Rechte. Eine Forderung, der sich in 
der gegenwärtigen Situation sicher einiges abgewinnen 
lässt, zumal wenn ihre Verwirklichung, wie einige glauben, 
den Kapitalismus an seine Grenze treiben würde. Aber als 
Maßgabe für den Kommunismus kann die Eingliederung 
in die bürgerliche Gesellschaft kaum sinnvoll sein. 


Die Realität des Individuums 


Skepsis gegenüber dem bürgerlichen Emanzipationspro- 
gramm heißt nicht die Vorteile eines Abbaus von Diskri- 
minierungen zu bezweifeln. Sie rührt aus der Betrachtung 
dessen her, was als Ziel der Antidiskriminierungskampag- 
nen universalisiert werden soll. In diesem Zustand erweist 
sich das bürgerliche Subjekt nämlich als weitaus weniger 
individuell und frei, als es angenommen wurde. Die gesell- 
schaftliche Situation bestimmt umfassend seine Fähig- 
keiten und Fertigkeiten, indem sie es einem Bildungspro- 
zess unterwerfen, durch den diese genauso entstehen, wie 
die Vorstellungen des Individuums über seinen Charakter 
und Körper (angefangen von den Idealen einer Schönheit, 
nach denen es strebt, bis hin zu seinem Geschlecht, dessen 
Vorstellung es an sich reproduziert). Am Ende schuldet das 
Individuum der Gesellschaft zwar nichts für sich selbst, 
doch das, worüber es frei verfügen kann, ist nichts desto 
trotz ein Produkt, das nur zum kleinsten Teil der Arbeit des 
Subjektes selbst oder dem Ablauf eines natürlichen 
Prozesses zugeschrieben werden kann. 

Und mit der freien Verfügung des bürgerlichen Ideals 
ist es ohnehin nicht weit her. Nicht nur, dass die Lohn- 
abhängigen einem fremden Willen zu folgen haben, 
wenn sie ihre produktive Tätigkeit ausüben, selbst Eigen- 
tum an Produktionsmitteln zwingt ja im Kapitalismus 
dazu, seinen Einsatz den im Tausch durchgesetzten Nor- 
men der als effizient erwiesenen Produktionsweisen zu 
unterwerfen. Dieser Zwang, der sich im Kapitalismus 
über die produktiven Tätigkeiten der Individuen ausbrei- 
tet, bleibt nicht abstrakt. Er entfaltet seine Wirklichkeit 
bis in die Organisation der Tätigkeiten hinein. Kapitalis- 
tische Produktion ist, anders als es die Maßgabe des 
freien Individuums voraussetzt, nicht die individuelle 
Auseinandersetzung und Aneignung von Vorgefunde- 
nem. Sie ist in der Regel kollektiver Akt, ob in dieser Kol- 
lektivität auch noch selbst organisiert oder wie in der 
klassischen Situation als Kooperation reglementiert. 
Denn auch da wo ein Reglement regelt, wie die Produk- 
tion abzulaufen hat, ist dessen Erfindung als produktiver 
Prozess nur in Ausnahmefällen das Werk eines einzelnen 
Individuums. Die Realität der Entwicklung sieht auch 
hier die Teams, selbst organisiert als produktive Einheiten 
für Wissen und Verfahren, in denen sich das individuelle 
Genie als romantische Verklärung erweist. 

Zugerichtet an Körper und Geist, von der Kollektivität 
in seinen produktiven Äußerungen bestimmt, findet sich 
das bürgerliche Subjekt auch in der Sphäre des öffentlichen 
Lebens schon lange nicht mehr als Individuum vor. Die 
das gemeinsame Leben des Bürgertums betreffenden Fra- 
gen sind zwar heute durch die Mitbestimmungsrechte der 
bürgerlichen Demokratie allgemeine Angelegenheit, doch 
verhindern nicht nur die repräsentativen Elemente indi- 
viduelles Handeln weitgehend. Entscheidender ist die Ver- 
waltung der gemeinsamen Welt durch eine Bürokratie, de- 
ren Merkmal die Zergliederung aller Aktionen ist, so dass 
die eigentliche Handlung in einer Vielzahl von Akten 
untergeht. Das zeigt sich nicht zuletzt daran, dass im büro- 
kratischen Zusammenhang der Begriff der Verantwortung 
seine Bedeutung verliert. Wenn Vorgesetzte wegen des Ver- 
sagens ihrer Behörden zurücktreten, liegt ihr Fehler nie in 
der Aktion, die das Versagen offenkundig werden ließ, son- 
dern auf der Ebene der Organisation von Handlungs- 


abläufen und deren Kontrolle. Was eigentlich falsch am 
Verhalten der Person war, die die Verantwortung für uner- 
wünschte Geschehnisse übernimmt, bleibt deshalb 
zwangsläufig nebulös. Aber deswegen garantiert diese Art 
der Regelung öffentlicher Angelegenheiten als bürokra- 
tische Verwaltung die Stabilität des Bestehenden. Weil Än- 
derungen des Verhaltens dieser Apparate nicht durch 
einzelne zu erwirken sind, stehen sie auch an ihrer Spitze, 
sichern sie die Herrschaft des Bestehenden und bilden im 
eigentlichen Sinn den Staat. 


Definitionen der Entfremdung 


Konfrontiert mit seiner Realität empfindet sich das 
bürgerliche Subjekt, das nicht Individuum sein kann, als 
beherrschtes und unterdrücktes. Die Phänomene, die es 
eingliedern, treten ihm als Zwang der Verhältnisse entge- 
gen, denen es sich fügen muss. Seine Freiheit ist ihm ent- 
wertet, weil selbst seine Handeln und Streben ihm fremd 
wird. Ein Umstand, der in den sechziger und siebziger 
Jahren des letzten Jahrhunderts, als der Kapitalismus 
schon seine letzte Form des Spätkapitalismus erreicht zu 
haben schien, der Sozialismus aber auch noch nicht als 
Verwirklichung der Emanzipation auf der Höhe des ent- 
wickelten Spätkapitalismus gesehen werden konnte, zu 
einer Renaissance des Begriffs »Entfremdung« führte. 

Heftig umstritten wegen einer Begriffsgeschichte, in 
der einige Verwendungen von Entfremdung durchaus na- 
he legen, es gäbe neben dem jetzt beobachtbaren Leben 
der bürgerlichen Subjekte eine wahre Natur des Men- 
schen, der es zur Geltung zu verschaffen gelte, beschreibt 
Entfremdung zunächst den Unterschied zwischen dem 
Willen des Individuums und dem Willen, dem es mit sei- 
nen Handlungen Ausdruck verleiht. Im Kapitalismus be- 
deutet dies vor allem, dass es durch die Ausführung sei- 
ner produktiven Tätigkeiten nicht nur etwas erzeugt, was 
ihm herzustellen aufgetragen wurde, sondern mit seiner 
Arbeit auch die Bedingungen reproduziert, in denen es 
gezwungen ist, seine Arbeitskraft zu verkaufen und sich 
ausbeuten zu lassen. Doch der Herrschaftszusammen- 
hang, der somit reproduziert wird, bleibt nicht so allge- 
mein. Er vergegenständlicht sich in den konkreten Ab- 
läufen der Produktion, in deren Organisation und ma- 
terielle Ausgestaltung hinein, die sich alle dem Primat der 
kapitalistischen Ökonomie entsprechend entwickelt ha- 
ben. So dass Entfremdung auch bedeutet, sich in einer 
Umgebung wiederzufinden, die auf das Individuum ma- 
teriellen Zwang ausübt. 

Entfremdung als Verstoß gegen die menschliche Na- 
tur verstanden, kann den durch den Kapitalismus produ- 
zierten feindlichen Zustand zwar als objektiven Wider- 
spruch zur Humanität geißeln, entwirft aber zugleich ein 
problematisches Bild der nichtentfremdeten Utopie. Wo 
eine Natur herrscht, haben die konkreten Menschen nur 
die Chance dieser zu entsprechen. Der Zwang der damit 
ausgeübt wird, kann sich leicht mit dem Zwang kapita- 
listischer Verhältnisse messen, weil er die Besonderheiten 
zu Gunsten allgemeiner Grundsätze unterdrückt. Nicht 
zuletzt deshalb kann das Individuum mit seinen bürger- 
lichen Rechten einer solchen Situation als Fortschritt der 
Emanzipation entgegengehalten werden. Bieten doch die 
Rechte zumindest einen Rahmen in dem Besonderheiten 
unbeschränkt ausgelebt werden können, ohne sich vor 


der Partei verantworten zu müssen. 

Deshalb setzten andere Emanzipationsvorstellungen 
bei der weiteren Stärkung des Individuums an. Dessen 
privaten Willen soll endgültig Geltung verschafft werden, 
indem die Schranken, die ihm die bürgerlich-kapitalisti- 
sche Ordnung setzt, aufgehoben werden. Das bürgerliche 
Subjekt wird so gedanklich auf die Spitze getrieben, ohne 
zu sehen, dass es nicht einfach finstere Mächte sind, die 
solche Beschränkungen immer wieder in die Welt setzten 
und das Individuum so in Fesseln halten. Der Mensch 
lebt nicht allein. Er ist in seinem Leben auf andere ange- 
wiesen und muss sein gemeinsames Leben organisieren. 
Das Ideal der Freiheit, dass das Bürgertum gegen den 
Feudalismus mobilisierte, trägt diesem Umstand keine 
Rechnung. Ihm gilt die Kooperation nicht als Notwen- 
digkeit, sondern als Ausdruck einer abwägenden Ver- 
nunft, die darin persönliche Vorteile erkennt. Doch da 
Kooperation immer auch mit Abstrichen von der indivi- 
duell verstandenen Freiheit einhergeht, muss durch die 
Radikalisierung des individuellen Freiheitsgedankens 
schließlich die Kooperation in Frage gestellt werden. Der 
Protest gegen die kapitalistischen Produktionsformen 
wird zur Kritik wesentlich arbeitsteiliger Produktionsfor- 
men überhaupt. Das komplexe gesellschaftliche Leben, 
dessen Organisation als Beschränkung der eigenen Frei- 
heit empfunden wird, soll durch die ländliche Idylle des 
einfachen Lebens ersetzt werden. Im Extremfall wird jede 
menschliche Bindung als Zwang definiert. 

Das bürgerliche Pendant zu einer solchen Vorstellung 
allgemeiner Freiheit ist aber auch nicht besser. Hier wird 
der Zwang einfach zur Vernunft. Die freiwillige Einwilli- 
gung in die Unterdrückung wird zum Beleg für die Ab- 
wesenheit von Zwang. Und freiwillig heißt nichts ande- 
res, als sich der Rationalität der gegebenen Situation zu 
fügen. Zwang und Herrschaft sollen in kommunikativen 
Prozessen internalisiert werden, damit am Ende die Indi- 
viduen nicht mehr von außen unterdrückt werden müs- 
sen, sondern ihre Zurichtung selbst übernehmen. Wer 
sich der Wahrheit des kapitalistischen Systems aber nicht 
fügen kann, muss in diesem, wie im Naturmodell, aus- 
geschlossen werden. Für Fremdes ist in dieser entfrem- 
dungsfreien Ordnung kein Platz mehr und wo der Aus- 
schluss nicht gelingt, gilt ihm der blanke Hass. 

Es ist die Vorstellung vom Individuum als Quelle und 
Ziel der Emanzipation, die in dieses Denken führt, das 
entweder die Sozialität als Merkmal des Menschlichen 
leugnet, oder Herrschaft und Zwang hinter einer höheren 
Instanz, sei es Natur oder die allgemeine Vernunft, ver- 
birgt. Eine tatsächliche Vorstellung von Emanzipation, 
die über das Bestehende hinausweisen soll, kann sich 
nicht an der Vorstellung individueller Rechte im Verhält- 
nis zu einer allgemeinen Ordnung orientieren. Sie muss 
sich statt dessen fragen, unter welchen Bedingungen das 
gemeinsame Leben organisiert werden kann, so dass 
Zwänge als Ausdruck menschlichen Handelns erkennbar 
werden und die Entscheidung zu ihrer Abschaffung oder 
Hinnahme im Rahmen kollektiver Prozesse gleicherma- 
ßen als Möglichkeit entstehen. 


THOMAS HAUKE 
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Wie einige Antideutsche den Antifa- 
schismus neu zu entdecken glauben 


PLÄDOYER FÜR EINE DISKUSSION JENSEITS VON »GUT« UND »BÖSE« 


er Anschlag auf das WTC liegt heute fast zwei Jah- 

re zurück. Selten hat ein Ereignis so viele Spuren 

innerhalb der radikalen Linken hinterlassen wie 
das Massaker in New York. Die seitdem geführte Debatte 
innerhalb der radikalen Linken ist derzeit allerdings an 
einem Punkt angelangt, an dem bloßes Bekenntnis für 
die »eine« oder »andere« Seite, Polemiken und Beleidi- 
gungen nicht nur Gruppen gespalten, sondern die Aus- 
einandersetzung mit wichtigen Inhalten ersetzt zu haben 
scheinen. Eine Kritik an den von der Bahamas und nahe 
stehenden Gruppierungen formulierten Thesen zum An- 
schlag auf das WTC, Israel/Palästina und der derzeitigen 
Weltlage im allgemeinen ist auch deshalb wichtig, weil 
die angestoßene Debatte in vielen Fällen einen wahren 
Kern enthält. 


Am Anfang war das WTC 


Seit dem 11. September 2001 ist nichts, wie es mal war 
und doch ist alles gleich. Während ein Teil der deutschen 
Linken in dem Anschlag lediglich den verlängerten Arm 
US-amerikanischer »Unterdrückungspolitik« sah und da- 
mit die Tat zu einem berechtigten »Protest« gegen den 
nicht genauer definierten US-Imperialismus verklärte, 
entwickelten sich u.a. als Reaktion auf diese Linke in 
zahlreichen Städten antideutsche Gruppierungen, denen 
zumindest eines gemeinsam war und ist: Die Hervorhe- 
bung der möglichen Bedrohung durch weltweit agieren- 
de islamistische Organisationen, die sich die Vernichtung 
der Jüdinnen und Juden auf die Fahnen geschrieben hät- 
ten. Wie bestimmend der Anschlag auf das WTC für die 
in diesem Artikel skizzierten Positionen einiger Antideut- 
scher ist, lässt sich exemplarisch an einzelnen Thesen von 
Bahamas-AutorInnen verdeutlichen: So erklärt Justus 
Wertmüller z.B. in seinem Text »Warum Israel kritisie- 
ren?«: »Seit die Al-Aksa-Intifada zum wahllosen Judenmord 
angetreten ist, seit die Attas aus lauter Solidarität mit dieser 
Intifada in die Twin-Towers geflogen sind, und der schreck- 
liche Kampfruf »Intifada weltweit« Friedrichshainer Autono- 
me mit islamistischen Selbstmordattentätern und der Globa- 
lisierungsbewegung eint, wird man sich entscheiden müssen: 
Für Israel oder den globalen Faschismus, dazwischen ist 
nichts mehr.«' Die reale Gefahr islamistischer Gruppie- 
rungen soll hier nicht in Frage gestellt werden, sie wurde 
nicht nur durch das offensichtlich in dem Angriff auf das 
WTC vorhandene Vernichtungspotential, sondern auch 
auf anderen Ebenen deutlich: Von der Rezeption des 
Anschlags, der gerade in einigen arabischen Ländern als 


Verschwörungstat der CIA und/oder des Mossad gedeu- 
tet wurde, bis hin zu einem weltweiten rasanten Anstieg 
antisemitischer Übergriffe und Anschläge - fatal ist aller- 
dings die Aneinanderreihung und damit suggerierte 
Gleichsetzung verschiedener Bewegungen, die in diesem 
Zitat vorgenommen wird. 

Eine Folge des Massakers war der Afghanistankrieg, 
der flugs von der Bahamas und anderen als »Akt der Be- 
freiung« begrüßt wurde, noch bevor er zu Ende war. 
Wortwörtlich heißt es in der »dritten Erklärung« der Re- 
daktion nach dem 11.9.: »So zweifelhaft die möglichen 
Nachfolger der Taliban auch sein mögen, kann wenigstens 
soviel mit einiger Begründung erhofft werden: dass im 
Interesse der Frauen und mancher Minderheit ein anderes 
Regime herbeigezwungen wird, denn besser als das der Tali- 
ban wird es — nicht zuletzt wegen des zu erwarteten Drucks 
durch die USA und wohl auch Russland - allemal werden. 
Es ist unbestritten, dass das Taliban-Regime ein Terrorre- 
gime war. Bezeichnenderweise findet man jedoch heute 
keinerlei Analysen über die aktuelle Situation in Afgha- 
nistan in den Veröffentlichung der Bahamas. Die Kritik 
der oppositionellen Frauenorganisation Rawa, dass von 
einer Befreiung der Frauen keine Rede sein kann, verhallt 
ebenso, wie die aktuelle Reorganisation der Taliban igno- 
riert wird. Nun ist es zwar nicht das Anliegen der Baha- 
mas, sich mit regionalen Entwicklungen auseinander zu- 
setzen, wie es etwa die AutorInnen der iz3w tun. Die 
oben zitierte These muss sich jedoch an der realen Entwick- 
lung in Afghanistan messen lassen, insbesondere dann, 
wenn durch die Bahamas eine eindeutige Pro-Kriegspo- 
sition vertreten wird, die sie u.a. mit der Hoffnung auf eine 
Verbesserung der Verhältnisse in dem Land verknüpft. 


Die Wiederkehr des Nationalsozialismus? 


Während nicht nur für antideutsche AntifaschistInnen 
das größte Übel bisher vor allem deutscher Vernich- 
tungswahn, Auschwitz, deutsche Kontinuitäten und Neo- 
faschismus waren, fungieren heute Ramallah, Kabul und 
Bagdad als Chiffren für den Vernichtungswahn. So ist 
von der »judenmordenden Volksgemeinschaft Palästina« 
die Rede, der Anschlag auf das WTC wird als » bisheriger 
Gipfelpunkt der antizivilisatorischen Aggression be- 
zeichnet und diverse Gruppen forderten den »Kampf 
gegen das faschistische Baath-Regime im Irak« — letzteres 
bedeutete im Kontext der von der Bahamas veröffent- 
lichten Pamphlete nichts anderes als ein ideelle 
Unterstützung des Irakkrieges. 


Es ist auffällig, wie die Prämisse von Adorno, alles zu tun, 
damit sich Auschwitz nicht wiederhole, die selbstver- 
ständlich die Grundlage jeglicher emanzipatorischer 
Politik sein sollte, strapaziert wird. Aus der richtigen 
Erkenntnis heraus, dass die Bedingungen, die Auschwitz 
erst ermöglichten, weiterhin bestehen, wird nun eine 
Weltlage konstatiert, die sich an der Schwelle zum 
Faschismus befinde. Die besondere Aufmerksamkeit gilt 
dabei den verschiedenen islamistischen Bewegungen und 
den jeweiligen islamisch-arabischen Gesellschaften, die 
IslamistInnen beherbergen bzw. deren Regime mit ihnen 
zusammen arbeiten. Immer wieder unternehmen die 
Bahamas-AutorInnen seit dem 11. September 2001 den 
Versuch, Gemeinsamkeiten zwischen nationalsozialisti- 
scher Ideologie und Islamismus herauszuarbeiten. Als 


triell®° Mit dieser Aussage wird zwar ein wesentlicher 
Unterschied zwischen IslamistInnen und der deutschen 
Volksgemeinschaft im NS konstatiert, nämlich die indus- 
trielle Massenvernichtung von Juden und Jüdinnen 
durch deutsche TäterInnen, die einen gewissen gesell- 
schaftlichen Entwicklungsstand voraussetzte. Allerdings 
wird die Bedeutung dieses Unterschiedes in dem genann- 
ten Zitat gleichzeitig in Frage gestellt. Diese Zeilen mö- 
gen vielleicht makaber erscheinen, ein historischer Ver- 
gleich, aus dem eine konkrete politische Praxis abgeleitet 
wird, muss aber einer differenzierten Untersuchung 
standhalten. Dabei hilft es auch nicht, die stattfindenden 
Attentate aneinander zu reihen, die Verwicklung der 
Fatah bzw. konkret Arafats in die Attentäter-Strukturen 
darzustellen oder fleißig Zitate zu sammeln, die den Anti- 


JÜDINNEN UND JUDEN WURDEN VON DEN NAZIS UND IHREN ANHÄNGE- 
RINNEN NICHT »NUR« ALS GEFAHR FÜR DIE GESAMTE WELT, SONDERN VOR 
ALLEM ALS GEFAHR FÜR DIESES RASSISCH DEFINIERTE KOLLEKTIV GESEHEN. 


Ausgangspunkt dient dabei (in Anlehnung an Goldha- 
gen) der eliminatorische Antisemitismus, unbestrittenes 
Wesenmerkmal des deutschen Faschismus. Man muss 
nun kein Horst Pankow oder Tjark Kunstreich sein, um 
festzuhalten, dass der deutsche Vernichtungsantisemitis- 
mus Selbstzweck war und dass die Analyse desselben in 
Teilen der radikalen Linken nach wie vor keine oder nur 
eine marginale Rolle spielt. Ausreichend dokumentiert 
wurde diese Problematik bereits vor Jahren im Zusam- 
menhang mit der Diskussion um Goldhagen.‘ Pankow 
und Kunstreich warnen zwar zurecht vor einer Historisie- 
rung von Auschwitz, kommen allerdings zu einem nicht 
weniger bedenklichen Schluss, der es ihnen ermöglicht, 
die Gefahr eines »neuen Auschwitz« in der Wirkungs- 
macht islamistischer Gruppierungen zu sehen: » Für Juden 
ist die mit der Chiffre Shoa belegte Massenvernichtung das 
einschneidende Ereignis, in dem der, mit der Herausbildung 
des industriellen Kapitalismus sich entwickelnde moderne 
Antisemitismus sein genuines Anliegen — Vernichtung aller 
Juden — erstmals in gigantischem Ausmaß umsetzte und — 
das zeigen nicht zuletzt die islamistischen Aktivitäten — mit 
der vorzeitigen Beendigung seines Projekts durch 
Deutschlands Kriegsgegner seinen Vernichtungswillen längst 
nicht eingebüfst hat. Im zweiten Teil dieses Satzes wird 
die Vergleichbarkeit zwischen islamistisch motiviertem 
Antisemitismus und dem eliminatorischen Antisemitis- 
mus des NS (und letztlich Auschwitz als dessen Konse- 
quenz) nahegelegt. Entscheidende Klammer ist für 
Pankow und Kunstreich die Klassifizierung des Anti- 
semitismus in diesem Kontext als »Vernichtungsantise- 
mitismus«, dem, wie sie darstellen, die » Vernichtung der 
Juden als allein bestimmendem Zweck« zugrunde liegt. 
Während sich dieses Merkmal zweifellos auf den NS- 
Antisemitismus anwenden lässt, bedarf die Analyse des is- 
lamistischen Antisemitismus einer gesonderten Betrach- 
tung. Als Beleg für das Vernichtungspotential desselben 
führen die Autoren den Anschlag auf das WTC vom 11. 
September 2001 an: »Es stimmt: Die heutigen Islamisten 
sind noch nicht so weit. Am 11. September 2001 wurden 
verst« knapp ein Promille — vielleicht weniger— der von den 
Nazis ermordeten Juden umgebracht ... Doch sagt das etwas 
aus über das Verhältnis von industriell oder nichtindus- 


semitismus in der arabischen Welt belegen. Es müsste zu- 
nächst definiert werden, was den »islamistischen Antise- 
mitismus« im Einzelnen ausmacht und worin sich etwa 
al-Qaida, Hamas und vor allem auch die säkularen paläs- 
tinensischen Strömungen ähneln und/oder unterschei- 
den. Niemand kann das Vernichtungspotential des 11.9. 
bestreiten, die These jedoch, das Hauptmotiv sei die Ver- 
nichtung von Jüdinnen und Juden gewesen, ist ebenso 
spekulativ wie die, dass es eine offene Zusammenarbeit 
zwischen den verschiedenen islamistischen Gruppen gibt. 
Eine solche wäre aber Vorraussetzung für die These einer 
»islamistischen Internationale«, wie sie von der Bahamas 
kolportiert wird. Dass der Antisemitismus Bestandteil 
islamistischer Gruppen ist, läßt sich einfach nachweisen. 
Die Grundlage für den nationalsozialistischen Antisemi- 
tismus bildete jedoch der völkische Nationalismus, der in 
Deutschland eine lange Tradition hat und bei den Isla- 
mistInnen eher sekundär ist. Während IslamistInnen sich 
vor allem als religiöses Kollektiv definieren, aus dem Ho- 
mosexuelle, Liberale und Säkulare etc. ausgeschlossenen 
werden sollen, beinhaltet die nationalsozialistische Idee 
von »Volksgemeinschaft« die konkrete Vorstellung einer 
angeblich existenten »höherwertigen« deutschen Rasse. 
Jüdinnen und Juden wurden von den Nazis und ihren 
AnhängerInnen nicht »nur« als Gefahr für die gesamte 
Welt, sondern vor allem als Gefahr für dieses rassisch 
definierte Kollektiv gesehen. Gleichzeitig funktionierte 
die nationalsozialistische Rassenideologie nach »innen«: 
Aus dem Kollektiv wurden auch diejenigen zunächst aus- 
gegrenzt und später verstümmelt und ermordet, die als 
»wertlose« Deutsche galten. Erinnert sei an dieser Stelle 
an das »Gesetz zur Verhütung erbkranken Nachwuchses«, 
auf dessen Grundlage sogenannte »Asoziale« und Behin- 
derte sterilisiert und und/oder ermordet wurden — das 
Euthanasieprogramm der Nationalsozialisten dürfte hin- 
reichend bekannt sein. Etwas ähnliches lässt sich bei den 
IslamistInnen nicht finden, im Gegenteil. Das soziale 
Modell etwa der Hamas ist zwar in dem Punkt mit dem 
nationalsozialistischen vergleichbar, dass beide ein korpo- 
rativistisches Wohlfahrtsmodell propagieren, in dem alle 
Klassengegensätze ausgesöhnt würden. Auf der anderen 
Seite basiert die islamistische Gemeinschaft aber nicht 
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auf Rassismus — die Hamas predigt bzw. praktiziert viel- 
mehr die soziale Unterstützung der schwächsten Glieder 
der Gesellschaft anstatt deren Verstümmelung oder Ver- 
nichtung, soweit sie sich den Regeln der Gesellschaft 
unterwerfen.’ 

In unserem Text in der Phase 2.08, in dem wir uns 
kritisch mit den Thesen von Volker Weiß auseinan- 
dergesetzt haben,’ wurde auf die möglichen Ge- 
meinsamkeiten zwischen islamistischer und national- 
sozialistischer Ideologie hingewiesen. Wir sehen nach 
wie vor Anknüpfungspunkte, die auch deshalb ge- 
fährlich sind, weil sie in einigen Fällen zu realen 
Allianzen zwischen deutschen Nazis und IslamistInnen 
führen. Diese Feststellung impliziert allerdings noch 
lange nicht, dass beide Bewegungen und deren 
Ideologien einfach gleichzusetzen sind. Die ständige 
Parallelisierung der Vernichtungspolitik deutscher Tä- 
terInnen im NS mit der heutigen Situation in völlig an- 
deren Teilen der Welt birgt die Gefahr, jene Zeiten 
linksradikaler Politik wiederzubeleben, in denen der Fa- 
schismusbegriff allzu beliebig eingesetzt wurde. Wie ein- 
deutig diese historischen Parallelen gezogen werden, 
wird in dem bereits zitierten Text der Bahamas deutlich: 
»An einem Wendepunkt, der durchaus nicht unverwandt ist 
mit dem, den die faschistische Aggression gegen die spanische 
Republik 1936 bedeutete und der die Entscheidung ver- 
langte, für diese Republik als Symbol des Widerstandes 
gegen den Nationalsozialismus und seine spanischen und 
italienischen Verbündeten zu kämpfen, wird man sich 
entscheiden müssen: Für die bewaffnete Selbstverteidigung 
Israels als Kristallisationspunkt eines weltweiten Kampfes 
gegen den barbarischen Antikapitalismus.« Der Text endet 
mit dem programmatischen Aufruf »Es heißt jetzt schon 
Front zu beziehen gegen den faschistischen Solidarpakt der 
Völker. 

Während in den siebziger und achtziger Jahren der 
Großteil der deutschen Linken den »neuen Faschismus« 
vor allem in den USA und Israel ausmachten und sich 
damit letztlich der deutschen Geschichte unter antiim- 
perialistischen Vorzeichen entledigten, sind es ausgerech- 
net Teile der Antideutschen, die unter umgekehrten Vor- 
zeichen ähnlich binär argumentieren. Demnach gelte es 
heute, die Staaten, die für das bürgerliche Glücksverspre- 
chen ständen, namentlich Israel und die USA, in ihrem 
angeblichen Kampf gegen eine »faschistisch-islamisti- 
sche Internationale« zu unterstützen, da sie »den be- 
waffneten Widerstand gegen eine Welt« wagen würden, 
in der die Faschisten (namentlich Islamisten) auf dem 
Vormarsch seien. Die Argumentation ist deshalb noch 
nicht inhaltlich gleich, schließlich kann den Anti- 
deutschen, von denen hier die Rede ist, schwerlich un- 
terstellt werden, sie wollten sich der deutschen Ge- 
schichte entledigen, wie es jenen Linken nachgesagt wer- 
den kann, die ausgerechnet in Israel den Faschismus neu 
zu entdecken glaubten. Die Herangehensweise bleibt 
jedoch vergleichbar und beinhaltet in beiden Fällen die 
Aufgabe einer differenzierten Sichtweise zugunsten eines 
einfachen, schematischen Weltbildes, in dem »Freund« 
und »Feind« leicht auszumachen sind. Gleichzeitig 
fungiert das Vokabular als bewusstes Stilmittel. Wer 
heute etwa von »Volksgemeinschaft« oder »Judenver- 
nichtung« redet, weiß, welches Assoziationen damit 
verknüpft sind. 


Israel als »antifaschistischer Hort« 


Während seit Anfang der neunziger Jahre eine Aufarbei- 
tung des Antisemitismus in der radikalen Linken einge- 
setzt hatte, die einige Erfolge nach sich zog, sprossen nach 
Beginn der sogenannten »Al-Aksa-Intifada« antizionisti- 
sche und antisemitische Pamphlete aus dem Boden oder 
wurden aus den Mottenkisten geholt. Der Antisemitis- 
mus in der Linken erlebte ein Revival, dessen Höhepunkt 
die Demonstration im April 2002 in Berlin zum »Tag des 
Bodens« darstellte, auf der palästinensische IslamistInnen 
mitliefen, Menschen mit Israelfahne der Hitlergruß ge- 
zeigt und offen »Tod den Juden« skandiert werden konn- 
te — und das vor den Augen beteiligter deutscher Linker. 
Neben dem seit dem 11. September zu verzeichnenden 
Anstieg des Antisemitismus veränderte sich auch die 
Position Israels in der Welt. Die aktuelle Gefahr für den 
Staat Israel liegt jedoch weniger in einer direkten mili- 
tärischen Bedrohung, sondern vielmehr in der schlei- 
chenden diplomatischen Isolierung und der damit ein- 
hergehenden Parteinahme und Unterstützung für die 
Intifada. Diese drückt sich auch in der finanziellen Unter- 
stützung der EU aus, mit deren Gelder etwa antisemiti- 
sche Schulbücher des palästinensischen Erziehungsminis- 
teriums bezahlt und Terrorgruppen unterstützt wurden. 
In den Texten der Bahamas und des »Berliner Bünd- 
nisses gegen die IG- Farben« wird allerdings immer wie- 
der suggeriert, Israels sei momentan in seiner Existenz be- 
droht und es gelte nun, die Vernichtung des Staates zu 
verhindern — auch wenn diese »Rettung« Israels realis- 
tisch natürlich unmöglich sei. Daraus folgt die Position, 
die nur noch die Entscheidung für das Absolute zulässt. 
In einem Flugblatt, das auf dem Jungle-World-Kongress 
zum 11. September in Berlin verteilt wurde, schreibt die 
Bahamas. »Auf dem Jungle-World-Kongress glaubt man, 
durch betont zur Schau getragene Gleichgültigkeit der zwin- 
genden Entscheidung aus dem Weg gehen zu können, sich 
entweder kompromisslos für die Verteidigung Israels auszu- 
sprechen oder gemeinsame Sache mit den Mordbuden zu 
machen«". Zweifel sind nicht erlaubt, ein »Herumlavie- 
ren« erscheint nicht nur als analytische Schwäche, son- 
dern zieht gleich den Vorwurf auf sich, in Wahrheit etwas 
anderes zu meinen, sprich: Wer nicht kompromisslos 
»Waffen für Israel« fordert, will letztlich doch nur die 
Vernichtung des jüdischen Staates. Die Forderung 
»Waffen für Israel« beinhaltet jedoch noch einen anderen 
Aspekt, der wiederum auf ein problematisches Ge- 
schichtsverständnis verweist. Die israelische Armee wird 
nicht mehr als Armee eines besonderen bürgerlichen 
Staates angesehen, dessen Existenz als Zufluchtsort für 
Jüdinnen und Juden in den Zeiten kapitalistischer Barba- 
rei unbedingt notwendig bleibt, sondern vielmehr zur an- 
tifaschistischen Truppe hochstilisiert. Dazu passt auch 
der Verweis der »Antifaschistischen Aktion Giessen« auf 
ihrer Homepage. Unter dem Namen »Antifaschistische 
Aktion Ramallah« findet sich dort ein Link zur Home- 
page der israelischen Armee. Was zunächst als Witz oder 
Provokation daherkommt, beinhaltet allerdings ein gehö- 
riges Maß an Projektion. Es scheint, dass es auch Teilen 
der reflektierten Linken nicht gelingt, Jüdinnen und Ju- 
den in Israel als das wahrzunehmen, was sie zunächst sind 
— bürgerliche Subjekte — ohne sie entweder zu heroisieren 
oder kollektiv zu Opfern zu stilisieren. Die Tatsache, dass 
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” Die unterschiedlichen 
Strategien und Flügel 
innerhalb der Hamas 
werden in einem Band 
des Tami Steinmetz 
Center for Peace 
Research dargestellt: 
Shaol Mishal/Sela 
Avraham, Hamas. A 
behavioural profile, 
Research Preport Series 
7, Tel Aviv 1997. 


® Phase 2 Göttingen, 
Arabischer Antisemi- 
tismus, Islamismus und 
der NS, Phase 2.08 
(2003), S. 64-67. 


° »Krieg dem Baath- 
Regime. Waffen für 
Israel«, a.a.O. 


" Flugblatt der 
Bahamas zum Jungle- 
World-Kongress, 
Februar 2002. 


" Eine ähnliche 
Sichtweise auf Israel 
und seine jüdischen 
Bewohnerlnnen bestim- 
mte bis zum »6-Tage- 
Krieg« 1967 die 
Wahrnehmung der zu 
diesem Zeitpunkt 
durchaus Israel-solidari- 
schen und bisweilen 
philosemitischen 
deutschen bürgerlichen 
und linken Öffent- 
lichkeit. Während die 
Israelis zunächst als 
schwache Opfer der 
arabischen Bedrohung 
galten, stilisierte ins- 
besondere die Sprin- 
gerpresse Israel nach 
1967 zu einem Staat 
voller Helden, dem es 
gelungen war, seine 
Wehrhaftigkeit zu 
beweisen. Die realen 
Verhältnisse in Israels 
spielten bei diesen pro- 
jektiven Sichtweisen 
keine Rolle, vielmehr 
wurde vor dem 
Hintergrund deutscher 
Befindlichkeiten ein 
Israel-Bild entworfen, 
welches sich mit den 
eigenen Vorstellungen 
über Juden und 
Jüdinnen deckte. 


" Bündnis gegen IG 
Farben, Nicht objektiv, 
sondern parteilich, 
Phase 2.05 (2002), 

S. 27. 


": Ingo Way, Studieren 
gegen Israel. Die 
Universität Bir-Zeit und 
ihre deutschen Bewun- 
derer, in: Bahamas 35 
(2001), S. 56-58. 
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“ Diese Erklärung wur- 
de in diversen deut- 
schen und internationa- 
len Tageszeitungen 
zitiert, die komplette 
Übersetzung kann auf 
der Seite von MEMRI 
(www.memri.org) 
aufgerufen werden. 
Nusseibeh war es auch, 
der gegenüber dem 
Spiegel erklärte, er sei 
bereit, ein generelles 
Rückkehrrecht der Pa- 
lästinenserInnen 
aufzugeben. Ausge- 
rechnet sein Büro in der 
Jerusalemer Al-Kuds- 
Universität wurde nur 
wenige Tage später von 
der israelischen Polizei 
gestürmt und besetzt. 


' Diese Widersprüch- 
lichkeit zeigt sich auch 
in dem Konflikt zwis- 
chen palästinensischen 
Linke, der PLO und der 
Hamas. So kam es u.a. 
in den achtziger Jahren 
immer wieder zu mili- 
tanten Übergriffen der 
IslamistInnen auf 
Einrichtungen der PFLP. 
Heute gibt es zwar ein 
strategisches Bündnis 
zwischen PFLP und 
Hamas, dies bedeutet 
allerdings noch lange 
nicht, dass die Konflikte 
zwischen IslamistInnen 
und Säkularen damit 
gelöst wären. Am deut- 
lichsten lassen sich die 
unterschiedlichen ge- 
sellschaftlichen Vorstel- 
lungen von völlig unter- 
schiedlichen Lebens- 
weisen aufzeigen, wenn 
man etwa die kulturelle 
und politische Situation 
in Ramallah mit der in 
Gaza vergleicht. Ein 
Spaziergang in 
Ramallah reicht aus, um 
festzustellen, dass 
zumindest im Stadtbild 
die Säkularen domi- 
nieren, auch die Hamas 
kann nicht verhindern, 
dass es zahlreiche 
Frauen gibt, die in 
Spagettitops und 
geschminkt durch die 
Gegend laufen und sich 
im örtlichen Kino 
amerikanische 
Spielfilme ansehen oder 
in den Kneipen und 
Cafes sitzen, sofern sie 
es sich noch leisten 
können. 


's Initiative 
Sozialistisches Forum 
(ISF), Der 
Kommunismus und 
Israel, Bahamas 38 
(2002). 
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sie sich als StaatsbürgerInnen Israels von anderen bür- 
gerlichen Subjekten auf abstrakter Ebene unterscheiden, 
ändert nichts daran. Wer erkannt hat, dass Israelis als 
Israelis und vor allem als Jüdinnen und Juden immer ge- 
fährdet bleiben, solange es Antisemitismus gibt (es ist 
eben diese Tatsache, die sie von anderen bürgerlichen 
Subjekten unterscheidet), muss diese Erkenntnis noch 
lange nicht auf die einzelnen Subjekte übertragen und 
sie deshalb lediglich als potentielle Opfer wahrneh- 
men.!' In einem Interview mit der Phase 2 erklärte das 
»Berliner Bündnis gegen IG Farben« etwa: » Für uns steht 
der Kampf Israels in der Tradition des Aufstands im 
Warschauer Ghetto.«” In die Israel Defense Force wird 
also hinein projiziert, was klassische AntiimperialistIn- 
nen in der palästinensischen Bewegung gesehen haben 
und sehen. Damit wird nicht nur suggeriert, dass Selbst- 
verteidigung von Jüdinnen und Juden nur dann berech- 
tigt ist, wenn sie dem hehren Ziel des Antifaschismus 
folgt, nein, es wird aus der Selbstverteidigung ein politi- 
sches Motiv. Jene Gleichsetzung Israels mit einem »anti- 
faschistischen Projekt« findet sich bei diversen antideut- 
schen Gruppen. So zeugt die Umgestaltung des Antifa- 
Aktionssymbols, bei dem je nach Standpunkt die schwar- 
ze oder die rote Fahne durch die israelische ersetzt wird, 
von einer Projektion, in der Israel zu dem wird, was 
deutsche Linke nie hatten: zum real existierenden anti- 
faschistischen Projekt, in dem sie all ihre Sehnsüchte 
verwirklicht sehen. Folgerichtig müssen alle militäri- 
schen Aktionen in den palästinensischen Gebieten als 
»Notwehr« und damit als Bestandteil eines antifaschis- 
tischen Kampfes wahrgenommen werden, da die Paläs- 
tinenserlnnen, so die Wahrnehmung, ein antisemiti- 
sches Mordkollektiv darstellen. In einem Aufruf der Ba- 
hamas und des »Berliner Bündnis gegen IG Farben« be- 
züglich einer NPD-Demonstration in Berlin, die gegen 
den Besuch des israelischen Präsidenten Moshe Katsav 
aufmarschierten, heißt es gar: »Es besteht deutscherseits 
unmittelbar vor dem Irakkrieg kein Interesse, anzuerken- 
nen, dass Israel aktuelle in hohem Maße bedroht ist und 
fast täglich Israelis ermordet werden, weil sie Juden sind. 
Bedroht und angegriffen von den Palästinensern, denen auf 
absehbare Zeit hin nur militärisch durch Großrazzien und 
Besetzungen, durch Liquidierungen der Hauptakteure im 
judenmordenden Bombengeschäft, durch Gefangenen- 
nahme etc., also nur durch die dauerhafte Präsentation 
militärischer Überlegenheit, beizukommen  ist.« Auch 
wenn wir es einerseits keineswegs bedauern, wenn die ei- 
ne oder andere Führungspersönlichkeit der Hamas li- 
quidiert wird, impliziert die obige Aussage andererseits 
eine unzulässige Rationalisierung aller militärischen Ak- 
tionen Israels. Damit findet ein positiver Bezug auf 
jegliche Formen staatlicher Repressionen statt, die in 
den besetzten Gebieten die verschiedensten Formen hat 
und schon an der kleinsten Straßensperre praktiziert 
wird. Eine rein militärische Lösung des Nahost- 
konfliktes ist eben nicht möglich. 


Die Darstellung der palästinensischen Gesellschaft 


Ein immer wieder beliebter Begriff der Bahamas ist das 
angeblich vorhandene palästinensische »Mordkollektiv« 
dessen Existenz an keiner Stelle ausreichend belegt 
wird. Vielmehr listen die AutorInnen der Bahamas Zi- 


tate einzelner PLO-PolitikerInnen auf, die den kollek- 
tiven Antisemitismus aufzeigen sollen. Abgesehen 
davon, dass eine solche Herangehensweise methodische 
Mängel ausweist, beinhaltet sie ein anderes grundsätz- 
liches Problem. Die auch im Bezug auf den Antisemi- 
tismus vorhandene Notwendigkeit der Differenzierung 
wird ignoriert. Der palästinensische Antisemitismus ist 
nicht zu rechtfertigen, schon gar nicht in dem Stil, wie 
es einige Linke immer wieder mit dem Verweis auf die 
Realitäten in den besetzten Gebieten tun (auf diese 
Problematik haben wir u.a. in unserer Kritik an Volker 
Weiß in der Phase 2.08 hingewiesen). Es bleibt dennoch 
ein Unterschied zwischen Antisemitismus und 
Vernichtung bestehen, der nicht einfach verwischt wer- 
den sollte. Gerade vor dem Hintergrund der Geschichte 
des europäischen Antisemitismus hat sich gezeigt, dass 
nicht etwa der Antisemitismus in Frankreich oder der 
Sowjetunion zu Auschwitz geführt hat, sondern die 
spezifisch deutsche Variante. Dennoch lassen sich zahl- 
reiche Belege für einen durch weite Teile der Gesell- 
schaft getragenen Antisemitismus im Frankreich des 19. 
und 20. Jahrhunderts finden. Nun kann man einwen- 
den, dass sich der Antisemitismus in den besetzten Ge- 
bieten in Selbstmordattentaten äußert und damit eine 
eindeutig andere Qualität aufweist. Dies ist zwar einer- 
seits richtig, andererseits gibt es keinen Beleg für die 
These eines »antisemitischen Mordkollektivs«. Schließ- 
lich besagt auch die Unterstützung für die Selbstmord- 
massaker noch nicht, dass alle PalästinenserInnen mit 
den weitergehenden Zielen der IslamistInnen überein- 
stimmen bzw. selber am liebsten so viele Jüdinnen und 
Juden wie möglich umbringen wollen. Vielmehr kann 
davon ausgegangen werden, dass viele Palästinenser- 
Innen in Anlehnung an den Rückzug aus dem Süd- 
libanon davon ausgehen, die israelische Regierung kön- 
ne anhand dauerhafter Eskalation unter Druck gesetzt 
und eine Ende der Besatzung von Westbank und Gaza 
auf diesem Weg erreicht werden. Auch die partielle Un- 
terstützung der Hamas durch säkulare Kräfte bzw. die 
Attentate von Arafats Brigaden kann die wesentlichen 
ideologischen Unterschiede, die übrigens schon in den 
achtziger Jahren zu militanten Auseinandersetzungen 
zwischen der Fatah und der Hamas führten, nicht ver- 
wischen. Für einen Bahamas-Autor wie Ingo Way spie- 
len solche Aspekte allerdings keine Rolle. Ausgehend 
von der Vorstellung einer homogenen palästinensischen 
Gesellschaft kritisiert er in seinem Text über die Bir Zeit 
Universität'’ die palästinensischen UnterzeichnerInnen 
eines Aufrufs, der sich u.a. gegen den Verlauf der Inti- 
fada und deren zunehmende Militarisierung und Isla- 
misierung richtete, dafür, dass sie ein Rükkehrrecht für 
die palästinensischen Flüchtlinge forderten und stellt 
sie aufgrund dessen in eine Reihe mit denjenigen, die 
sich die Vernichtung Israels auf die Fahnen geschrieben 
haben. Er ignoriert damit nicht nur die Tatsache, das 
jene Intellektuellen unter dem »Rückkehrrecht« etwas 
anderes verstehen als die Vernichtung Israels —- nämlich 
das Rückkehrrecht in den zukünftigen palästinensi- 
schen Staat sowie eine Entschädigung in den Fällen, in 
denen die Schuld des israelischen Militärs für die Ver- 
treibungen nachgewiesen werden kann — sondern er- 
geht sich in seinem Text in der Diffamierung der Uni- 
versität als islamistischem Hort. Seine Belege dafür 


stammen aus dem Jahr 1996 und 
beruhen auf zwei Erlebnisberichten. 
Dem könnten getrost zahlreiche andere 
Einschätzungen entgegengehalten wer- 
den. So z.B. die Tatsache, dass gerade in 
Bir Zeit in massiver Anzahl StudentIn- 
nen und DozentInnen anzutreffen sind, 
die IslamistInnen nicht nur offen kriti- 
sieren, sich freizügig kleiden und ihre 
Abende in den Diskotheken Ramallahs 
verbringen, sondern auch im regelmäßi- 
gen Austausch mit Israelis stehen. 
Scheinbar ist es durchaus möglich, die Is- 
lamistInnen anzugreifen und einen Aus- 
gleich mit Israel zu fordern. Das wohl 
bekannteste Beispiel für einen palästi- 
nensischen Kritiker der Intifada ist der 
PLO-Beauftragte für Jerusalem, Sari 
Nusseibeh, der im Juni 2002 einen Auf- 
ruf in der palästinensischen Zeitung ini- 
tiierte, den zunächst 55 palästinensische 
Intellektuelle unterschrieben und in dem 
es wortwörtlich heißt: » Aufgrund unserer 
nationalen Verantwortung und wegen der 
bedenklichen Lage, in der das palästinen- 
sische Volk sich befindet, hoffen wir, die 
Unterzeichner, dass diejenigen, die hinter 
den Militäraktionen stehen, die auf die 
Schädigung von Zivilisten in Israel zielen, 
ihre Vorgehensweise überdenken und damit 
aufhören, unsere Jugend dazu anzutreiben 
diese Operationen auszuführen, denn wir 
sehen nicht, dass sie zu anderen Ergebnis- 
sen führen als zunehmendem Hass, Feind- 
seligkeit und Feindschaft zwischen zwei 
Völkern, die die Kluft zwischen ihnen ver- 
tiefen und die Möglichkeit zerstören, dass 
beide Völker nebeneinander in Frieden in 
benachbarten Staaten leben.«“ Trotz der 
nationalistischen Argumentation, die aus 
linksradikaler Perspektive sicherlich zu 
kritisieren ist, wird eindeutig das Ziel 
eines dauerhaften Zusammenlebens in 
zwei Staaten formuliert, dass einen 
Wunsch nach Vernichtung ausschließt. 
Vor dem Beginn der sogenannten »Al- 
Aksa-Intifada« gab es zumindest im klei- 
nen Rahmen einen regelmäßigen Aus- 
tausch zwischen israelischen und palästi- 
nensischen Intellektuellen, gerade Ra- 
mallah wurde von vielen Israelis heimge- 
sucht, gemeinsame kulturelle Program- 
me fanden statt. Vereinzelt gibt es diese 
Zusammenkünfte heute noch, vor allem 
zwischen israelischen Peace-Now-Akti- 
vistInnen und gemäßigten Palästinenser- 
Innen. Spricht dies nicht gegen einen kol- 
lektiven Vernichtungswillen? 

Wir sind uns bewusst darüber, dass 
diese Positionen innerhalb der palä- 
stinensischen Gesellschaft derzeit mar- 
ginal sind. Sie beweisen jedoch, dass 
diese in sich widersprüchlicher ist, als es 


die Pamphlete mancher Antideutscher 
suggerieren.” 


Antifaschismus neu denken? 


Die Kritik an der deutschen Linken so- 
wie der Verklärung des Islamismus und 
des Antisemitismus in der arabischen 
Welt ist notwendig. In den meisten anti- 
deutschen Pamphleten der letzten Zeit 
wird jedoch inflationär mit Begriffen aus 
der NS-Forschung um sich geworfen, die 
wahlweise auf verschiedene Gesellschaf- 
ten übertragen werden und eine differen- 
zierte Sichtweise u.a. auf den Nahost- 
konflikt versperren. 

Während gerade die deutsche Ge- 
schichte für Gruppen wie die Bahamas 
von fundamentaler Bedeutung ist, und sie 
damit die »Geschichtslosigkeit« innerhalb 
der Linken in Frage stellen könnten, 
bleibt die Hoffnung, in diesen Teilen der 
antideutschen Kreise einen respektablen 
Umgang mit der Historie vorzufinden, 
getrübt. Vor den »großen Strukturen« und 
einem binären »schwarz-weiß« Weltbild 
verschwinden auch hier die Subjekte der 
Geschichte, gerät die Bedeutung des 
Details aus den Augen. Anhand von: pro- 
pagandistischen Schlagwörtern wird ver- 
sucht, sich die Welt heute zu erklären. 
Aussagen wie »Ariel Sharon jedenfalls, der 
Zionist und praktische Antifaschist, ist dem 
aufgelösten Rätsel der Geschichte näher als 
die deutsche Linke, deren »Antifaschismus« 
sich als Aufstand der Anständigen a la 
Gerhard Schröder oder als Solidarität mit 
dem palästinensischen Volk ausagiert'“, 
spiegeln die absurde Vorstellung wieder, 
Israel sei allein deshalb ein antifaschisti- 
sches Projekt, weil der Zionismus die Ant- 
wort auf die zum Scheitern verurteilte 
Aufklärung ist. 

So richtig und wichtig es ist, die Ge- 
fahren des Antisemitismus sowohl in 
Deutschland als auch überall auf der Welt 
zu benennen, so unsinnig ist es, sich die 
Welt anhand von einigen wenigen Be- 
zugspunkten zurecht zu zimmern. Statt 
sich jedoch in eigene Identitäten zurück- 
zuziehen, sollte eine Kritik der Verhältnis- 
se entwickelt werden, die der derzeitigen 
Weltlage gerecht wird. Dazu gehört selbst- 
verständlich die Bereitschaft, traditionelle 
linke Schemata zu hinterfragen und 
regressive Ideologien auch dort zu be- 
kämpfen, wo sie sich innerhalb der deut- 
schen Linken tummeln, wie es etwa in 
Teilen der Antiglobalisierungs- oder Anti- 
kriegsbewegung der Fall ist. 
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' zitiert nach Holger 
Schatz, Andrea 
Woeldike, Freiheit und 
Wahn deutscher Arbeit. 
Zur historischen 
Aktualität einer folgen- 
reichen antisemitischen 
Projektion, 
Hamburg/Münster 
2001, S.164. 


? BgR Leipzig, Das Pro- 
jekt Zivilgesellschaft, in: 
Phase 2.08, S. 32. 


® Karl Marx, Zur Kritik 
der Hegelschen Rechts- 
philosophie. Einleitung, 
MEW Bd. 1, S. 388, 


* BgR Leipzig, Das 
Projekt..., S. 32. 


° Heinz Langerhans, Die 
nächste Weltkrise, der 
zweite Weltkrieg und 
die Weltrevolution, in: 
Karl Korsch, Krise des 
Marxismus, 
Gesamtausgabe, Bd. 5, 
Amsterdam 1996, 

S. 770f., hier zitiert 
nach: Gerhard Scheit, 
Totalität und Krise des 
Kapitals, in: Streifzüge 
4/2000, S. 2. 


s vgl. Phase 2, 
Göttingen, Verbrechen 
ist kein Faschismus 
sondern eine Meinung. 
Postfaschismus nach 
der Postmoderne, in: 
Phase 2.03, 

Ss. 38ff. 
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Zivilgesellschaft von oben ist keine 


KARL MARX HATTE RECHT, ALS ER SAGTE, DASS DIE DEUTSCHEN 
EINE VOLKSGEMEINSCHAFT BLEIBEN 


irtschaft ist nicht mehr die Sicherung von Ar- 
\V beitsplätzen und die Wahrung des Wohlstan- 

des für alle Bürger. Sie verkommt zur unge- 
nierten Geldvermehrung immer weniger Superreicher. 
Durch unkontrollierte multinationale Konzerne werden 
Millionen von Arbeitsplätzen vernichtet. Riesige Geldbe- 
träge werden Tag für Tag um die Welt geschoben für 
Luftgeschäfte, die keinen Bezug zur realen Arbeitswelt 
haben.« Das ist eine Aussage mitten aus der Zivilgesell- 
schaft. Aber nicht von Attac, nicht vom DGB, nicht von 
der PDS, sondern aus dem Aufruf »Heraus zum 1. Mai 
2000« der Kameradschaft Gera.' Wenn diese Kamerad- 
schaft mit dieser Aussage dann auf die Straße geht, be- 
kommt sie es, spätestens seit dem »Antifa-Sommer 
2000«, mit den anderen Teilen der Zivilgesellschaft zu 
tun, die zwar die gleichen Aussagen machen und die glei- 
chen Palitücher tragen, sich aber »gegen Neonazis« enga- 
gieren. Die Beschreibung der Gesellschaft mit soziolo- 
gisch/politologischen Begriffen wie »Zivilgesellschaft« hat 
mit Kritik ungefähr genauso viel zu tun wie Sozialarbeit 
mit der Abschaffung des Kapitalverhältnisses: nichts. Be- 
ziehungsweise weniger (und schlimmer) als nichts: Es 
trägt zur Verfestigung der Verhältnisse, über die im Fol- 
genden zu reden sein wird, bei. 


Zwischenruf aus Anlass einer unkritischen Debatte 


Wer Gesellschaft kritisieren will, wird um die kritische 
Aneignung von Ökonomie und Geschichte nicht herum- 
kommen. In Deutschland bedeutet das, die spezifische 
Verlaufsform der Wertvergesellschaftung in Betracht zu 
ziehen, auch wenn es um das Begreifen derzeitiger Ver- 
fasstheit der Gesellschaft geht. Es kommt also anders ge- 
sagt darauf an, »ein politisches Projekt, das originär von 
verschiedenen gesellschaftlichen Gruppen, wie z. B. der 
Bundesregierung, politischen Stiftungen, bundesdeut- 
schen Think Tanks, Zeitung und Zeitschriften etc. als 
Zielvorstellung neuer Gesellschaftlichkeit betrachtet 
wird«, nicht mit deutscher Realität zu verwechseln, wie 
es das Bündnis gegen Rechts Leipzig (BgR) macht. 

In Deutschland hat keine bürgerliche Revolution 
stattgefunden. Was Karl Marx 1843 geschrieben hat, gilt 
noch heute: »Nicht die radikale Revolution ist utopischer 
Traum für Deutschland, nicht die allgemein menschliche 
Emanzipation, sondern vielmehr die teilweise, die nur 
politische Revolution, die Revolution, welche die Pfeiler 
des Hauses stehenläßt.«° Wegen der ausgebliebenen bür- 


gerlichen Emanzipation kann es in Deutschland schlicht 
keine solche Zivilgesellschaft geben, wie sie die So- 
ziologie/Politologie zum Beispiel für die USA beschreibt. 
Diese Erkenntnis spielt auch in der Phase 2-Debatte eine 
gewisse Rolle, wenn es zum Beispiel heißt: »In 
Ermangelung einer solchen »Zivilgesellschaft von unten« 
wird in Deutschland versucht, eine »Zivilgesellschaft von 
oben« zu initiieren.«‘ Für eine Kritik der gesellschaft- 
lichen Verhältnisse, die deren Abschaffung zum Ziel hat, 
ist das Aufzeigen deutscher Kontinuitäten, von denen im 
folgenden die Rede ist, unerlässlich. 


»Staatssubjekt Kapital« (Heinz Langerhans) 


Gerhard Scheit hat in verschiedenen Artikeln (und im 
Buch Die Meister der Krise) darauf aufmerksam gemacht, 
dass Hannah Arendts Kennzeichnung der Volksgemein- 
schaft als »Bündnis zwischen Kapital und Mob« bereits 
vorher von Heinz Langerhans in seiner Untersuchungs- 
haft 1934 beschrieben worden ist: »Die Weltkrisen haben 
Kapital und Staat, jene beiden Seiten des gesellschaft- 
lichen Grundverhältnisses zu einem einzigen Schutzpan- 
zer eingeschmolzen, um deren Fortbestand zu sichern. 
Aus dem automatischen Subjekt Kapital mit dem Garan- 
ten Staat als besonderem Organ ist das einheitliche 
Staatssubjekt Kapital geworden.«° Mit dem Fortwirken 
dieser Krisenerscheinung, mit der zwar geänderten aber 
dennoch weiterwirkenden Volksgemeinschaft, die nur 
ökonomie- und ideologiekritisch, nicht jedoch soziolo- 
gisch/politologisch zu fassen ist, haben wir es auch heute 
in Deutschland zu tun. Unter dem Stichwort Postfaschis- 
mus gab es zu diesem Thema auch in Phase 2 schon Er- 
hellenderes° zu lesen als Auszüge aus Aufsätzen von 
Gerhard Schröder’. 

Entscheidend für die deutsche Variante des Staats- 
subjekts Kapital und damit der Aussöhnung von Kapital 
und Arbeit (wie sie neulich wörtlich auch vom Bundes- 
kanzler beschworen wurde und wie sie im Bündnis für 
Arbeit versucht wurde zu praktizieren) ist, dass die Be- 
völkerung sich mit diesem Staatssubjekt Kapital identi- 
fiziert und dass »das Real-Abstrakte, das die Individuen 
stets auf den Warencharakter ihrer Arbeit zurückwarf, 
der Wert, [...] in Gestalt des Judentums personifiziert 
und das wirkliche Judentum, als Personifizierung des 
Abstrakten [...] nicht nur verbannt, sondern vernichtet 
wurde. [...] Noch das Wirtschaftswunder und die heu- 
tige Stabilität der deutschen und österreichischen Zivil- 


gesellschaft haben in dieser massenmörderischen Identi- 
fikation ihren Ursprung, und es deutet sich bereits an, 
dass dieser Ursprung in der nächsten großen Krise 
freigelegt werden könnte.« 

An dieser Kontinuität haben auch die beiden »Zäsu- 
ren«, die von den Zivilgesellschaftsanalytikern gern ins 
Feld gebracht werden und die unter den Labels »68« und 
»89« firmieren, nichts geändert. Im Gegenteil: sie haben 
zur Verstätigung der Verhältnisse beigetragen. An die 
Stelle des autoritären Verordnungsstaates traten, von der 
Studentenbewegung und von den neuen Linken betrie- 
ben, die »Forderungen nach »mehr Demokratie«, »Mitbe- 
stimmung«, »Selbstverwaltung: und »Eigenverantwor- 
tung«® und damit nach dem »totalen Konsens« (Agnoli). 
»In der nachbürgerlichen Gesellschaft, in der des Postna- 
tionalsozialistischen Deutschlands zumal, Demokratie zu 
fordern, kann nichts anderes heißen als Ermutigung zur 
Selbstjustiz und Aufforderung zum Amoklauf«', schreibt 
Clemens Nachtmann und skizziert das Subjekt, an das 
derartige Forderungen gerichtet werden, als »das faschi- 
sierte Subjekt, dem die Relativierung eigener Interessen 
an staatspolitischen Notwendigkeiten, die eigenverant- 
wortliche Entindividuierung, zur zweiten Natur geworden 
ist.«! Wegen dieser Subjektkonstitution wird man in 
Deutschland, die Antideutsch-Kommunistische Gruppe 
Leipzig (AKG) hat verschiedentlich darauf hingewiesen’, 
kaum jemanden finden, der für seine eigenen Interessen 
sich zum Protest begibt, sondern immer nur Aufmärsche 
beobachten müssen, die wahlweise für den deutschen 
Standort (und gegen die undeutsche Globalisierung), für 
den deutschen Frieden oder für Deutschland-ohne-Neo- 
nazis stattfinden. Je vereinzelter die Individuen in Zeiten 
der Krise sich finden, desto größer ist ihre Sehnsucht 
nach Gemeinschaft. Gerhard Scheit spricht in dem sehr 
erhellenden Aufsatz Die Meister der Krise. Über den Zu- 
sammenhang von Vernichtung und Volkswohlstand von 
einer »Privatisierung der Volksgemeinschaft«'. Die heute 
vorzufindende Verfasstheit der Deutschen ist nicht eins- 
zu-eins die Volksgemeinschaft des Nationalsozialismus, 
sondern eine Gemeinschaft von vereinzelten Volksgenos- 
sen, »umso mehr Volk, je mehr [sie] den Souverän verin- 
nerlicht, Staat und Kapital in sich bereits versöhnt hat.«“ 
Der Führer-Typus dieser Gemeinschaft gibt sich volks- 


oder wenn zu Kriegsbeginn die Fahnen vorm Rathaus auf 
Halbmast gesetzt werden, kann von Bürgerferne der 
Verwaltung nicht gesprochen werden. Allerdings auch 
nicht von repräsentativer Demokratie: Es »...wird sukzes- 
sive jene Distanz zurückgenommen, die in Form von Par- 
lament, Ausschüssen, Parteiapparaten und anderen [...] 
Institutionen geschaffen worden ist — eine Distanz, die es 
immer wieder auch erlaubt, gewisse Möglichkeiten einer 
Erziehungsdiktatur zu realisieren (etwa wenn Bruno 
Kreisky — Verkörperung des alten josephinisch-keynesia- 
nischen Regenten-Iypus — die Frage der Todesstrafe ex- 


plizit von einer Volksabstimmung ausschloss).«'‘ 
Arbeit 


Eine der wichtigsten Konstanten im Zusammenhang der 
Verfasstheit der Deutschen ist die Ideologie von der 
deutschen Arbeit. Holger Schatz und Andrea Woeldike 
schreiben in ihrem Buch Freiheit und Wahn deutscher 
Arbeit von dieser Ideologie als antisemitischer Projektion. 
Sowohl in der ost- als auch in der westdeutschen Nach- 
kriegsgesellschaft und verstärkt seit der Wiedervereini- 
gung hat die Bedeutung der Arbeit im Bewusstsein der 
Bevölkerung einen Stellenwert’, der es gebietet, die Ar- 
beit als entscheidend konstituierend für die Gemein- 
schaft der Deutschen zu kritisieren. Bevor das Projekt Zi- 
vilgesellschaft, dessen Analyse völlig ohne politökonomi- 
sche Kategorien auskommt, in Phase 2 seine Karriere be- 
gann, war in der Veränstaltungsreihe Arbeiten lassen des 
BgR Leipzig‘ und in Phase 2.04 von diesem Thema zu 
Recht mehr die Rede. 

Dadurch, dass die Wertvergesellschaftung und damit 
das Regime der abstrakten Arbeit als quasi naturgesetz- 
lich anerkannt werden, das eigene Eingebundensein in 
diese Verhältnisse als schicksalhaft ideologisiert wird, 
entsteht Hass auf dasjenige, was diesem unbegriffenen 
Verhängnis scheinbar nicht ausgeliefert ist, auf das 
»jüdische Prinzip«. Auf diese Weise konstituiert sich die 
Gemeinschaft der »Schaffenden«. »Dies gilt insbeson- 
dere, wenn — wie an der deutschen Entwicklung deut- 
lich wurde — die Verinnerlichung des Arbeitsethos mit 
der Verinnerlichung von Staatlichkeit und Gemein- 
schaftsdenken nicht nur einhergeht, sondern dessen 


EINE DER WICHTIGSTEN KONSTANTEN IM ZUSAMMENHANG DER VERFASST- 
HEIT DER DEUTSCHEN IST DIE IDEOLOGIE VON DER DEUTSCHEN ARBEIT. 


nah, behauptet ein unmittelbares Verhältnis zu den »Bür- 
gern« zu haben und ist quasi idealtypisch verkörpert in 
Jörg Haider‘. Im »zivilgesellschaftlichen« Deutschland 
lässt sich derartiges an der Rhetorik von Bürokratieab- 
bau, Erhöhung der Effizienz von Verwaltung und »ge- 
meinsamer Kraftanstrengung« im Rahmen der Agenda 
2010 usw. nachweisen. Auch die Schrödersche Wahl- 
kampf-Friedens-Rhetorik war keinesfalls die Initialzün- 
dung der deutschen Friedensbewegung; sie war ein Hinter- 
herrennen und Umsatteln von Hochwasser-Mitmensch- 
lichkeit auf Friedens-Mitmenschlichkeit. Und wenn in 
Leipzig der Oberbürgermeister zusammen mit seinen 
Bürgern für eine nazifreie Stadt demonstriert und fast 
durch die Polizei von der Straße geräumt werden muss 


notwendige Bedingung darstellt.«'” Insbesondere dort 
also, wo das Staatssubjekt Kapital, das Bündnis zwischen 
Kapital und Mob (im Weiteren schreibt Hannah Arendt 
dann unökonomisch vom Bündnis zwischen Mob und 
Elite) zum entscheidenden Merkmal der Vergesellschaf- 
tung wird. Dass das spezifisch deutsche Verhältnis zur 
Arbeit nicht der Vergangenheit angehört, dass es also 
nicht durch zivilgesellschaftliche Ideologeme zurückge- 
drängt wird, lässt sich exemplarisch am immer wieder 
geäußerten Bedürfnis der Deutschen ablesen, »Schma- 
rotzer« und Arbeitsunwillige zu bestrafen bzw. zur Arbeit 
zu zwingen. Nicht das Interesse an der Verbesserung der 
eigenen materiellen Situation, sondern der (von unbe- 
wusstem Neid nicht unbeeinflusste) Drang nach 
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Abstrafung der Faulen ist es, der sich hier 
gesellschaftlich Bahn bricht. Diese deut- 
schen geschichtlichen Kontinuitäten wer- 


- den in der Krise, die mit der Erfahrung 


der eigenen Überflüssigkeit im Produk- 
tionsprozess und damit im synthetisieren- 
den Prinzip der Gesellschaft — der Wert- 
verwertung — einhergeht, nicht etwa abge- 
schwächt, sondern verstärkt. Nicht zivil- 
gesellschaftliche Organisation zur Elends- 
verwaltung von unten kennzeichnet daher 
die derzeitige deutsche Gesellschaft, son- 
dern die klassenübergreifende Verbrü- 
derung zum Wohl der Gemeinschaft. 
»Während französische Erwerbslose ten- 
denziell eher materielle Verbesserungen 
einfordern, steht hierzulande meist die Pa- 
role »Her mit den Arbeitsplätzen« auf dem 
Programm.«” 


Es geht nicht um Geld 


»Warum interessieren sich auf einmal die 
Amis für Fußball? Ganz klar: Es geht um 
Geld.« (Sportberichterstattung des Mit- 
teldeutschen Rundfunks)?! 


In Deutschland geht es um Gerechtig- 
keit und Moral. Und wenn der rheinische 
Kapitalismus krisenbedingt an sein Ende 
zu gelangen droht, wird umso härter 
gegen »Eigennutz« zu Felde gezogen. In 
Amerika sitzen die, die mit shareholder 
value (also mit Unternehmensentschei- 
dungen im Sinne der Anteilseigner) 
gegen die Gemeinschaft und ihre Ideolo- 
gie von der schaffenden Arbeit und vom 
»gesunden« Unternehmen handeln. Die- 
ses Verfahren wäre — wie sich alle beeilen 
zu erklären — in Deutschland schon ge- 
setzlich nicht möglich: Eigentum ver- 
‚pflichtet ... zum Handeln im Sinne der 
Volksgemeinschaft. Wenn die Abfin- 
dungen für Manager (Klaus Esser: 30 
Millionen) zu hoch werden, regt sich der 
Volkszorn. Dass das projektierte Arbeits- 
losengeld IT— nach der Zusammenlegung 
mit der Sozialhilfe im Juli 2004 — 290 
Euro (im Osten: 285) pro Monat betra- 
gen soll, führt nicht zu Protesten. Un- 
gerecht nämlich sind die Abfindungen, 
nicht das Arbeitslosengeld. Und wer die 
Abfindung nimmt, zieht von Neid ge- 
speiste Verachtung auf sich. Er ist drau- 
ßen und hat sich für die Gemeinschaft 
disqualifiziert. Dabei wird an den Staat 
appelliert, derartige Ungerechtigkeiten 
zu stoppen. 

Der Staat nämlich ist in Deutschland 
nicht ein Gesellschaftsvertrag, zu dem 
Einzelne sich in Beziehung setzen müs- 
sen, sondern das Denken ist derartig ver- 
staatet, der Staat so sehr internalisiert, 


dass die Aufgabe des Staates in der 
Verteidigung der Gemeinschaft gegen 
Eigennutz und Interessen gesehen wird. 
Die oben bereits erwähnte Volksnähe 
des Staates, die in der Nähe zum Bürger 
der neuen Führertypen ihren Ausdruck 
findet, gehört in diesen Zusammen- 
hang. Noch mal: Die Linke war diesbe- 
züglich Stichwortgeber (»direkte Demo- 
kratie«) und Modernisierungsfaktor. In 
gewisser Weise rennen mehr oder weni- 
ger gutmeinende Ex-68er den volksge- 
meinschaftlichen Realitäten hinterher, 
indem sie jetzt »von oben« versuchen, 
eine Zivilgesellschaft in Deutschland zu 
installieren. Dazu müssen sie, das ist 
beobachtbar, eben doch an die Volks- 
gemeinschaft anknüpfen. Im »Aufstand 
der Anständigen« sind die Nazis die 
Volksschädlinge, die es sowohl mit Zi- 
vilcourage als auch mit rechtsstaatlichen 
Mitteln zu bekämpfen gilt. Vorher hat- 
ten die gleiche Stelle die »Kinder- 
schänder« inne. Von den nach bürger- 
licher Ideologie eigentlich unabhängi- 
gen Gerichten werden dann harte Ur- 
teile verlangt, die den Resozialisierungs- 
gedanken zu Gunsten von Wegsperren 
zurückdrängen. 

Das deutsche Ressentiment richtet 
sich immer gegen das als nicht der Ge- 
meinschaft zugehörig Ideologisierte. In 
der Friedensbewegung nahmen diesen 
Platz die USA und Israel ein, die nicht 
zur Gemeinschaft der friedliebenden 
Völker gehören, die sich in der UNO 
organisiert haben. Diese beiden Staaten 
haben Interessen im Nahen Osten und 
sind des Unilaterismus zu zeihen. Auf 
der weltpolitischen Bühne der Völkerge- 
meinschaft wiederholt sich hier das Cre- 
do der Volksgemeinschaft: Zusammen- 
stehen gegen das außergemeinschaft- 
liche Prinzip.” 

Im Zusammenhang mit deutschen 
Realitäten von (wie immer gemodelter, 
»von oben« projektierter etc.) Zivilge- 
sellschaft zu sprechen ist unkritisch und 
unmaterialistisch, weil es sich nicht die 
historischen und ökonomischen Katego- 
rien aneignet, sondern sich an politik- 
wissenschaftlichen Diskursen orientiert. 
Die Analyse wird aber die Kritik nicht 
ersetzen können. Zu »Krieg den deut- 
schen Zuständen!«* braucht es mehr 
und etwas anderes als die Beschreibung 
der Gesellschaft unter Nutzung ihrer ei- 
genen begriffslosen Chiffren. 


SVEN WEICHER 
Der Autor lebt in den Leipziger Ver- 
hältnissen. 


Sturm auf den liberalen Zeitgeist 


EINIGE THESEN ZUR AUSSENPOLITIK DER USA UND DIE UNTERSCHIEDLICHE 
WAHRNEHMUNG VON POLITIK IM TRANSATLANTISCHEN VERGLEICH ! 


ihn derart deprimiert, teilte der sich selbst in der 

Tradition der kritischen Theorie begreifende deut- 
sche Vorzeigephilosoph Jürgen Habermas kürzlich in 
der Frankfurter Rundschau mit, dass er sich anscheinend 
als einer der letzten Warner vor den unilateralen Macht- 
bestrebungen der USA begriff. Denn - so sein Fazit — 
das »öffentliche Klima« dort bedrückte ihn, da die »Re- 
gierung den Krieg gegen den Irak auch in den Medien 
vorbereitete« und die Opposition fast völlig zum Ver- 
stummen gebracht worden war. Umso erleichterter 
schien er angesichts der Entdeckung des Manuskriptes 
eines »angesehenen englischen Kollegen«, welches »das 
Gerechtigkeitspathos eines alten Sozialdemokraten« 
ausstrahlte und »eine ganz andere Sicht zur Geltung 
brachte«. In der Sicht des »Moralphilosophen« Ted 
Honderich werden zwar die Anschläge vom 11. Septem- 
ber 2001 nicht gut geheißen, aber durchaus im Kontext 
eines Kampfes für ein besseres Leben einordnet. So 
begründet er seine Ablehnung letztendlich damit, dass 
im Gegensatz zum »moralisch legitimen Recht« der 
palästinensischen Suicide Bombers, die Attentäter des 
11.9. nichts zur Veränderung der Welt beigetragen hät- 
ten, außer die Verantwortung der USA an sozialem 
Unrecht offen zu legen. Vor lauter Entsetzen über ein 
Amerika, welches die »Moral des Völkerrechts« mit dem 
seiner Meinung nach »durch nichts zu rechtfertigen- 
den« Sturz Saddam Husseins auszuhebeln schien, emp- 
fahl Habermas daraufhin Ted Honderichs Buch »Nach 
dem Terror« dem Suhrkamp-Verlag zur Publikation. 
Während er selbst nicht nur die Feuilleton-Seiten füllte, 
versuchte Habermas zusammen mit Jacques Derrida 
eine Initiative zu starten, die der »Hybris« der USA ein 


F inige Thesen. Sein letzter Besuch in der USA habe 


Aus dem Streit, wie mit dem Irak unter Saddam Hus- 
sein umzugehen sei, ist eine grundsätzliche Ausein- 
andersetzung geworden, die zunehmend auch alle nach 
dem 2. Weltkrieg geschaffenen Sicherungssysteme wie 
NATO, UNO und selbst die EU in Frage zu stellen 
beginnt. Mit Ausbruch der sogenannten Al-Aksa-In- 
tifada, dem Anschlag des 11. September 2001 und vor 
allem vor Ausbruch des 3. Golfkrieges wurde offen- 
sichtlich, was seit langem sich ankündigte: der Konflikt 
zwischen Deutsch-Kontinentaleuropa und den USA 
(mit England an seiner Seite) ist weit mehr, als bloße 
innerimperialistische Konkurrenz. Er ist gleichzeitig 
Ausdruck einer wesentlichen Differenz der Wahrneh- 
mung der kapitalistischen Vergesellschaftungsform, 
welche nur zeitweise von den festen Fronten des Kalten 
Krieges überlagert wurde. Während die einen eher den 
Kapitalismus in seiner Gesamtheit als »überhistorisches« 
Phänomen affırmieren, wird vor allem in Deutschland 
der »abstrakte Markt« mit Skepsis betrachtet, welcher 
durch den Souverän gemeistert werden soll. 

Gemeinsam ist vielen links-liberalen wie konserva- 
tiven Politikern, Intellektuellen und Redakteuren in 
den USA, die amerikanische Außenpolitik in Folge der 
Anschläge vom 11. September in die Kontinuität eines 
bürgerlichen Antifaschismus zu stellen. Aus der Sicht 
des ehemaligen Redakteurs von »The Nation« Christopher 
Hitchens hatten die USA diesen, zur Zeit des kalten 
Krieges weitgehendst aufgegeben, indem sie selbst jedes 
reaktionäre Regime unterstützten, solange es nur con- 
tainment der SU versprach. Andere wiederum, wie der 
Konservative Victor David Hanson in der »National 
Review« sahen das Fortleben des US-amerikanischen 
Antifaschismus gerade in der Bekämpfung eines totali- 


DER KONFLIKT ZWISCHEN DEUTSCH-KONTINENTALEUROPA UND 
DEN USA (MIT ENGLAND AN SEINER SEITE) IST WEIT MEHR, ALS BLOßE 
INNERIMPERIALISTISCHE KONKURRENZ. 


neu zu schaffendes Europa gegenüberstellte. In diesem 
solle Deutschland zusammen mit Frankreich die Rolle 
der Lokomotive übernehmen und dessen Ausgangspunkt 
stelle das gemeinsame Vertrauen in »die Organisa- 
tionsfähigkeit des Staates«, sowie die Skepsis gegenüber 
der »Leistungsfähigkeit des Marktes« dar. Nicht zufällig 
erkoren sie die europäischen Friedensdemonstrationen 
vom 15. Februar dieses Jahres zum Ausgangspunkt der 
»neuen Bewegung«.? 


tären Systems wie der SU gewährleistet. Wenngleich 
auch mit fragwürdigen Mitteln, wie Hanson selbst ein- 
räumt, doch nun, nachdem die Zeit des containment 
endgültig überwunden sei, wäre es glücklicherweise 
nicht länger notwendig, den Prämissen einer Politik des 
kleineren Übels zu folgen. 

In den USA wird eine Demokratisierung des Nahen 
Ostens zum größten Teil befürwortet. Die Gründe da- 
für finden sich u.a. darin, dass man die Versprechungen 
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seiner eigenen Staatswerdung beim Wort nimmt und 
versucht, die bürgerliche Freiheit des Individuums vor 
dem Staat zu schützen. Dass dies auch über die eigenen 
Grenzen hinaus geschieht, ist nicht zuletzt dem reinen 
Eigeninteresse geschuldet, zukünftig Anschläge auf die 
USA von Islamisten und reaktionären Regimen schon 
weitestgehend im Vorfeld verhindern zu wollen. 

In den Augen deutscher und anderer »alt-europäi- 
scher« Politiker, Intellektueller und Medien schien je- 
doch der gewaltsame Sturz eines Despoten und der US- 
amerikanische Wille, den Nahen Osten zu demokrati- 


der sich zwar schon im 19. Jahrhundert zur Ideologie 
verfestigte, nichtsdestoweniger in dieser Zeit noch ein 
Phänomen der Reaktionäre, die der Modernisierung 
der Welt ablehnend gegenüberstanden. Während 
Amerika, mit der erfolgreichen amerikanischen Revo- 
lution verstärkt zur Projektionsfläche all der ohn- 
mächtigen Sehnsüchte jener in der »Alten Welt« wurde, 
die sich nach einer besseren Zukunft jenseits von 
Armut und feudalistischen Zwängen sehnten. Denn 
diese versprach, dem interessengeleiteten Streben des 
Einzelnen mehr Gewicht beizumessen, als dem Wert 


SO STAND IM MITTELPUNKT DER ÜBERLEGUNGEN DER BILL OF RIGHTS DAS 
INDIVIDUUM, WELCHES NICHT NUR VOR DEM MACHTHABER ZU SCHÜTZEN, 
SONDERN DESSEN RECHTE GEGEN DIE MEHRHEIT ZU VERTEIDIGEN SEIEN. 


sieren, das »Überleben der Welt« in Frage zu stellen 
und damit zweifelsfrei zu beweisen, dass die USA end- 
gültig zu dem »totalitären Regime« geworden seien, das 
Europa und die Gemeinschaft der Völker bedrohe. 

Die Friedensbewegung kaprizierte sich vornehmlich 
auf das »Argument der Argumente: Öl als magischer 
Schlüssel zur Erklärung der Welt«‘. Hinzu kam die 
Gleichsetzung Bushs und Scharons mit Hitler und 
durch die reflexhafte Beschreibung Bagdads als neues 
Dresden die Verdeutlichung, welchen Frieden sie sich 
wünschten. Intellektuelle lieferten den Background, in 
dem sie versuchten zu belegen, die USA seien heute 
nicht mehr als eine »Rumpfdemokratie«, in der die 
Konservativen ähnlich den intellektuellen Rechten der 
30er Jahre in Deutschland »zum Sturm auf den libe- 
ralen Zeitgeist« mittels einer konservativen Revolution 
aufriefen.° Dazu diente der Vorwurf, Amerika strebe 
eine unipolare Welt an und sei doch weiterhin als He- 
gemon nicht mehr als eine Nation, die nur dem Eigen- 
interesse folge und weniger denn je von Moral und uni- 
versalen Idealismus geleitet werde. Die diesmal vor- 
nehmlich von Liberalen und Linken vertretenen Vor- 
stellungen waren jedoch nichts Neues: bereits vorletztes 
Jahrhundert waren sie von den »Kulturpessimisten« 
und denen gezeichnet worden, welchen die Welt des 
»alten Kontinent« durch Modernisierung bedroht 
erschien. 

Nicht nur in den Äußerungen von Regierungsmit- 
gliedern, sondern ebenso bei Habermas und anderen 
führenden deutschen Intellektuellen, wie auch auf den 
Leserbriefseiten der Zeitungen und in der Linken spie- 
gelt sich die Angst vor Veränderungen und das Be- 
schwören des Status Quo wieder. Beispielhaft geschieht 
dies durch Warnungen vor zuviel Freiheit, die im kul- 
turellem Niedergang münde, oder vor dem zu unver- 
mittelt erfolgenden ökonomischen Wandel, der die 
Gemeinschaft zerstöre. Deutsche Politiker unter der 
Führerschaft des Kanzlers beschworen die Politik des 
Appeasement und Containment, da Gewalt immer nur 
Gegengewalt erzeuge und, wie der Kanzler in seiner 
Regierungserklärung »Mut zum Frieden« vorgab, die 
Containment-Politik gerade deshalb erfolgreich gewe- 
sen sei, da bei ihr nie »eine militärische Option auch 
nur zu Gebote gestanden hätte«® 

Hatte Amerika seit seiner Staatsgründung den Hass 
aller alten Eliten auf sich gezogen, blieb dieser Hass, 


von »Gemeinschaft« oder anderen Kollektiven. So stand 
im Mittelpunkt der Überlegungen der Bill of Rights das 
Individuum, welches nicht nur vor dem Machthaber zu 
schützen sei, sondern dessen Rechte — ebenso wie die 
jeder Minderheit — gegen die »von Interessen geleiteten 
Kombinationen der Mehrheit« zu verteidigen seien. Als 
sich in Frankreich die Jakobiner zunehmend anschick- 
ten, eine moralische Republik zu schaffen, in der die 
freie Entfaltung des Einzelnen der neu zu begründen- 
den Gesellschaft untergeordnet werden sollte, machte 
man sich in Amerika Gedanken, wie durch eine 
Balance of Power die jeweils unterschiedlichen Interes- 
sen der gesellschaftlichen Gruppen garantiert werden 
könnten. 

Stellte sich für linke und fortschrittliche Kräfte lan- 
ge Zeit Amerika als »Land der Hoffnung« dar, schlug 
mit Beginn der Bombardierung Vietnams durch die 
US-Army die Begeisterung der Linken für Amerika um 
in eine Kritik, die innerhalb kürzester Zeit zum Res- 
sentiment verkam. Es blieb einigen Wenigen, wie Max 
Horkheimer oder Theodor W. Adorno überlassen, vor 
Simplifizierungen und Gleichsetzungen zu warnen. Bei 
der Eröffnung der deutsch-amerikanischen Freund- 
schaftswoche am Frankfurter Römerberg im Mai 1967, 
benannte Horkheimer »das Furchtbare« des Vietnam- 
krieges. Doch zugleich verwies er auf die lange Tra- 
dition Amerikas, welches »immer seine Arme geöffnet 
hat« für diejenigen, die »in Europa ihrer freiheitlichen 
Gesinnung willen verfolgt waren«’ und verwies auf das 
Nationalgefühl, das sich in Deutschland »mehr aufs Va- 
terland, in Amerika mehr auf die »Constitution und 
die Bürgerrechte« beziehe. Der SDS sah sich daraufhin 
veranlasst, einen Brief an Max Horkheimer zu verfas- 
sen, in dem diesem erläuterte wurde, er habe mit seiner 
Stellungnahme »für den amerikanischen Krieg in 
Vietnam« Handgreiflichkeiten gegen ihn selbst provo- 
ziert. Die abschließende Analyse stellte heraus, »daß 
der Faschisierungsprozeß der amerikanischen Gesell- 
schaft sich beschleunigt«. 

In der daran anschließenden Auseinandersetzung 
zwischen Herbert Marcuse und Theodor W. Adorno 
zusammen mit Max Horkheimer, bei der Marcuse das 
Vorgehen der Studenten verteidigte, analysierte dage- 
gen Adorno, dass immer im »Protest gegen die Ameri- 
kaner etwas Ideologisches« mitschwinge. Er warnte vor 
dem Umschlagen in den Irrationalismus durch den 
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"® »Wenn sowohl 
Mussbolini als auch L&on 
Blum, Franklin D. 
Roosevelt, Franco und 
Jos& Antonio, 
Coldreanu, Pilsudski, 
Henri de Man, Joseph 
McCarthy und Charles 
de Gaulle als Fa- 
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das dann für einen 
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Sternhell: Faschistische 
Ideologie, Berlin 2002, 
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Verzicht auf eigene Vernunft zu- 
gunsten des Kollektivs. Horkhei- 
mer fügte erläuternd hinzu: der 
Freiheit, wie sie die USA über Jahr- 
hunderte repräsentierte, und die 
Kritik erst ermögliche, sei »die 
Treue zu halten«, da ansonsten 
eben jene angeklagte Gewalt »zum 
fremden Sinn der eigenen Rede« 
werden könne'”. 

Das Ende der Studentenbewe- 
gung und ihr Zerfall in K-Gruppen 
markierte dann endgültig den Be- 
ginn des deutschrtümelnden Ameri- 
kahasses der Linken und korres- 
pondierten nicht per Zufall mit ei- 
nem rabiaten Antizionismus. Hork- 
heimer, der bereits 1966 die Ab- 
gründe zwischen legitimer Kritik 
und blindem Antiamerikanismus 
analysierte, kritisierte im darauffol- 
genden Jahr wie auch Jean Paul 
Sartre und Jean Amery den Um- 
schlag der Linken vom Philosemi- 
tismus in den Antizionismus und 
notierte: »Überall dort, wo der 
Anti-Amerikanismus sich findet, 
(macht) auch der Antisemitismus 
sich breit.«'' Es dauerte dann nur 
noch zwei Jahre, bis pünktlich zum 
31. Jahrestag der sogenannten 
»Reichskristallnacht« in der Berli- 
ner jüdischen Gemeinde von Lin- 
ken eine Brandbombe deponiert 
wurde, da »aus den vom Faschis- 
mus vertriebenen Juden selbst Fa- 
schisten geworden sind«, die mit 
dem »amerikanischen Kapital« kol- 
laborieren würden.” Obwohl die 
Linke fast jeden kapitalistischen 
Staat, manchen mehr, manchen 
weniger als faschistisch bezeich- 
nete,' so erschienen doch seit Ende 
der 60er Jahre Israel und die USA 
als besonders faschistisch, da sie 
dem Bild, welches man von ihnen 
bis dahin hatte, nicht mehr ent- 
sprachen. Zunehmend verband 
sich der linke Antiamerikanismus 
mit jenem alten, der meint, Ame- 
rika stelle die Verkörperung einer 
Gesellschaft ohne Staat dar. Dieser 
wurde von offizieller Seite, nicht 
zuletzt durch die Konstellation des 
kalten Krieges bedingt, noch ver- 
sucht zurückzudrängen. Inzwi- 
schen meinen auch Linke, sich 
über die Idee der Freiheit selbst 
empören zu müssen, wie auch über 
die Versprechungen von Men- 
schenrechten, an denen doch trotz 
der Unmöglichkeit sie im Kapita- 
lismus letztendlich wirklich ein- 


lösen zu können, unabdingbar 
festzuhalten ist, will man nicht der 
endgültigen Barbarei Vorschub leis- 
ten. 

Regierungen und Bevölkerung 
im alten Europa erscheint Amerika 
als omnipotenter Fadenzieher, der 
einem ausgeklügelten Masterplan 
folgt und zugleich nicht in der Lage 


ist, ein Land wie den Irak zu, 


befrieden. Diese Vorstellung beruht 
letztendlich auf dem selben Welt- 
bild, wie die vom feigen Juden, der 
zugleich die Geschicke der Welt 
lenkt. Währenddessen rufen anti- 
semitische Islamisten oder Pan- 
arabisten zum Djihad gegen den 
»kleinen und großen Satan« auf. 
Für einen Großteil der Menschen 
im Nahen Osten beinhaltet die 
Rede von »Freedom and Demo- 
cracy«, im Gegensatz zur Meinung 
von Habermas, die Hoffnung auf 
ein besseres Leben und auf Über- 
windung unmittelbarer Zwangs- 
herrschaft. Gerade 11% der Iraker 
wünschen sich laut Umfragen eine 
Rückkehr Saddam Husseins oder 
eine rein islamistische Herrschaft‘, 
während die meisten, ebenso wie 
z.B. die iranischen Studenten, der 
repressiven Gleichheit des Zwangs- 
kollektivs die Befreiung in den 
Markt unbedingt vorziehen. 

Wer also neue Verschwörungs- 
theorien über die USA oder deren 
Ölinteresse lesen möchte, dem 
kann das demnächst erscheinende 
Buch »Amerika dich haßt sich’s 
besser« nicht empfohlen werden. 
Wer allerdings etwas über die 
Außenpolitik der USA, insbeson- 
dere in Bezug auf den Nahen Osten 
und einige Kommentare von 
amerikanischer Seite lesen will, so- 
wie etwas über die Wahrnehmung 
der USA in Deutschland und Pro- 
jektionen auf die USA in den let- 
zten zwei Jahrhunderten und da- 
rüber hinaus etwas über die Dis- 
kussionen nach dem 11.9 und dem 
Sturz Saddam Husseins in Israel, 
Syrien und dem Iran erfahren will, 
sollte einen Blick in dieses Buch 
werfen. 


ANDREA WOELDIKE 


Die Autorin hat zusammen mit 
Holger Schatz das Buch »Freiheit 
und Wahn deutscher Arbeit« 
(Unrast-Verlag, 2001) verfasst. 


Jenseits der Feuerwehr 


SEXISMUSDEBATTEN BEHERRSCHT VOR ALLEM DAS DIFFUSE 
VERSTÄNDNIS VON SEXUALITÄT, SEXUALISIERENDER GEWALT UND GEWALT 
IN HETEROSEXUELLER SEXUALITÄT 


er Titel »Jenseits der Feuerwehr« spielt darauf an, 
dass eine Auseinandersetzung mit sexualisierender 
Gewalt in linken Zusammenhängen größtenteils 
erst nach heterosexistischen Vorfällen geführt wird. 
Übergriffe, verbale Diskriminierungen oder anderes ha- 
ben bereits stattgefunden und Diskussionen sollen dann 
im besten Falle den Schaden reparieren. Oft verschlim- 
mern diese sogenannten Sexismusdebatten die Situation 
der Betroffenen durch unangemessene Reaktionen und 
Interpretationen. Die Perspektive des Täters wird ein- 
genommen, die Tat bagatellisiert oder dem Opfer sogar 
provozierendes Verhalten unterstellt und damit die 
Schuld für den Übergriff zugeschrieben. Dieser Beitrag 
geht stattdessen davon aus, dass sexualisierende Gewalt 
Normalität ist und Sexismusdiskussionen nur die Spitze 
des Eisberges thematisieren und erfassen. Auseinander- 
setzungen sollten anhaltend sein, dadurch zu einer allge- 
meinen Sensibilisierung beitragen und nicht erst dann 
geführt werden, wenn wieder ein Übergriff, eine Ver- 
gewaltigung oder anderes »bekannt geworden« ist. 
Differenzierte Thematisierungen von sexualisieren- 
der Gewalt werden in radikallinken Auseinandersetzun- 
gen, Foren oder Gruppen immer noch bzw. wieder 
durch ein implizites oder direktes Hauptwiderspruchs- 
denken verhindert. Die Wirkungs- und Funktionsweisen 
spezifischer gesellschaftlicher Strategien sexualisierender, 
rassifizierender, gerontophober oder anderer Herr- 
schafts- und Machtverhältnisse werden dann als »Triple- 
Oppression«-Ansatz! und zu wenig radikal — weil nicht 
direkt aus dem Widerspruch des Verhältnisses von Arbeit 
und Kapital abgeleitet — abgetan. Eine Zeitung wie die 
Phase2 spiegelt diese inhaltliche Gewichtung und Wer- 
tung, entsprechend derer sich letztendlich auch Wahr- 
nehmungen strukturieren und daraus Sensibilisierungen 
bilden können, in ihrem bisherigen Aufbau wieder.’ 
Dennoch kann eine Kapitalismuskritik, die eine Analyse 
von Unterdrükkungsverhältnissen wie sexualisierender 
Gewalt als sekundär abtut, deren spezifische Mechanis- 
men meist nicht erfassen und angemessen thematisieren. 


Hat sexuelle Belästigung mit Sexualität zu tun? 


Sexuelle Belästigung als Ausdruck von Herrschaftsver- 
hältnissen zu verstehen, ist in linken Zusammenhängen 
ein nicht völlig unbekannter Zugang zur Realität. Im 
besten Fall ist diese Einordnung selbstverständlich. Den- 
noch folgt nach dieser Feststellung oftmals die Gegen- 
frage, ob denn überhaupt davon ausgegangen werden 


könne, dass das Leben von Sexualität frei von Herr- 
schaftsverhältnissen, also außerhalb oder jenseits dieser 
stattfinden könne. Meist ist hier die »erotische« Hetero- 
sexualität gemeint. Heterosexualität, so der Gegenstand- 
punkt, sei per se schon immer durchzogen von Hegemo- 
nien oder Dominanzen. Die Annahme einer herrschafts- 
freien Sexualität sei utopisch und somit nicht forderbar. 
Diese Reaktion ist symptomatisch dafür, dass ein be- 
stimmtes »erotisches« Verständnis von Sexualität und 
sexualisierender Gewalt zusammengedacht und ver- 
mischt wird. Als Einwand innerhalb von Thematisierun- 
gen von sexualisierender Gewalt ist sie irreführend und 
problematisch. Diskussionen über sexuelle Belästigung 
als Herstellung eines Herrschaftsverhältnisses und die 
Frage der Verstrickung von »erotischer« Sexualität und 
Gewalt sollten strikt voneinander getrennt werden, da 
beide nichts miteinander zu tun haben und völlig unter- 
schiedliche Bereiche von Sexualität betreffen. Doch was 
genau ist mit den bereits verwendeten Begriffen wie Sexu- 
alität oder erotische Sexualität gemeint und vor allem: 
Was bedeutet das für die Frage von sexueller Belästigung? 

Einem weit verbreiteten Alltagsverständnis von sexu- 
eller Belästigung liegt ein Denken zugrunde, das Sexuali- 
tät auf »erotische« Handlungen mit dem Ziel des Ge- 
schlechtsverkehrs zwischen den Geschlechtern »Mann« 
und »Frau« beschränkt. Um jedoch sexuelle Belästigung 
als sexualisierende Gewalt erfassen zu können, ist ein an- 
deres Denken von Sexualität notwendig. Sexualität um- 
fasst nach dem hier favorisierten Verständnis nicht nur 
sexuelle Handlungen in Form von Sex’, sondern wird — 
und das ist eigentlich das Wesentliche — als ein ganzes 
Set gesellschaftlicher Vorschriften und Möglichkeiten 
begriffen. Diese sind durch soziale Praktiken gesell- 
schaftlich vermittelt und machen aus Personen »sexuier- 
te« oder »sexualisierte« Menschen. Sie führen dazu, dass 
wir entweder als »Frau« oder »Mann« »erkannt« und an- 
gesprochen werden. Zwei Aspekte an diesem Verständnis 
von Sexualität sind für die nachfolgenden Erläuterungen 
wichtig und verdienen der Hervorhebung: Sexualität 
umfasst im Gegensatz zum Allgemeinverständnis‘ nicht 
nur den Geschlechtsakt zwischen einem Mann und einer 
Frau oder das darauf gerichtete Verhalten, sondern meint 
den gesamten gesellschaftlichen Vorgang der Verge- 
schlechtlichung von Personen. Der zweite wichtige As- 
pekt im Zusammenhang mit Sexualität ist das produktive 
Moment. Die Produktion von Sexualität findet nach 
diesem Denken nicht nur bei »konkreten sexuellen 
Handlungen« wie dem »Aufdrängen von Küssen« oder 
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' Den »Triple-Oppres- 
sion«-Ansatz verstehen 
seine Kritikerlnnen 
meist als eine Kon- 
zeption, die verschie- 
dene Unterdrückungs- 
verhältnisse gleichwer- 
tig und parallel 
nebeneinander stellt. 


? Damit wird nicht ent- 
sprechend eines 
kausalen Verhältnisses 
angenommen, dass 
allein durch das 
Abdrucken von Artikeln 
die Leserschaft 
»aufgeklärt« und 
notwendigerweise für 
bestimmte Themen sen- 
sibilisiert wird. Das 
Verhältnis zwischen 
Texten und LeserInnen 
ist komplexer. 


® Hier ist das deutsche 
Wort Sex gemeint, das 
im Gegensatz zum 
englischen »sex« und 
französischen »sexe« 
auf das betont Lustvolle 
abhebt und im allge- 
meinen engen 
Verständnis sexuelle 
Handlungen zwischen 
»Männern« und 
»Frauen« beschreibt 
(Küssen, 
Geschlechtsverkehr 
u.a.). Vgl. Michel 
Foucault, Der Wille zum 
Wissen. Sexualität und 
Wahrheit 1, 
Frankfurt/Main 1983, 

S. 14. 


* Unter »Allgemeinver- 
ständnis« wird 
entsprechend den bis- 
herigen Ausführungen 
zum Beispiel auch die 
Definition von Sexualität 
in »Meyers Grosses 
Taschenlexikon« 
gefasst. Dort steht: 
»das auf die 
Befriedigung der sex- 
uellen Bedürfnisse und 
die geschlecht!. 
Vereinigung 
(Geschlechtsverkehr) 
gerichtete Verhalten 
(Geschlechtstrieb) beim 
Menschen und bei 
Tieren.« 
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5 Zwischen dieser Art 
von Matrix und den 
entsprechenden 
Praktiken gibt es eine 
Gleichursprünglichkeit. 
Vorstellungen von 
Geschlecht verändern 
sich nicht unabhängig 
von Praktiken der 
Vergeschlechtlichung, 
sondern nur in ihnen 
und durch sie. Das 
gleiche gilt umgekehrt. 


$ Sexuelle Belästigung 
soll im Zusammenhang 
mit dem Begriff Matrix 
gedacht werden. Dies 
heißt nicht, dass beide 
dasselbe sind oder eine 
Identität bilden. 


7 Hier sind 
Arbeitsverhältnisse 
gemeint, die nicht ent- 
lohnt werden. 


® So können Sprech- 
Akte und andere Akte 
sexualisierender Gewalt 
scheitern bzw. keine 
Verletzung oder tat- 
sächliche Sexualisie- 
rung der Adressatinnen 
nach sich ziehen. Das 
Band zwischen Akt und 
Verletzung ist brüchig 
und eröffnet dadurch 
die Möglichkeit des 
Gegensprechens 

oder - handelns. Vgl. 
dazu die Hate-Speech- 
Debatte und die 
Diskussion möglicher 
Formen von 
Widerstand. Z.B. Judith 
Butler, Hass Spricht, 
Berlin 1998. 
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dem »Erzwingen sexueller Handlungen« statt. Sexualität 
wird ebenfalls hergestellt, wenn das breite Einnehmen 
öffentlichen Raums einer Frau in der U-Bahn durch 
eine Aussage wie »Das ist ja ein Mann-Weib!« kommen- 
tiert wird. Dadurch werden Attribute einer Person als 
sexuelle definiert und ihrem Geschlecht zugeschrieben. 


Sexuelle Belästigung als Akt innerhalb der 
heterosexuellen Matrix 


Dieses Beispiel macht deutlich, dass sexuelle Belästigung 
eine Handlung innerhalb eines komplexen Geschlechter- 
gefüges ist und deshalb hinsichtlich einer heterosexuellen 
Matrix gedacht werden sollte. Das bedeutet jedoch nicht, 
dass der Akt sexueller Belästigung und die heterosexuelle 
Matrix ein und dasselbe sind. 

Was ist dann unter heterosexueller Matrix zu verste- 
hen? Wie wird sexuelle Belästigung zu dem Begriff he- 
terosexuelle Matrix in Beziehung gesetzt und welche 
Vorteile bietet das gegenüber anderen Konzeptionalisie- 
rungen von sexualisierender Gewalt? 

Der Begriff Matrix verweist auf die Existenz einer 
gesellschaftlichen Folie, die jene Wahrnehmungen und 
Handlungen steuert und reguliert, die Geschlecht her- 
stellen. Eine heterosexualisierende Matrix ist jedoch 
nicht etwas, das abstrakt, eigenständig und unabhängig 
existiert (sozusagen eine gottähnliche Existenz innehät- 
te), sondern erlangt Materialität nur durch permanente 
Wiederholungen und Aktualisierungen in Form sozialer 
Handlungen.’ 

Sexuelle Belästigung vor dem Hintergrund einer he- 
terosexualisierenden Matrix zu denken,? ist hilfreich. So 
legt zum Beispiel ein Terminus wie Patriarchat, der von 
Feministinnen der siebziger Jahre geprägt wurde, nahe, 
dass sich Geschlecht in der Dominanz von Männern 
über Frauen äußert. Angesprochen wird eine Vorstel- 
lung, in der sich die Herstellung von Geschlecht bzw. 
von unterworfener Weiblichkeit durch die direkte Kon- 
frontation mit einem Mann oder einer Gruppe von 
Männern vollzieht. Vorgänge von Sexualisierung dage- 
gen als ein komplexes Gefüge und einen vielfältigen 
Prozess zu verstehen, bietet den Vorteil, auch weitere, 


dern auch die vielen subtilen Vorgänge sexualisierender 
Gewalt. Sexuell belästigend wirkt dann auch das Verhal- 
ten innerhalb linker Männergruppen, in denen durch 
Bemerkungen, Gesten oder anderes ein heterosexisti- 
sches Klima — sei es während Arbeitstreffen, sei es auf 
Partys — hergestellt wird. Die ausschließenden Effekte 
unterscheiden sich dann nicht mehr von Männerstamm- 
tischen. Abwertungen und Ausschluss durch andauern- 
de Sexismen, die den Alltag unerträglich machen und 
den größten Anteil an sexualisierenden Handlungen bil- 
den, fallen dann ebenfalls unter die Bezeichnung Beläs- " 
tigung, ohne dass es zu persönlichen, direkten oder 
schwerwiegenden Übergriffen kommt. Zudem wird mit 
Bezug auf eine heterosexualisierende Matrix, die hetero- 
sexualisierende Bewegung in diesen Akten sichtbar. 
Sexuelle Belästigung ist dann kein geschlechtsneutrales 
Vorkommnis, das Menschen ungeachtet ihres Ge- 
schlechtes gleichermaßen trifft, sondern setzt im hierar- 
chischen und heteronormativen Geschlechtergefüge an 
unterschiedlichen Stellen regulierend an und stellt gleich- 
sam unterschiedliche soziale geschlechtlich markierte 
Positionen her. Sexuelle Belästigung ist sexualisierende 
Gewalt, die Frauen »aufgrund ihres Frauseins« trifft, 
homosexuelle Männer und lesbische Frauen aufgrund 
ihrer Abweichung von hegemonialen Männlichkeits- 
und Weiblichkeitsidealen und Transsexuelle aufgrund 
ihrer Unterwanderung dieser binären Ordnung. 

Wenn aber sexuelle Belästigung als Akt der Zuwei- 
sung eines untergeordneten Platzes in der heterosexuel- 
len Matrix gedacht wird, bedeutet dann jede Verortung 
durch sexualisierende Ansprache Belästigung? Welche 
Handlungen sind belästigend und welche nicht? 

Bereits die Art der Fragestellungen ist problematisch 
und wenig weiterführend. Gefordert wird implizit, 
Handlungen als sexuell belästigend festzulegen und zu 
identifizieren. Die Folge müsste eine Politik sein, die 
eine Liste von Handlungen aufstellt, die zu verbieten 
und zu eliminieren wären. Das wäre der optimale Fall, 
denn dann würden wir in kürzester Zeit in einer von 
Sexismus befreiten und geschlechtslosen Welt leben. 
Doch Praktiken sind nicht an sich emanzipatorisch oder 
antiemanzipatorisch,® sondern müssen in ihrem Funk- 


DER BEGRIFF MATRIX VERWEIST AUF DIE EXISTENZ EINER GESELL- 
SCHAFTLICHEN FOLIE, DIE JENE WAHRNEHMUNGEN UND HANDLUNGEN 
STEUERT UND REGULIERT, DIE GESCHLECHT HERSTELLEN. 


subtilere Prozesse, in denen Heterosexualitäten 
hergestellt werden, erfassen, denken und problematisie- 
ren zu können. So ist eine heterosexualisierende Matrix 
auch dann regulierend wirksam und hat Effekte, wenn 
gar keine Männer anwesend sind und Sexismus schein- 
bar gar nicht praktiziert wird. In den Fokus der Kritik 
gelangen dann sexualisierende Handlungen, die auf den 
ersten Blick gar nicht als sexuelle Belästigung etikettiert 
wurden. Das Augenmerk wird so auf die betriebliche 
Wirklichkeit und jegliche darüber hinausgehende Form 
des Arbeitsalltages’ gelenkt, in denen nicht nur das »Bu- 
sengrapschen« eines männlichen Beschäftigten gegen ei- 
ne Kollegin als sexuelle Belästigung definiert wird, son- 


tionszusammenhang und Stellenwert hinsichtlich eines 
größeren gesellschaftlich-kapitalistischen Gefüges gese- 
hen werden. Bestimmte sexualisierende Handlungen 
müssten dann in einer Analyse- und Theoriepraxis nicht 
danach befragt werden, was sind sie — nämlich per se 
sexuelle Belästigung oder nicht — sondern wie sie funk- 
tionieren und welche Effekte sie haben. 


Queeres Begehren und sexualisierende Gewalt im 
hippen Differenzkapitalismusa 


Doch mit der Feststellung, dass »Was-Fragen« nach Kri- 
terien zur Beurteilung von Handlungen sexueller Beläs- 
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tigung nicht weiterführen und lediglich die Problemati- 
sierung von sexualisierender Gewalt auf einer anderen 
Ebene wiederspiegeln, ist es nicht getan. Wann ist ein 
Akt der Verortung in der heterosexuellen Matrix se- 
xuelle Belästigung und ist nicht das offensive Zurschau- 
stellen queeren Begehrens selbst schon differenzkapitalis- 
tische Praxis und schon lange kein Zeichen mehr für 
diskriminierende Unterordnung? 

Handelt es sich um einen Akt der Unterordnung in 
der heterosexuellen Matrix, wenn zum Beispiel eine 
Frau in einem hippen Call Center mit ihrem auf »das 


zu diskutieren. Doch wäre es politisch schwierig, diese 
Wendung queerer zu herrschaftsförmigen differenz- 
kapitalistischen Praktiken als Beispiel für eine kapitali- 
stische Totalität zu verstehen. Daraus verallgemeinernd 
zu schließen, dass Homophobie und Zwangshetero- 
sexualität abgeschafft sind und es mittlerweile angesagt 
und hip ist, mit dem eigenen queeren Begehren zu ko- 
kettieren, ordnet sich wohl eher in eine Backlash- 
strategie ein. Denn Heterosexualität und Heteronorma- 
tivität existieren nicht bloß auf der ideologischen, 
diskursiven oder kulturellen Ebene, sondern stellen, ein 


EHEMALS SUBVERSIVE BEGEHRENSPRAXEN SIND IN DIESEM SZENARIO SO 
GEWENDET, DASS SIE AN PRODUKTIONSREGIME GEKOPPELT SIND UND 
SOMIT ERNEUT HERRSCHAFTSZWECKEN DIENEN. 


gleiche Geschlecht« gerichteten Begehrens kokettiert, in 
der betrieblichen Hierarchie und dem Arbeitsalltag 
dadurch Vorteile genießt und über die eigenen »Selbst- 
verortungen« hinaus auch »Fremdverortungen« des 
Umfeldes begrüßt? Welchen Gewinn bringt in diesem 
Szenario noch die Konzeptionalisierung der Handlung 
sexuelle Belästigung im Hinblick auf eine heterosexuelle 
Matrix? 

Zwar wird deutlich, dass der Bezug zur heterosexu- 
alisierenden Norm und hierarchisch-strukturierenden 
Matrix auch hier vorhanden ist und in die Wahrneh- 
mung hineinspielt bzw. diese dominiert. Die Selbstbe- 
zeichnung und die Aufforderung zur Verortung funk- 
tionieren im »queeren« hippen Call Center jedoch nicht 
als sexuelle Belästigung. Männliche Heterosexualität 
bildet an diesem Ort nicht (mehr) die Norm und das 
»Label« Lesbe fungiert hier nicht in Relation dazu als et- 
was Abweichendem. Die Frau wird nicht privatisierend 
diskriminiert, indem ihre sexuelle Praxis als Wesens- 
merkmal festgeschrieben wird und sie dadurch Aus- 
schlüsse und Benachteiligungen fürchten muss. Das Ar- 
beitsumfeld ist nicht feindselig und heterosexistisch. 

Dennoch sind die Praxen kritikwürdig, da sie nicht 
mehr der Überschreitung und dem Angriff von hege- 
monialen Herrschaftsregimes dienen. Stattdessen geht 
es um die Selbstvergewisserung der eigenen hippen 
queeren Identität. Queere Praxen haben sich an diesem 
Ort selbst zu einem positiven Attribut der sozialen Ord- 
nung im kapitalistischen Gefügen entwickelt. Sie sind 
in das Herrschaftsprojekt Kapitalismus eingebunden 
und zu einem Distinktionsmerkmal geworden. Ehemals 
subversive Begehrenspraxen sind in diesem Szenario so 
gewendet, dass sie an Produktionsregime gekoppelt sind 
und somit erneut Herrschaftszwecken dienen. Diszi- 
plinierende Praktiken sind in diesem Umfeld zwar dem 
Ziel entwendet, die Frau als Lesbe auf ihre in Relation 
zur Heteronormativität abweichende Identität festzu- 
schreiben, dadurch wird ihr weder ein untergeordneter 
sozialer Platz zugeordnet noch als Folge Ressourcen, 
Anerkennung oder anderes vorenthalten. Dennoch ist 
die Praxis nicht emanzipatorisch. 

Das beschriebene Beispiel dient dazu, aktuelle 
Transformationen des kapitalistischen Gefüges und ent- 
sprechende Selbstverhältnisse sichtbar zu machen und 


herrschendes Ordnungsmuster und einen regulativen 
Apparat dar, »der die Organisation des sozialen Lebens 
in kapitalistischen Gesellschaften mit anderen sozialen 
Verhältnissen (Ethnisierung, Rassismus, Sexismus) 
verkoppelt«.” In diesem Sinne ist auch hier wieder zu 
fragen, wer die Kritik äußert. Dient sie der Feststellung 
bestimmter Transformationsprozesse des sozialen kapi- 
talistischen Gefüges und der Begehrens-, Identitäts- 
und Subjektivierungsökonomien oder ist sie dazu da, 
sich der eigenen heterosexuellen Radikalität zu versich- 
ern, die betont, dass es eigentlich um Kapitalismuskri- 
tik und die Widersprüche im Verhältnis von Kapital 
und Arbeit geht? Die Leidenschaft, mit der sich Kriti- 
kerInnen an Repräsentationen von Schwulen und 
Lesben in der Werbung oder am Auftreten des schwulen 
Managers, der in seinem direkten Arbeitsumfeld nicht 
diskriminiert wird, abarbeiten, ist dann ein Zeichen für 
die noch immer vorhandene Wirkmächtigkeit hetero- 
sexueller Normen. Mit einer emanzipatorischen Kritik 
an sozialen Unterdrückungsverhältnissen hat dies 
nichts zu tun. 


Geständnistiere und sexualisierende Gewalt 


Eine Argumentation in Diskussionen über sexualisie- 
rende Gewalt, die sich auf geschlechtliche Körper als 
Basis bezieht, ist bereits an vielen Stellen als benach- 
teiligende Strategie für Frauen — zum Beispiel in Form 
des männlichen Triebtätermodells — entlarvt und ange- 
griffen worden.' Zwar zirkuliert diese Vorstellung auch 
in linken Zusammenhängen noch immer, um sexuelle 
Gewalt zu legitimieren, interessanter ist an dieser Stelle 
jedoch die Auseinandersetzung mit kulturalistischen 
Argumentationen. Damit ist ein Verständnis von sexu- 
alisierender Gewalt gemeint, das sich auf »kulturell ge- 
prägte Begehrensstrukturen« beruft. Männliche Hete- 
rosexualität, die gern Grenzen überschreitet und sich in 
hegemonialen männlichen Codes bewegt, wird dann 
nicht mehr durch Verweis auf einen unberechenbaren 
und unzähmbaren Sexualtrieb legitimiert, sondern 
durch die Berufung auf die gesellschaftliche Sozialisa- 
tion. An die Stelle des natürlichen Sexualtriebes tritt 
dann die kulturelle Prägung. Statt Natur oder Ana- 
tomie wird die Kultur oder unsere derzeitige Kon- 


stituiertheit als sexuelle Wesen zum Schicksal erklärt. Es 
geht hier nicht darum, denjenigen in den Rücken zu 
fallen, die geronnene relativ stabile männliche Iden- 
titäten und Verhaltensweisen feststellen und kritisieren. 
Dies wird noch immer viel zu selten getan. Es gibt 
jedoch einen Unterschied zwischen der Feststellung 
und Markierung von hegemonialen geschlechtlichen 
Selbstverhältnissen, um diese zu verändern, und der 
Beschwörung und erneuten Bennennung derselben mit 
dem Ziel der Selbstvergewisserung. In selbstvergewis- 
sernden Darstellungen wird immer wieder betont, dass 
wir nun mal zu Männern und Frauen gemacht wurden, 
dass auch linke Frauen eigentlich immer noch auf ak- 
tive Männer stehen und dass es sehr, sehr schwer sei, 
diese Begehrensökonomien überhaupt zu verändern. 
Argumentation und Selbstkonzeptionen dieser Art 
schreiben Identitäten immer wieder aufs neue durch 
die Betonung fest. Dem liegt die Idee zugrunde, dass 
wir nun mal durch unsere Sozialisation ein für alle Mal 
geprägt und in unserem Begehren und Gefühls- 
ökonomien festgeschrieben sind. Sozialisation er- 
scheint in diesem Szenario wie das übergeordnete alles 
dominierende Prinzip, das man im günstigsten Fall 
bedauernd benennen kann. Verändern lässt sich diese 
wesenhafte Kraft jedoch kaum oder nur unter sehr an- 
strengenden und zermürbenden Kämpfen. Zu fragen 
ist jedoch nach dem politischen Einsatz und dem 
emanzipatorischem Gehalt dieses Argumentes. Wer be- 
tont immer wieder aufs neue die derzeitigen »kon- 
struierten« jedoch unbedingt vorhandenen Begehrens- 
strukturen? Warum ist es so wichtig, immer wieder zu 
beteuern, ausführlich zu beschreiben und zu gestehen, 
wie wir derzeitig konstituiert sind? Diese vor allem in 
»linken« gemischtgeschlechtlichen Zusammenhängen 
zirkulierenden Erzählungen dienen vorwiegend dem 


ANZEIGE 


Gewinn des männlichen heterosexuell-lebenden 
Sprechers.'' Der Vorteil besteht darin, sich selbst seiner 
zwar problematischen jedoch aufgrund der eigenen 
Geschichte so gewordenen Begehrensökonomie zu ver- 
sichern. Grenzüberschreitungen und Übergriffe kön- 
nen dann durch Verweis auf die eigene männliche 
Sozialisation zum Beispiel als ausgeprägtes Bedürfnis 
nach körperlicher Zuneigung beschönigt und als kultu- 
relles Schicksal des eigenen Begehrens beschworen wer- 
den. Diese Erzählungen der eigenen Begehrensbiografie 
nehmen dann so absurde Formen an, wie die eigenen 
Phantasien zu plausibilisieren, indem die ersten sexu- 
ellen Begegnungen oder die fehlende körperliche Zunei- 
gung durch die Mutter als Ursprung dargestellt werden. 
Begehren ist jedoch nichts, was in der Kindheit geprägt 
wird und dann ein für allemal feststeht. Begehren ist ei- 
ne Struktur, die permanent hergestellt, benannt und 
praktiziert werden muss, um Existenz zu erhalten. Ver- 
änderung entsteht durch Veränderung des Verhaltens 
und nicht, indem man sich zu einem Geständnistier 
macht. Gestanden wird auch meistens dem weiblichen 
Gegenüber, wodurch ein Feld von Verhaltensmöglich- 
keiten erst geschaffen und Beziehungen selbst struk- 
turiert werden. Zum einen betont dies eine Determi- 
nierung unserer derzeitigen gelebten Realität durch 
unsere Vergangenheit. Zum anderen riskieren diese 
Positionierungen nichts mehr, sondern wiederholen le- 
diglich eine weit verbreitete Standardformel, die meist 
auf wenig Widerstand trifft und Sicherheit im Bezug 
auf eigene Selbstbilder schafft. 


UTE KALENDER 
Die Autorin gehört zu krac, einem Arbeits- und Diskus- 
sionszusammenhang aus Berlin. 
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" Frauen äußern diese 
Argumente auch. Meine 
persönliche Ein- 
schätzung ist jedoch, 
dass Frauen aufgrund 
eines anderen Erfah- 
rungshintergrundes und 
ihrer Verortung in der 
Hierarchie, eher die 
Veränderbarkeit und 
Prozesshaftigkeit von 
Selbstverhältnissen 
betonen. Wie dies in 
queeren Zusam- 
menhängen aussieht, 
kann ich nicht ein- 
schätzen. 
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»In Motion« 


NRW. In den letzten Wochen kam es in ver- 
schiedenen Städten in NRW zu mindestens 15 
Anquatschversuchen durch Angestellte des 
Verfassungsschutz NRW. Von den Antifaschist- 
Innen wollten diese vorgeblich Informationen 
zum Thema »Rechtsrock« erhalten. Da es aber 
keine Gesprächsbereitschaft von Seiten der 
AntifaschistInnen gab, mussten die VSlerInnen 
unverrichteter Dinge wieder abziehen. Anti- 
faschistische Gruppen aus NRW vermuten, dass 


VS contra Kommunikationsverweigerung 


dem VS die bisher erfolgreiche Kampagne »kein 
raum der nazi-musik! we-will-rock-you-tour 
2003« ein Dorn im Auge ist. Was auch immer das 
Kommunikationsbedürfnis der VSlerInnen ange- 
regt hat, den GenossInnen vor Ort wünschen wir 
bei ihrer Forderung »VS auflösen!« genauso viel 
Erfolg wie bei ihrer bisherigen Kampagne. 


http://www.nrw.antifa.net/rero/infos/vs-pm.htm 


Legalisierung contra Integration 


Deutsch mich nicht voll. Schon seit mehr als einem 
Jahr gibt es von kanak attak den Vorschlag eine 
Legalisierungskampagne zu starten und langsam 
scheint sie zu beginnen. Dabei werden sich nicht 
gerade kleine Ziele gesetzt, denn verschiedene 
Kampagnen von Flüchtlingen und MigrantInnen 
sollen in einen Kontext gestellt werden. Dabei 
geht es nicht alleine darum, Rechte zu fordern, 
sondern sich diese zu nehmen und anzueignen. 
Damit soll auch das Konzept der Integration 
angegriffen werden, welches denen, die sich in die 
deutsche Gesellschaft einpassen, eine minimale 


Verbesserung ihrer Situation verspricht. Dass sich 
kanak attak mit der Forderung nach Legalisierung 
auf ein nicht unumstrittenes Terrain wagt, muss 
nicht erst festgestellt werden, das steht bereits in 
den wenigen Texten, die auf der Internetseite zu 
finden sind. Mit ihren fast schon großspurigen 
Ankündigungen von einem »anderen Typus von 
Politik« sorgen sie für Spannung, was denn da 
noch nachkommen mag? 


http://www.rechtauflegalisierung.de 


Muse contra Leistungsideologie 


LEIPZIG. Die Legende lebt. Eine der letzten Kam- 
pagnen der Autonomen, wenn nicht die letzte 
große Kampagne, feiert gut 10 Jahre nach ihrem 
Ende ein Comeback. Das »anti-olympische kom- 
mitee leipzig« hat sich gegründet. Wie damals geht 
es gegen Leistungsideologie und die schon mit der 
Bewerbung verbundenen Umstrukturierungsmaß- 
nahmen in der Stadt. Der anti-olympische Gedan- 
ke soll so wieder zum Leben erweckt werden. Wenn 
auch nur in Ansätzen an die damals erfolgreiche 
Kampagne angeknüpft werden kann, stehen Leip- 
zig, dem NOK und dem IOC Monate mit Bestech- 


ungsskandälchen, Fassadenverschönerungen und 
ein paar kreative Homevideos ins Haus. Ein zweites 
Mal wird es wohl leider nicht gelingen, in Lausanne 
mit der offiziellen Delegation aus Leipzig verwech- 
selt zu werden oder gar ein paar Farbeier auf den 
IOC-Präsidenten selbst abzuwerfen. Aber warum 
nach Lausanne fahren, wenn der Protagonist der 
Leipziger Bewerbung, Oberbürgermeister Tiefen- 
see, doch ständig vor Ort auftritt. 


http://www.nein-zu-olympia.de 


Soligruppe contra BKA 


MAGDEBURG. Im Verfahren gegen Marco, 
Daniel und Carsten aus Magdeburg in dem ihnen 
nach $ 129a StGB Mitgliedschaft bzw. Rädelsfüh- 
rerschaft in einer terroristischen Vereinigung vorge- 
worfen wird, gibt es nicht nur von staatlicher Seite 
neue Entwicklungen. Inzwischen hat sich der Initia- 
tivkreis »10 Jahre nach dem Tod von Wolfgang 
Grams«, entschlossen eine bundesweite Solidari- 
tätsdemo am 25. Oktober 2003 in Magdeburg zu 
veranstalten. Zum Prozessauftakt, der wahrschein- 
lich Ende September oder Anfang Oktober sein 
wird, wird es eine von der Soligruppe Magdeburg- 
Quedlinburg organisierte Kundgebung geben. 
Aber auch das BKA bleibt indes nicht untätig 
und verschickt fleißig Zeugenbenachrichtigungen 


an Familienmitglieder, Freunde und Bekannte. Ei- 
nigen von diesen Personen könnte bei einer Aussa- 
geverweigerung Ordnungsgeld oder Beugehaft dro- 
hen. Solidarität ist also weiterhin gefragt. 


Spenden an: 


Rote Hilfe Magdeburg 
Stadtsparkasse Magdeburg 
Kontonr.: 371 519 49 

BLZ.: 810 532 72 
Verwendungszweck: Soligruppe 


http://www.soligruppe.de 


BgR contra Deutschland 


LEIPZIG. Zum 1. September 2003, dem Jahrestag 
des deutschen Überfalls auf Polen und des Beginns 
des zweiten von Deutschland ausgegangenen Welt- 
kriegs, mobilisiertre das BgR unter dem Motto 
»Kein Friede mit Deutschland« zu einer Demons- 
tration nach Leipzig. Mit dieser begründet das BgR 
langsam eine Tradition von Herbstevents, die sich 
gegen Deutschland und seine gesellschaftlichen 
Realitäten richten. War es im Jahr 2000 unter dem 
Motto »Save the Resistancel«, noch die Überwa- 
chungsgesellschaft, die angegriffen werden sollte, 
ging es ein Jahr später gleich darum »Deutschland 
den Krieg (zu) erklären!«. 2002 war die Thematik 
nach einer Veranstaltungsreihe und der Phase 2.04 
mit dem Schwerpunkt »Arbeit« klar vorgegeben, so 


hieß es folgerichtig: »Gegen Arbeitswahn und Ka- 
pitalismus!« Nachdem sich im letzten Jahr nur 
etwas mehr als 300 Personen bei der Demo einfan- 
den, bleibt zu hoffen, dass es diesmal ein paar mehr 
werden, wenn es wieder heißt, eine volle Breitseite 
auf Deutschland abzufeuern. Denn auch diesmal 
wird nicht nur »kein Frieden mit Deutschland« 
geschlossen, sondern der Kriegszustand neu erklärt, 
wenn auch nur als Unterparole. In diesem Sinne: 


Für eine antinationale linksradikale Bewegung. 
Deutsch-Europa den Krieg erklären! 


http://www.nadir.org/bgr 


Klassiker 


BERLIN. Wer würde die Linke bemerken, gäbe es 
den 1. Mai und den 3. Oktober nicht? Ohne diese 
Frage beantworten zu können: Man kann mittler- 
weile froh sein, wenn sie sich wenigstens an diesen 
Tagen noch ihrer Aktionsformen besinnt. Während 
die offiziellen Feierlichkeiten im trostlosen Sach- 
sen-Anhalt zelebriert werden, entert die radikale 
Linke die Straßen der Bundeshauptstadt. Die 
Kritik richtet sich — dem Tage angemessen — gegen 
Deutschland. Das Angreifen der von Deutschland 
vorangetriebenen europäischen Aufrüstung und der 
dazu betriebenen Europäisierung deutscher Ge- 


schichte eignet sich neben der Dringlichkeit von 
deren Thematisierung ebenso als Moment der 
Selbstverständigung einer radikalen Linken, will sie 
perspektivisch wieder mehr sein als die bunte 
Begleitung des Feiertagsprogramms. Am Vorabend 
also am 2. Oktober 2003 wird dieses in Bad Hom- 
burg unter dem Motto: »Just do it: gegen Antise- 
mitimus und Arbeittwahn — Revolution statt 
Deutschland !« eingeleitet. (www.antifa-hg.org) 


http://www.kp-berlin.de 
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Deutsche Popkultur nach dem 
11. September 


ÜBER DEN WIEDERAUFGEFLAMMTEN ANTIAMERIKANISMUS IM DEUTSCHEN 
POPDISKURS ALS TEIL EINER LANGFRISTIGEN NATIONALISIERUNGSTENDENZ 
VON POP IN DEUTSCHLAND 


olgt man einer weit verbreiteten Interpretation 
der Anschläge des 11. September, so firmiert der 
Einsturz der Türme des World Trade Centers in- 
sofern unter dem Begriff »Pop«, als mit den An- 
schlägen eingelöst würde, was »Hollywood« über Jahr- 
zehnte »versprochen« hatte. Sehr wohl hatten die meisten 
Beobachter, die den Einsturz der Türme des World Trade 
Centers und die darauf folgende Dauerberichterstattung 
live am Bildschirm verfolgten, Probleme, die Anschläge 
aus einer populären Repräsentation zu lösen und sie nicht 
als Inszenierung nach bekanntem medialen Muster, son- 
dern als Auslöschung von Menschenleben, als schreckli- 
che Realität zu begreifen. Manko dieser in Zeiten post- 
moderner Beliebigkeit einzig übrig gebliebenen popkul- 
turellen Rezeption ist, dass sie den Blick von den Ereig- 
nissen und den Opfern weg auf die gern beklagte, selten 
aber ausargumentierte Boshaftigkeit der modernen Welt 
samt ihrer medialen Darstellungsformen lenkt. Kurz: Die 
Anschläge wurden nicht als das wahrgenommen, was sie 
sind — hinterlistige Attacken islamistischer Fanatiker. 

Es gab mal Zeiten, da galt es als gesetzt, dass guter 
Pop nur linker, d.h. auf Emanzipation bedachter Pop sein 
kann. »Pop« meinte dabei den positiven Bezug auf ein 
kulturelles Gegenmodell, das sich von nationalen Kultur- 
sparten bewusst abgrenzte und über die Schaffung eige- 
ner Räume, Codes und Gebaren wie auch über die bes- 
sere Musik gesellschaftliche Missstände wie Faschismus, 
Sexismus und Rassismus anzugreifen suchte — ein Modell 
also, indem nicht zuletzt über einem im Grunde positiv- 
en Bezug auf amerikanische pop culture eine unterschwel- 
lige Sympathie mit den Attentätern des 11. September 
keinen Platz hätte finden können. Durch die wüsten 
antiamerikanischen Interpretationen von Bands und Pu- 
blikum seit dem 11. September und dessen Verlängerung 
mit dem Irak-Krieg wurde solcherart Verständnis, dem 
sich bundesweit nur noch wenige Veranstaltungsorte und 
kulturpolitisch Handelnde verpflichtet sehen, beträcht- 
lich in Frage gestellt. 


Popkultur nach dem 11. September 


Seit den Anschlägen auf New York und Washington, die 
insgesamt an die 3000 Todesopfer gefordert haben, stan- 
den die Vereinigten Staaten in der weltweiten wie auch 
der deutschen Öffentlichkeit wieder einmal ganz oben 
auf der Abschussliste. Offensichtlich ist das Datum zu ei- 
nem Bezugspunkt geworden für Ansätze, die Wesen, Er- 
scheinung und Handeln der Vereinigten Staaten erklären 
wollen, und dies durchweg in einem aggressiven und 


beschuldigenden Tonfall. Nicht die 3000 Toten wurden 
als Opfer eines mörderischen Angriffs in Schutz genom- 
men, stattdessen wurden sie zu Tätern erklärt, die ihren 
Tod selbst zu verantworten hätten, während über die Zie- 
le der Attentäter wohlweislich geschwiegen wurde. Es sol- 
len hier nicht alle Argumentationen erneut ausgebreitet 
werden. Das mit einer gehörigen Portion Schadenfreude 
vorgetragene Grundthema jedoch, das den Vereinigten 
Staaten die Verantwortung für die Anschläge selbst — 
nämlich aus ihrer Stellung als verbleibende Supermacht, 
die sie skrupellos ausnutzen würden — zuweist, reicht weit 
bis in den deutschen popkulturellen Diskurs hinein. 

Wut und Empörung entzündeten sich auch an der 
militärischen Intervention, die die Vereinigten Staaten 
bald nach dem 11. September zur Ausschaltung des isla- 
mistischen Terrornetzwerkes Al-Qaida in Afghanistan 
durchführten. Ein prominentes Beispiel etwa sind die 40 
deutschen Künstler und Künstlerinnen, unter ihnen 
Nena, Herbert Grönemeyer und Konstantin Wecker: Sie 
rissen in einem im Stern veröffentlichten Aufruf mit dem 
Titel »Stoppt diesen Krieg!« die Militärschläge gegen die 
Taliban aus ihrem kausalen Zusammenhang und stellten 
das vermeintlich drohende Inferno in eine Reihe mit 
früheren US-amerikanischen Interventionen. Einziges 
Manko dieses wohl gut gemeinten Einspruchs war, dass 
an dem Tag, als der Stern an die Kioske kam, die Men- 
schen in Afghanistan schon seit zwei Tagen über das Ende 
der Gewaltherrschaft auf den Straßen feierten, ohne sich 
um ihre friedensbewegten deutschen Fürsprecher zu 
kümmern. (Ähnliches ließ sich bekanntlich auch im Irak 
beobachten.) 

Zugleich fanden die Beschuldigungen an die USA 
über den 11. September hinaus ihre Verlängerung bis 
zum Irak-Krieg. Selten vernahm man die Deutschen in so 
geeinter Form, ja es schien fast, dass jetzt keine Rücksicht 
mehr genommen werden müsste auf den Fakt der 3000 
Opfer, sondern dass sich jetzt freier sagen ließ, was man 
immer dachte: Endlich sah man die USA dort, wo man 
sie immer gewähnt hat — beim Krieg führen. Bestimmen- 
des Moment der Äußerungen deutscher Künstler und ih- 
res Publikums, das weit bis in die jugendliche Friedens- 
bewegung reichte, war das Reizwort »Krieg«. Unter dem 
Vorwand, die Deutschen hätten aus ihrer Geschichte ge- 
lernt, bildeten auch die Vertreter deutscher Popkultur 
von Grönemeyer über die Fantastischen Vier bis zu 
Gentleman eine Einheit, die hinter ihrem unbedingtem 
Friedenswillen das antiamerikanische Ressentiment von 
den wesensmäßig gewalttätigen US-Amerikanern trans- 
portierte. Auffällig an der ganzen Friedensliebe, die da 


konsensual von links bis rechts zur Schau getragen 
wurde, war zudem, dass Bands und Publikum sich 
anlässlich des Irak-Krieges wieder einmal bemüßigt 
sahen, sich in welcher Form auch immer politisch zu 
engagieren. Erinnert sei nur an die Verwendung des 
Peace-Zeichens als offizielles Viva-Symbol oder die » War 
is not the answer«-Kampagne, die auf MTV Dutzende 
Künstler versammelte, die sich außer im Falle Amerikas 
sonst politisch nicht zu Wort melden. Dass sie dabei in 
Einklang mit der deutschen Regierungspolitik auf die 
Straße und vor die Mikrofone traten, störte sie nicht bzw. 
fiel ihnen wohl gar nicht auf, schließlich wurde eine 
deutsche »Friedensposition« ja oft genug sogar gefordert. 
Thomas D. etwa von den Fantastischen Vier hielt mit 
seiner Bewunderung für die deutsche Außenpolitik nicht 
hinter dem Berg: »Das Zeichen, das gesetzt wird dieser 
Tage und auch gesetzt werden muss, ist, dass sehr viele 
Menschen nicht für Krieg sind, sondern den Frieden 
behalten wollen. [...] Ich bin sehr froh, dass nicht nur die 
Menschen, die Bürger, das Volk »nein« sagt, sondern auch 
unsere Regierung sagt »Nicht mit uns!« Es macht mich 
stolz.«‘ Warum man auf »unsere« Regierung nicht stolz 
sein sollte, muss hier nicht besonders dargelegt werden. 
Es reicht sich zu vergegenwärtigen, dass die Bundes- 
tegierung 1999 einen Angriffskrieg gegen Jugoslawien 
unterstützt hat, dass sie sich mitnichten also einer steten 
Friedensposition verbunden fühlt. 

Inhaltsleerer ist selten über »Frieden« geredet worden. 
Und, so merkt der Publizist Henryk M. Broder zu Recht 
an, wenn die Deutschen das Wort Frieden in den Mund 
nehmen, sollte man immer vorsichtig sein: »Die friedens- 
bewegten Deutschen tun so, als reden sie über Afghanis- 
tan, tatsächlich reden sie über ihr Land und ihre Ge- 
schichte. Sie verurteilen die Bombardierung der afghanis- 
chen Städte, um rückwirkend gegen die Luftangriffe auf 
Dresden und Hamburg zu protestieren, sie solidarisieren 
sich mit den Opfern von heute, um darauf hinzuweisen, 
dass sie gestern Opfer der gleichen Mächte wurden.« 
Warum sie gestern »Opfer« der Mächte wurden, ver- 
schweigen sie dabei wohlweislich gern. 

Derartige Beispiele für verbale Angriffe, Verwün- 
schungen und Empfehlungen an die Vereinigten Staaten 
seitens deutscher Kulturschaffender im Gefolge des 11. 
Septembers ließen sich noch lange dokumentieren. 
Woher rühren aber diese neuerlichen Angriffe? Sind die 
USA wirklich das große Übel oder liegt ein Reflexions- 
ausfall vor, der nicht mehr zwischen der Wahrnehmung 
Amerikas und amerikanischer Wirklichkeit unterschei- 
den kann? Und: was hat das alles mit Pop zu tun? 


Eine neue Qualität? 


Der auch in deutschen Popkreisen weit verbreitete Anti- 
amerikanismus nach dem 11. September, der mit dem 
vorläufigen Ende des Irak-Krieges im Mai 2003 nicht 
zwangsläufig verschwunden ist, sich mit dem Verlust der 
unmittelbaren Projektionsfläche jedoch zumindest be- 
ruhigt hat und somit auch wieder zu mobilisieren ist, 
stellte keine zwangsläufig neue Qualität dar. Vielmehr ist 
er ein aus dem deutschen Amerikabild resultierendes Res- 
sentiment, wie es zuletzt zum 2. Golfkrieg 1991 in ver- 
gleichbarer Deutlichkeit wirksam wurde. Diese amerika- 
feindliche Einstellung, die sich an den USA zugeschrie- 


benen oder mit ihnen verbundenen Phänomenen wie ih- 
rer Stellung als Supermacht, ihrem Anspruch als Weltpo- 
lizisten und ihrer Entstehungsgeschichte reibt, ist unter- 
gründig angelegt und wird immer dann wirksam, wenn 
die projektive Interpretation amerikanischen Handelns 
dies nahe legt. Insofern sprechen wir hier zwar über eine 
äußerst ekelhafte Bewegung, nicht jedoch über etwas 
genuin Neues. Eine neue Qualität war lediglich auszuma- 
chen, als das Ressentiment nach dem Ende des Ost-West- 
Konflikts 1991 nun auch in Ländern des arabischen 
Raums stärker zum Vorschein kam. So hat der offen anti- 
semitische Gehalt der islamistischen Terroristen des 11. 
September die Hemmschwelle zur Äußerung antisemiti- 
scher Vorurteile in Verbindung mit antiamerikanischen 
Äußerungen etwa in der Hinsicht gesenkt hat, als Israel — 
und dahinter wohl »den Juden« — die eigentliche Verant- 
wortung für die Eskalation des Nah-Ost-Konfliktes 
durch Al-Qaida zugewiesen wird. 

»Besondere Relevanz«, so schreibt Georg Seeßlen, 
»entwickelt das Ressentiment in unserem Zusammen- 
hang in Form eines dumpfen kulturellen Antiamerikanis- 
mus, der insbesondere die populäre Kultur Amerikas be- 
trifft und ihre Verbindung mit globalen ökonomischen 
Zusammenhängen — Coca Cola, McDonalds, Holly- 
wood, und: englischsprachige Popmusik werden als eine 
Art subtile Verschwörungstheorie phantasiert, die die 
‚Reinheit« und »organische Gewachsenheit« ursprüngli- 
cher Kulturen bedrohen würde.« Zu diesem kulturellen 
Überlegenheitsgefühl gegenüber Amerika, seinen Expor- 
ten und seinen Einwohnern, das eines der langlebigen da 
stets präsenten Momente des Antiamerikanismus be- 
zeichnet, zählt etwa die gern auch in linken Kreisen zu 
vernehmende Rede vom »Ami-Scheiß« genauso wie die 
reflexartige Ablehnung amerikanischer Massenkultur 
oder das Ressentiment gegenüber den angeblich »unge- 
bildeten« Amerikanern. Der deutsche HipHopper Mel- 
lowmark etwa meinte diesen Verlust deutscher Kultur in 
seinem Hit »Weltweit« folgendermaßen beklagen zu 
müssen: » Weltweit US-Amerikanisches Fast-Food / Welt- 
weit amerikanisches Gedankengut / Weltweit US-ameri- 
kanische Sprachflut / Weltweit US-AmArschKult / Welt- 
weit US-amerikanisches Fernsehen / Weltweit US-ameri- 
kanisches Erbgen / weltweit US-amerikanische Armeen / 
Weltweit US am Arsch vorbeigehn [...] Blut auf den Stra- 
ßen / Die Völker sind verraten / Von den Mörderstaaten 
/ Denn sie killen auf Raten [...].«‘ Nun ja, Mellowmark 
müsste wohl mal jemand erzählen, welchen kulturellen 
Mief er erleben dürfte, würde sich seine untergründige 
Forderung nach dem Verzicht auf seine angloamerikani- 


schen Vorbilder erfüllen. 
Pop vs. Deutschland 


Für Pop in Deutschland bezeichnet dieser seit dem 11. 
September wieder erstarkte Antiamerikanismus eine be- 
sonders paradoxe Situation. Nun ist Pop in Deutschland 
sicherlich Schnittstelle dieses weit verbreiteten Ressenti- 
ments, genauso wie es auf Nachfrage in jedem Sportver- 
ein anzutreffen ist — da sollten wir uns wohl nichts vor- 
machen. Paradox daran ist, dass auch Pop in Deutschland 
in einer angloamerikanischen Tradition steht, die ohne 
die Amerikaner 1945 nicht nach Deutschland gefunden 
hätte — das Ressentiment gegen Pop als Ausdruck ameri- 
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kanischer Massenkultur richtet sich also praktisch gegen 
die eigene Legitimation. Die Musikzeitschrift Spex wusste 
noch 1993 zu berichten: »Man sollte nie hinter die Er- 
kenntnis zurückfallen, dass es ohne die Internationalität 
des angloamerikanischen Kulturimports wahrscheinlich 
keinen Ausweg aus dem Kulturmief der Nachkriegszeit 
gegeben hätte. Elvis Presley war nicht umsonst kein Deut- 
scher.«° An dieses Unverständnis, das zugleich über Ge- 
nerationen meinungsbildend war und ist, zu erinnern, 
kann nicht oft genug eingefordert werden, deshalb hier 
einige Grundzüge der unterschiedlichen Entstehungsge- 
schichte von Populärkulturen in Europa wie in den Verei- 
nigten Staaten: 

Die Entstehung von Massenkultur im Zuge der Indus- 
trialisierung zur Mitte des 19. Jahrhunderts und noch ein- 
mal verstärkt zu Beginn des 20. Jahrhunderts mit dem 
Aufkommen neuer Medien wie Radio, Ton und Film, 
wurde im kontinentalen Europa und speziell im industriell 
rückständigen Deutschland stets mit Unbehagen und der 
Angst vor einem Macht- und Traditionsverlust gewachse- 
ner Kulturen begleitet. Dass Kultur nun — einhergehend 
mit dem »Verlust ihrer Aura« (Walter Benjamin) — mate- 
riell und industriell gefertigt werden konnte und noch da- 
zu technisch reproduzierbar war, stieß auf Ablehnung. 
Diese Zurückweisung korrespondierte mit der Angst vor 
dem Verlust bekannter Lebenswelten, die durch die Indus- 
trialisierung ohnehin stets aufs Neue erschüttert wurden. 
Unbehagen erwuchs auch aus den gesellschaftlichen Fol- 
gen der neuen Techniken: Mittels Film und Musik wurden 
erstmals die aus der bürgerlichen Kultur bis dahin weitge- 
hend ausgeschlossenen sozialen Unterschichten ange- 
sprochen. Sie hatten bisher auf die Produktion und Re- 
zeption europäischer Kultur, sofern sie nicht Volkskultur 
war, keinen Einfluss gehabt. Zugleich entwickelte sich die 
»Trivialkultur« nicht zuletzt aus ebendieser Nichtrepräsen- 
tation der nichtbürgerlichen Schichten, die mit der 
Durchsetzung des Kapitalismus’ ja eine ungeheure Klientel 
darstellte. Bisweilen konnte das Unbehagen auch in Zen- 
sur umschlagen - schließlich beförderte die wirklichkeits- 
getreue Darstellung des alltäglichen Lebens etwa im Film 
die Angst, unliebsame Reflexionen des Publikums über 
Sexualmoral, Arbeitsethos und den Sinn des Lebens über- 
haupt herbeizuführen. 

Anders hingegen in Amerika. Hier führte der anders 
gelagerte Niederschlag von Herrschaft und Herkunft zu ei- 
ner horizontalen, nicht vertikalen Ausrichtung von Kultur 
— die amerikanische Kultur verläuft also weniger als die 
europäische von Oben nach Unten, sondern quer zu den 
bekannten europäischen Mustern und kannte so von Be- 
ginn an weniger Hoch- sondern mehr Populärkultur. Sym- 
bolisch dafür stehen das oftmals angefeindete Bild vom 
melting pot, vom Schmelztiegel, und die darin aufgehobene 
Emigrationserfahrung. Konkret heißt das unter anderem, 
dass etwa die Überwindung der europäischen Herkunft, 
vor der man ja geflohen ist, als Befreiung verstanden wird. 
Das eigene Selbstverständnis bezieht sich deshalb auf die 
neue Staatsbürgerschaft als Ausdruck gewonnener Freiheit 
und nicht auf die ethnische Herkunft. Mit dem Traum ei- 
ner besseren Gesellschaft, die man in Amerika gewillt zu 
bauen ist, geht eine weniger fortschrittsfeindliche Einstel- 
lung den Phänomenen der Moderne gegenüber einher. 
Schließlich bezieht sich der Patriotismus auf Werte wie 
individuelles Glück, Wohlstand und Freiheit und nicht auf 


Blut, Herkunft oder Religion. Und: die Unmöglichkeit der 
weiteren Emigration — auf Amerika folgt bekanntlich 
nichts — verhindert den radikalen Bruch mit der eigenen 
Gesellschaft, in die man ja geflüchtet ist. Während man 
sich in Europa also aus der eigenen Wirklichkeit hinweg- 
träumt — paradoxerweise oftmals nach Amerika -, liegt die 
Hoffnung amerikanischer Popkultur nicht im Überschrei- 
ten der eigenen Grenzen, sondern im Gegenteil in deren 
Öffnung. 

All dies fließt ein in eine Definition von Pop, wie sie 
nach 1945 in Deutschland über die Stationierung ameri- 
kanischer und britischer Soldaten samt der sie begleiten- 
den Radiostationen Verbreitung gefunden hatte. Ulf 
Poschardt sagt dazu, »Pop entstand nach dem Zweiten 
Weltkrieg als rebellisches Kind der westlichen, kapitalisti- 
schen Zivilisation, um als Sprachrohr, Gefühlsverstärker 
und Identitätskonstrukteur schnell fast alle Jugendliche 
dieser Zivilisation zu einen.« Pop galt demnach — zumin- 
dest im Vergleich zu deutschen Verhältnissen und aus einer 
linken Perspektive — als universell und erhob von zu Hau- 
se aus den Anspruch, über Konstrukte wie Nation, Ge- 
schlecht, Rasse etc. hinauszuweisen. 


Nothing new on the German Front 


Nun hat Pop in Deutschland nicht erst mit dem Ende des 
Besatzungsstatus 1990 seine Unschuld verloren und ist 
zum Instrument deutscher Selbstfindung geworden, auch 
wenn das mit Abzug der Alliierten neugestärkte Selbst- 
bewusstsein der Berliner Republik seinen Teil zur Neu- 
interpretation auch popkultureller Ausdrucksformen bei- 
getragen haben mag. Im Gegenteil, eine deutsche Lesart 
von Populärkulturen jüngeren Datums ist so alt wie die 
Anwesenheit der Amerikaner selbst, sei es die 68er In- 
terpretation der Horkheimerschen Kulturindustriethese 
gewesen oder die (wenn z.T. auch kritisch) mit deutschen 
Tugenden spielende Neue Deutsche Welle mit bewusst 
deutsch singenden Bands wie Kraftwerk oder DAF. Der 
Grund für eine solche Füllung liegt dabei nicht zuletzt in 
der Beliebigkeit von Pop selbst. Was Populärkultur letzt- 
lich bedeuten soll, kann in unterschiedlichen nationalen 
Kontexten nun einmal national gefüllt werden, so auch in 
Deutschland. 

Das Unwissen bzw. Unbehagen über amerikanische 
Popkultur samt seiner antiamerikanischen Unterfütterung 
reiht sich ein in die Debatten von Mitte der neunziger 
Jahre, die unverhohlen die nationale Ummantelung von 
Pop einforderten. Prominentestes Beispiel war wohl der 
Liedermacher Heinz-Rudolf Kunze, der 1996 die Diskus- 
sion um die Radioquotierung deutschsprachiger Musik 
anheizte, um Deutschland vor dem sogenannten kulturel- 
len Genozid zu bewahren. Diese Versuche, Pop deutsch zu 
erden, setzen sich bis in die Gegenwart fort, wie ein vier- 
zigseitiger Sonderteil unter der Headline »Popstandort 
Deutschland — Woran bastelt dieses Land?« in der Mai- 
Ausgabe der einst linken Musikzeitschrift Spex belegt. 
Schützenhilfe in Sachen Rettung deutschen Kulturguts er- 
hält man dabei in jüngster Zeit mal wieder von ganz oben, 


wie die Berufung des einstigen niedersächsischen Minister- - 


präsidenten Sigmar Gabriel (SPD) zum »Beauftragten für 
Popkultur und Popdiskurs« der Bundesregierung zeigt. 
Wenngleich Gabriel, der dafür da sein soll, »mit Künstlern, 
aber auch mit Vertretern der Branche für die SPD Kontakt 
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zu halten, Diskussionen zu führen [...] und Verab- 
tedungen zu treffen«‘, für seine Verbindung von ge- 
spielter Jugendlichkeit und schwerfälliger Parteipo- 
litik selbst von der bürgerlichen Presse mit Häme 
bedacht wurde, ist die neue Qualität nicht zu 
übersehen. Hinter dem Ziel der Verbindung von 
Parteipolitik und junger Generation verbirgt sich 
zugleich der Druck der deutschen Musikwirt- 
schaft. Angesichts der Etablierung neuer Marktseg- 
mente soll Tonträgern, die ausschließlich in hie- 
sigen Breiten produziert wurden — also deutschen —, 
mittels einer neuerlichen Quotenforderung nach 
französischem Vorbild ein Absatzmarkt gesichert 
werden, ein Ziel, das Gabriel durchaus verstanden 
hat: »Es geht um eine Branche, die sowohl kulturell 
als auch wirtschaftlich hoch interessant ist. Und 
so kommt eins zum anderen: Gabriel, der nach 
Selbstauskunft »als junger Mensch auf die Loreley 
gefahren ist [...] und sich Rockkonzerte von Udo 
Lindenberg gegen den Ausbau der Atomenergie«' 
angehört hat, kokettiert nun in offizieller Funktion 
mit ebenjenen deutschsprachigen Vordenkern einer 
Nationalisierung von Pop wie Kunze, Lindenberg 
oder Wolf Maahn. Dabei gibt er eine maßgeschnei- 
derte Vorlage, die — wie sich gezeigt hat — vom ju- 
gendlichen deutschen Publikum mit Wohlwollen 
aufgenommen wird. Wirtschaftlicher Druck und 
eine deutsche Sozialisation verbinden sich so zu ei- 
nem nach volksmusikmäßigen Vorgaben zusam- 
mengebrauten, stinkendem Gemisch, das mittels 
der Durchsetzung der Quotenforderung nicht ge- 
ing zu schätzende Aussicht auf Erfolg hat. Das 
Zelt etwa die bereits vollzogene Selbstverpflichtung 
des Musiksenders Viva, das antiamerikanische Res- 
sentiment inklusive. 


Verteidigungsstrategie Pop culture? 


Kritik an diesem nationalistischen Backlash von 
Pop, die auch das kulturell geprägte antiamerika- 
tische Ressentiment einschloss, kam ab Anfang 
der neunziger Jahre von antideutscher Seite. Die 
Reflexion der in der Linken bis 1989 weit verbrei- 
teten und nur wenig in Frage gestellten Amerika- 
feindlichkeit zeitigte auch Auswirkungen auf ein 
differenzierteres Verständnis von Popkultur. Im 
positiven Bezug auf Amerika und seine vom Prin- 
zip her demokratische und universelle Massen- 
kultur trafen sich die Antinationalen mit Teilen 
der vornehmlich westdeutschen Kulturlinken, die 
über ein bisweilen reformistisches Interesse an den 
minoritären kulturellen und sozialen Bewegungen 
der Vereinigten Staaten, wie etwa HipHop, eben- 
falls nicht in die nationalisierende und antiameri- 
kanisierende Falle tappen konnten. Eckpunkte die- 
ser Gegenstrategie waren etwa die von den Ham- 
burger »Wohlfahrtsausschüssen« 1992 organisierte 
bundesweite Diskussionstour »Etwas besseres als 
die Nation«, die mit Diskussion und Konzert linke 
Kultur und Politik zu verbinden suchten. 
Spätestens jedoch mit den Diskussionen der 
neunziger Jahre um den »Mainstream der Minder- 
heiten« war dieser Impuls vorbei. Auch die polari- 


sierenden Auswirkungen des 11. September 2001 
auf die politische Diskussion der bundesdeutschen 
Linken haben die Chancen auf eine linke Repoliti- 
sierung von Popkultur nicht gerade wachsen lassen. 
Abgesehen von der Tatsache, dass man die bun- 
desdeutschen Läden, Labels und KünstlerInnen, 
die sich immer noch kritisch-positiv auf einen Pop- 
begriff beziehen und ihn in die Praxis umzusetzen 
suchen, an einer Hand abzählen kann, stellen sich 
gleich zwei Schwierigkeiten: Nicht nur, dass man 
voll und ganz in Anspruch genommen ist, die 
antiamerikanischen Auswüchse von Bands und 
Publikum abzuwehren — vor dem Hintergrund der 
Frage, ob und wie sich eine Kritik an der Politik der 
Vereinigten Staaten — noch dazu über Pop — über- 
haupt formulieren lässt, droht schließlich auch die 
Gefahr, durch die allzu leichtfertige Inanspruch- 
nahme des amerikanischen Glücksversprechens die 
Realität aus den Augen zu verlieren. Der (auch in 
diesem Text durchscheinende, überaus) positive 
Bezug auf amerikanische pop culture sollte deshalb 
als »Verteidigungsstrategie« verstanden werden, die 
zugleich die Chance bietet, mittels der Analyse 
eines kritischen Popbegriffs hinter die Kulissen zu 
blicken. Zwar bleibt vor einem deutschen Hinter- 
grund der Antiamerikanismus der Deutschen zu 
kritisieren und amerikanische gegen hiesige Ver- 
hältnisse in Stellung zu bringen. Dennoch würde 
wohl niemand auf die Idee kommen, diesen Ansatz 
in der Praxis mit einer mehr als provozierenden, 
d.h. ernst gemeinten, Zurschaustellung etwa 
amerikanischer Symbole auf die Bühne bringen zu 
wollen. Dafür handelt es sich auch hier letztlich 
nicht um eine politische Äußerung im Sinne eines 
künftig Motivationen freisetzenden Identifikations- 
modells, sondern letztlich nur um eine notwendige 
Reaktion auf die Verhältnisse. Auf Amerika be- 
zogen zählt nach unserem Verständnis also die Un- 
terscheidung zwischen der Wahrnehmung den 
USA zugeschriebener Phänomene und der ameri- 
kanischen Realität. Dies führt letztlich dazu, an 
einer Kritik der Realität überhaupt festhalten zu 
können. Auf Pop übertragen bewahrheitet sich 
damit unser schon in anderen Zusammenhängen 
kolportierter Satz, der ein zeitgemäßes Verständnis 
kritischer Popkultur auch in Bezug auf die Über- 
windung antiamerikanischer Einstellungen hin auf 
den Punkt bringt: »Sogenannte kritische oder poli- 
tische Popkultur muss, wenn sie diesen Impetus tat- 
sächlich vertreten will, ihr eigenes Scheitern und 
ihre unabänderliche Eingebundenheit in die kapi- 
talistischen Verhältnisse stets mitdenken und tat- 
sächlich auch thematisieren.« 


Por AG im Conne Island 
Vorstehender Text diente als Grundlage für ein Re- 
ferat zu der Diskussionsveranstaltung »Nothing 
new on the German Front — Popkultur nach dem 
11. September«, die im Rahmen der Veranstal- 
tungsreihe »Kritische Popkultur?« am 10. Mai im 
Soziokulturellen Zentrum Conne Island in Leipzig 
stattfand. 
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NEXT DATES.. 


12.09.-14.09.2003 II DORTMUND 
Adornotage »Politische Konsequenzen 
radikalen Denkens« 

Buchhandlung und Kaffeehaus Taranta 
Babu, Humboldtstrasse 44 


20.09.2003 II LEIPZIG 

»6 Jahre Jungle World« u.a. mit 
Mouse on Mars und Tigerbeat 
im Conne Island, 
www.conne-island.de 


01.10.-18.10.2003 II LEIPZIG 

»Ihr seid nicht vergessen!« 
Ausstellung über das KZ Uckermark, 
Innenstadt, Brühl 4 


03.10.2003 II BERLIN 
Bundesweite Demonstration 
gegen Deutschland 


10.10.-12.10.2003 II MÜNCHEN 

Making History, Kongress an der Münch- 
ner Universität, Positionen und Perspek- 
tiven kritischer Geschichtswissenschaft 
http://www.kritische-geschichte.de/ 


17.10.2003 Il FRANKFURT/MAIN 
»Europa: Militarisierung und Flüchtlings- 
abwehr - Erfahrungen, Gegenstrategien 
und Perspektiven« II Tagung von 
Connection e.V. u.a. mit Tobias Pflüger (IMI 
e.V.) Nähere Infos und Anmeldung unter: 
http://www.Connection- 
eV.de/Projekte/Tagung.html 


07.11.-09.11.2003 II FRANKFURT/MAIN 
Indeterminate! Kommunismus - Interna- 
tionaler Kulturkongress Il 

Vorläufige Themenblöcke: Aktualität des 
Kommunismus, Ökonomie der politischen 
Kritik, Kritik der politischen Ökonomie, 
Praktizierte Philosophie der Praxis 


22.-23.11.2003 II TÜBINGEN 
IMI-Kongress: Globalisierung und Krieg 
Alten- und Begegnungsstätte Hirsch, 
Hirschgasse, 

Infos unter www.imi-online.de 
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IKE FLIEGE 
IM HERBST IN IN DIE 
\ DEN Süden Songs, 
IN DIE 
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